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Bei Straßen, die nach Antide-
mokraten benannt wurden, 
taucht die Frage nach deren 
Namensänderung ebenso 
auf, wie als Beitrag im Kampf 
gegen Gegenwartsrassismus. 
Erschweren derartige Tilgun-
gen nicht auch die kritische 
Auseinandersetzung mit der 
dahinterstehenden Geschich-
te?   Seite 19
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V.l.: Albert Füracker, Bayerischer Staatsminister der Finanzen und 
für Heimat und Dr. Ulrich Netzer, Präsident des Sparkassenver-
bands Bayern. Bild: SVB

Verbandsversammlung des Sparkassenverbands Bayern:

Sparkassen als  
solider Anker in der Krise

„Wir Sparkassen können Krise – von der Finanzkrise bis zur 
Corona-Pandemie sind wir ein solider Anker“, hob Dr. Ulrich 
Netzer, Präsident des Sparkassenverbands Bayern, anlässlich 
der Ordentlichen Verbandsversammlung 2020 des Sparkas-
senverbands Bayern, die im Zeichen von Covid19 in redu-
ziertem Rahmen stattfand, hervor. Auch in unberechenba-
ren Zeiten könne man flexibel agieren und die Privat- wie 
Gewerbekunden verlässlich begleiten. „Unsere Berater ha-
ben die Unternehmen direkt angesprochen, intensive Bera-
tungsgespräche geführt und tausende Anträge bearbeitet. 
Wir finden für jeden Kunden die individuell beste Lösung, 
um die wirtschaftlichen Corona-Folgen gut zu bewältigen.“

In den ersten fünf Monaten 
des Jahres 2020 verzeichneten 
die 64 bayerischen Sparkassen 
ein Kreditneugeschäft mit Un-
ternehmenskunden von 8,75 
Milliarden Euro und damit ei-
ne Steigerung von 30 Prozent 
gegenüber dem Vorjahr. Inzwi-
schen wurden über die bayeri-
schen Sparkassen bereits rund 
6.200 Förderkredite aus den 
staatlichen Corona-Hilfen der 
Förderbanken in Höhe von ins-
gesamt 1,42 Milliarden Euro ab-
geschlossen.

Liquidität sichern

Damit wird vielen mittelstän-
dischen Unternehmen eine Per-
spektive für die Zeit nach der 
Krise eröffnet. Gerade in den 
ersten Wochen waren zudem 
für viele Betroffene Tilgungsaus-
setzungen für bereits bestehen-
de Kredite ein besonders wirk-
sames Mittel, um die Liquidität 
aufrecht zu erhalten. Bis heute 
haben die Sparkassen in Bayern 
bei insgesamt 49.000 Kreditver-
trägen, davon mehr als die Hälf-
te von Gewerbe- und Firmen-
kunden, die Tilgung für mehre-
re Monate ausgesetzt.

Wie Präsident Netzer beton-
te, „hat Corona auch uns selbst 
wieder eindrücklich gezeigt, wer 
wir sind und was wir alles kön-
nen. Ich bin stolz auf unsere Ins-
titute, die gerade in der Krise so 
flexibel, leistungsfähig, flott und 
unbürokratisch arbeiten. Wir 
haben zum Beispiel innerhalb 
von 14 Tagen einen völlig neuen 
Online-Prozess für den Umstieg 
zum Online-Banking auf die Bei-
ne gestellt. Die Kunden können 

sich jetzt sofort im Internet frei-
schalten lassen.“

Der Blick in die Zukunft stimmt 
Netzer zuversichtlich: „Auch 
wenn die Lage unsicher bleibt 

– Stichwort unruhige Kapital-
märkte, mögliche kommende 
Insolvenzen und weitere Zwei-
trundeneffekte – und wir uns 
auf neue Belastungen, schnellen 
Wandel und hohe Volatilitäten 
einstellen müssen: Ich bin über-
zeugt, dass die Sparkassen ge-
stärkt aus dieser Phase hervor-
gehen werden.“

Erfolgskonzept Hausbanken

Anerkennung für ihre Arbeit 
in der Corona-Krise zollte den 
bayerischen Sparkassen auch 
der Bayerische Staatsminister 
der Finanzen und für Heimat, Al-

bert Füracker: „Unser Hausban-
kenprinzip ist ein Erfolgskon-
zept. Dabei waren die Sparkas-
sen erneut Stabilitätsanker und 
werden dem Vertrauen gerecht, 
das in sie gesetzt wird.“

Füracker lobte den Beitrag 
der Sparkassen zur besonnenen 
Bewältigung der größten ökono-
mischen Herausforderung seit 
dem Zweiten Weltkrieg: „Coro-
na ist keine Krise wie jede ande-
re. Mit Konsequenz und Diszip-
lin sind wir dabei im Vergleich 
zu vielen anderen Industrielän-
dern bislang gut durch die Krise 
gekommen. Die Banken spielen 
bei der kurzfristigen Versorgung 
der Wirtschaft mit Liquidität ei-
ne zentrale Rolle. Ohne Regio-
nalbanken wie die bayerischen 
Sparkassen und der bewährten 
Zusammenarbeit wären eine 
so effektive Durchreichung der 
Förderkredite, die Kreditverga-
be aus eigenen Bankmitteln und 
die vielen Tilgungsaussetzun-
gen nicht möglich gewesen. Be-
ratung vor Ort und langjährige 
Kundenbeziehungen zahlen sich 
hier aus. Unternehmen wurde 
zügig geholfen, und sie werden 
auch jetzt weiter eng durch die 
Situation begleitet.“

Neuwahlen an der Spitze

Im Rahmen der SVB-Ver-
bandsversammlung wurden 
auch einstimmig zwei neue Ver-
bandsvorsitzende gewählt: Ers-
ter Verbandsvorsitzender wird 
Dr. Thomas Jung, Oberbürger-
meister der Stadt Fürth. Er folgt 
auf Prof. Dr. Ulrich Reuter, der 
zum Jahreswechsel sein Amt 
als hauptamtlicher Präsident 
des Sparkassenverbands Bayern 
in der Geschäftsstelle in Mün-
chen antreten wird. Als zwei- 
 (Fortsetzung auf Seite 4)

Deutscher Landkreistag und Deutscher Städtetag: 

Gesundheitsämter sind 
personell gut aufgestellt 
Die 294 Gesundheitsämter von Landkreisen und die 62 von kreis-
freien Städten nehmen in der Corona-Pandemie eine Schlüs-
selrolle vor Ort ein. Vor diesem Hintergrund haben Deutscher 
Landkreistag und Deutscher Städtetag mit einer gemeinsamen 
Umfrage die Personalausstattung beim Öffentlichen Gesund-
heitsdienst (ÖGD) in den Flächenländern ermittelt.

An der Umfrage nahmen 252 
von 356 Gesundheitsämtern 
teil. Aufgrund dieser hohen Be-
teiligung lässt sich das Ergeb-
nis auf alle Gesundheitsämter in 
den Flächenländern hochrech-
nen. Die Ergebnisse der Umfra-
ge im Einzelnen:
• Bundesweit werden in den 
Flächenländern über 3.300 Voll-
zeit-Planstellen für Amtsärztin-
nen und Amtsärzte vorgehal-
ten, das sind knapp 10 Planstel-
len pro Gesundheitsamt. Bei 
den medizinischen Fachange-
stellten, Hygienekontrolleuren 
und weiterem medizinischen 
wie nicht-medizinischen Perso-
nal werden darüber hinaus über 
11.600 Vollzeit-Stellen bereitge-
stellt. Insgesamt gibt es damit in 
den Gesundheitsämtern 14.900 
Stellen. 
• Besetzt sind rund 2.900 der 
Stellen für Ärztinnen und Ärz-
te (Besetzungsquote 87 Pro-
zent). Beim nichtärztlichen Per-
sonal sind rund 11.000 Stellen 
besetzt (Besetzungsquote 94,5 
Prozent). Insgesamt sind damit 
in den Gesundheitsämtern in 
den Flächenländern bundesweit 
rund 13.900 Stellen besetzt. 
Aufgrund von Teilzeit-Beschäfti-
gung ist die Gesamtzahl der Be-
schäftigten höher als die Zahl 
der besetzten Stellen. Unbe-
setzt ist ein Teil der Stellen zum 
Beispiel wegen Fluktuation oder 
Schwierigkeiten bei der Gewin-
nung von Fachkräften. 
• Zusätzlich zu den Planstel-
len waren zum Stichtag 15. Ju-
ni in den Gesundheitsämtern 
rund 5.900 Beschäftigte einge-
setzt – vor allem zur Kontakt-
nachverfolgung, für Coronatests 
und zur Kontrolle von Quarantä-
ne. In großem Umfang konnten 
Mitarbeiter aus anderen Berei-
chen der Verwaltung der Städte 
und Landkreise umgesetzt wer-
den. Es wurde auch zusätzliches 
Personal eingestellt oder durch 
Amtshilfe eingesetzt. 
• Die meisten Gesundheitsäm-
ter planen, zusätzliche Ärzte wie 
auch weitere medizinische Fach-
angestellte, Sachbearbeiter und 
anderes nicht-ärztliches Perso-
nal einzustellen.

„Die Landkreise und kreis-
freien Städte als Träger der Ge-
sundheitsämter sind personell 
gut aufgestellt. Es besteht kei-
nerlei Grund zu Alarmismus!“, 
kommentierte der Präsident 
des Deutschen Landkreistages, 
Landrat Reinhard Sager, die Er-
gebnisse. Im Durchschnitt sei 
nur etwas mehr als eine ärztli-
che Planstelle pro Gesundheits- 
amt aktuell nicht besetzt. Das 
oftmals transportierte negative 
Bild von Personalgewinnungs-
problemen und Unterbeset-
zung bestätige sich damit gera-
de nicht. 

Weiteres Personal nötig

„Wir sehen, dass die Gesund-
heitsämter derzeit in besonde-
rem Maße beansprucht werden, 
aber nicht überfordert sind“, so 
Sager weiter. Gleichwohl plan-
ten die meisten Gesundheits-
ämter, weiteres Personal ein-
zustellen. Dazu sei finanziel-
le Unterstützung willkommen. 
„Nichts ist so gut, dass es nicht 
– gerade auch mit Blick auf die 
aktuell krisenbedingten beson-
deren Belastungen – noch ver-
bessert werden kann“, merkte 
Sager an. Über zusätzliche dauer- 
 (Fortsetzung auf Seite 4)

BVerfG stärkt kommunale 
Selbstverwaltung

Wegen Verletzung des kommunalen Selbstverwaltungsrechts 
sind Regelungen der Bedarfe für Bildung und Teilhabe mit dem 
Grundgesetz unvereinbar. Dies hat das Bundesverfassungsgericht 
entschieden. Hintergrund ist eine Verfassungsbeschwerde kreis-
freier Städte aus Nordrhein-Westfalen, die 2013 beim BverfG ein-
gereicht wurde. 

Gegenstand der Verfassungs-
beschwerde waren die 2012 neu 
getroffenen Regelungen der Be-
darfe für Bildung und Teilha-
be. Die Beschwerdeführerinnen 
machten im Rahmen der Kom-
munalverfassungsbeschwer-
de geltend, dass die angegriffe-
nen Vorschriften gegen das bun-
desrechtliche Aufgabenübertra-
gungsverbot verstießen, weil die 
Regelungen die ihnen als örtli-
chen Trägern der Sozialhilfe be-
reits zugewiesenen Aufgaben 
wesentlich verändert, erweitert 
und um neue Aufgaben ergänzt 
hätten.

Keine Übertragung neuer 
Aufgaben durch den Bund

„Das Bundesverfassungsge-
richt stärkt mit seiner Entschei-
dung die kommunale Selbst-
verwaltung. Denn mit dem Be-
schluss macht es sehr deutlich, 
dass den Kommunen durch Bun-
desrecht keine neuen Aufgaben 

übertragen werden dürfen. Und 
der Bund darf auch bestehende 
Aufgaben der Kommunen nicht 
ohne Weiteres erweitern“, be-
wertete Helmut Dedy, Haupt-
geschäftsführer des Deutschen 
Städtetages, das Urteil. 

Rechtssicherheit  
für die Kommunen

Dedy zufolge versucht der 
Bund immer wieder, den Städ-
ten Aufgaben neu zu übertra-
gen oder sie zu erweitern. „Das 
ist deshalb problematisch, weil 
für den Mehraufwand der Kom-
munen in der Regel kein Kosten-
ausgleich erfolgt und so der fi-
nanzielle Handlungsspielraum 
stetig kleiner zu werden droht. 
Immer wieder sind die Kommu-
nen durch Regelungen des Bun-
desgesetzgebers mit erhebli-
chen Kostenbelastungen auf-
grund neuer oder erweiterter 
Aufgaben konfrontiert. Jetzt be-
stätigt das Bundesverfassungs-

gericht das Aufgabenübertra-
gungsverbot in der Sache und 
schafft Rechtssicherheit für die 
Kommunen. Es stellt nochmals 
eindeutig klar, dass Aufgaben-
übertragungen durch die Län-
der zu erfolgen haben und die 
den Kommunen dadurch entste-
henden Kosten von den Ländern 
auszugleichen sind.“

Durchgriffsverbot

Die Entscheidung des Gerichts 
bestätige die konsequente An-
wendung des im Grundgesetz 
verankerten Durchgriffsverbo-
tes, das dem Bund seit der Fö-
deralismusreform 2009 die di-
rekte Übertragung von Auf-
gaben auf die Kommunen un-
tersagt. Möglich sei nur eine 
Aufgabenübertragung durch die 
Länder. Das Gericht sichere da-
mit die Anwendung der landes-
rechtlichen Konnexitätsregeln 
auch bei der Vollziehung von 
Bundesgesetzen durch die Kom-
munen und stärke damit die 
kommunale Selbstverwaltung.

Auch der DStGB begrüßt die 
Entscheidung des Bundesver-
fassungsgerichts. Die Entschei- 
 (Fortsetzung auf Seite 4)
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Wir gratulieren

ZUM 60. GEBURTSTAG
Bürgermeister Max Dietl 

94375 Stallwang 
am 15.9.

Bürgermeister Ludwig Greimel 
84149 Velden 

am 21.9.

ZUM 55. GEBURTSTAG
Bürgermeister Ernst Nickel 

96160 Geiselwind 
am 18.9.

Bürgermeister Rüdiger Stenger 
63872 Heimbuchenthal 

am 23.9.

ZUM 40. GEBURTSTAG
Bürgermeister Andreas Zepper 

84558 Tyrlaching 
am 19.9.

Hinweis in eigener Sache
Trotz aller Bemühungen sind un-
sere Daten nicht vollständig. Wir 
bitten deshalb um rechtzeitige 
Bekanntgabe der bevorstehen-
den runden Geburtstage.
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Klausurtagung der CSU-Landesgruppe: 

Kickoff aus der Krise
Im Rahmen ihrer Klausurtagung in Kloster Seeon verabschiede-
te die CSU-Landesgruppe des Deutschen Bundestags ein Papier, 
das unter dem Titel „Kickoff aus der Krise“ zahlreiche Impulse zur 
Stimulation der an Corona erkrankten Wirtschaft aufzeigt. Nach 
dem Lockdown, so heißt es, sei das Ziel klar definiert: Chancen 
schaffen, Jobs sichern und Innovationen fördern. Dafür werde ei-
ne umfassende Agenda gestartet.

So soll zunächst die maxima-
le Bezugsdauer des Kurzarbei-
tergeldes auf 24 Monate ver-
längert werden. Dabei wird die 
vollständige Erstattung der Sozi-
alversicherungsbeiträge bis zum 
30. Juni 2021 befristet. Für die 
Zeit danach wurde in der Koa-
lition ein starker Anreiz gegen 
Kündigung und für Qualifizie-
rung durchgesetzt: Die volle Er-
stattung der Beiträge ab 1. Juli 
2021 erfolgt nur bei gleichzeiti-
ger Qualifizierung in der Kurzar-
beit. Dies schaffe klare Perspek-
tiven für Unternehmen und Si-
cherheit für Arbeitnehmer. 

Verbesserung der Minijobs

Der Minijob soll weiterent-
wickelt und die Minijob-Grenze 
auf 600 Euro pro Monat ange-
hoben werden. Darauf aufbau-
end sollen Minijobber zukünftig 
an der allgemeinen Lohnsteige-
rung teilhaben, indem die Ver-
dienstgrenze der Minijobs mit 
den Löhnen steigt.

Zusätzlich zum bereits be-
schlossenen Konjunkturpaket 
sieht die CSU-Landesgruppe ein 
Transformationspaket vor, das 
die heimische Industrie beim 
Wandel unterstützt – mit Entlas-
tungen bei Bürokratie und Abga-
ben, Investitionsanreizen für In-
novationen und Fördermaßnah-
men für Transformationsprozes-
se. „Dabei setzen wir auf eine 
verträgliche Disruption, die alle 
mitnimmt, statt harter Ideologie 
mit breiten Kollateralschäden.“ 

Innovative Mobilität

Mit Blick auf die Automobil- 
und Zulieferindustrie bedeu-
tet das: „Wir sagen dem moder-
nen Verbrennungsmotor nicht 
den Kampf an, sondern integrie-
ren ihn als Übergangstechnolo-
gie in unsere Konzepte. Eine Kli-
maprämie für saubere Verbren-
ner darf dabei kein Tabu sein, 
sondern kann eine Brücke bau-
en auf dem Weg zu neuer Wett-
bewerbsfähigkeit und dem Er-
halt von Arbeitsplätzen.“

Gleichzeitig will die CSU ei-
nen ambitionierten Innovati-
onsprung bei der Elektromobili-
tät – mit einer Investitionsoffen-
sive zur weiteren Stärkung der 
Batteriezellenforschung und ei-
nem Schub für die Batteriezel-
lenproduktion in Höhe von 10 
Milliarden Euro. „Damit bauen 

wir unsere Spitzenposition bei 
der Forschung weiter aus und 
unterstützen den Weg in die An-
wendung, denn: Unsere Auto-
mobilindustrie ist heute Welt-
spitze beim Verbrenner – und 
soll es auch im bevorstehenden 
Zeitalter alternativer Antriebe 
werden. Dazu gehört auch die 
Stärkung der Forschung an syn-
thetischen Kraftstoffen sowie 
der Wasserstoff- und Brenn-
stoffzellentechnologie.“ 

Made in Germany ist ein Qua-
litätssiegel und ein ethisches 
Versprechen. Diese Werte sol-
len in einem Lieferkettengesetz 
verankert werden, das rechtlich 
sicherstellt: Wer Made in Ger-
many kauft, bekommt Produk-
te, die die Menschenrechte ach-
ten, bei denen soziale und öko-
logische Standards eingehalten 
werden. Unternehmen werden 
dabei weder im Wettbewerb 
benachteiligt noch bürokratisch 
überfordert. Insbesondere soll 
der Mittelstand im Blick behal-
ten werden. 

An der Spitze  
der Zukunftstechnologien

„Wenn wir an der Spitze der 
Weltwirtschaft bleiben wollen, 
müssen wir auch Spitze blei-
ben bei den Zukunftstechnolo-
gien. Deshalb haben wir im Ko-
alitionsausschuss durchgesetzt, 
dass wir die steuerliche For-
schungszulage zukünftig auf Ba-
sis einer Bemessungsgrundlage 
von bis zu 4 Millionen Euro be-
rechnen“, heißt es weiter. „Die-
se Bemessungsgrundlage wol-
len wir auf 8 Millionen Euro pro 
Unternehmen noch einmal ver-
doppeln und damit einen deut-
lichen Anreiz setzen, um in der 
Krise weiter an Innovationen 
zu arbeiten und gemeinsam ge-
stärkt aus ihr hervorzugehen.“

Ziel sei deshalb ein Unterneh-
mensstärkungsgesetz mit einer 
Absenkung der Ertragssteuer-
belastung für Unternehmen auf 
25 Prozent für Gewinne, die im 
Unternehmen verbleiben. Dabei 
soll zudem Rechtsformneutrali-
tät erreicht werden, gerade zwi-
schen Kapitalgesellschaften und 
Personengesellschaften. Gleich-
zeitig sollen die Unternehmen 
bei der Digitalisierung ihrer Ge-
schäftsmodelle und -abläufe 
unterstützt werden, indem die 
steuerliche Abschreibung für di-
gitale Innovationsgüter deutlich 
verbessert wird. 

Unabhängigkeit stärken

Zudem liegt das Augenmerk 
darauf, Deutschlands und Euro-
pas Unabhängigkeit zu stärken 
und die Wertschöpfungsketten 
souveränitätskritischer medizi-
nischer Produkte in die EU zu-
rückzuholen. Dafür soll mit den 
Pharma-Unternehmen dafür ge- 
sorgt werden, dass kritische 
Schutzkleidung, medizinische 
Geräte sowie alle wichtigen Me-
dikamente in mindestens einer 
Variante in Europa produziert 
werden. Darüber hinaus will die 
CSU-Landesgruppe bei der Me-
dikamentenbeschaffung regeln, 
dass im Zuge der Ausschreibung 
von Rabattverträgen nicht nur 
einem, sondern – wo dies mög-
lich ist – mindestens zwei Anbie-
tern der Zuschlag gegeben wird. 
Zuschlagskriterium muss sein, 
dass mindestens einer der Her-
steller über eine europäische 
Lieferkette verfügt. 

Auch schwebt der CSU vor, 
das Home-Office stärker zu för-
dern und Home-Office-Kosten 
– wie beispielsweise für Strom, 

Telefon und Internet – durch ei-
ne Home-Office-Pauschale von 
bis zu 600 Euro pro Jahr steuer-
lich zu fördern. Dabei sollen die 
bestehenden steuerrechtlichen 
Regeln für das Arbeiten in den 
eigenen vier Wänden an neue 
Realitäten angepasst und die 
Einrichtung mit Arbeitsmitteln 
steuerlich verbessert werden – 
unabhängig vom Nachweis ei-
nes separaten Arbeitszimmers. 
Außerdem soll ein Home-Of-
fice-fähiger Internetanschluss 
Pflichtbestandteil des geplan-
ten Rechts auf schnelles Inter-
net sein. 

Flexibilisierung der Arbeit

Um flexibles Arbeiten zu er-
möglichen, ist geplant, da-
für die gesetzliche Höchstar-
beitszeit pro Tag abzuschaffen 
und stattdessen eine Höchstar-
beitszeit pro Woche zu ermög-
lichen – nach der klaren Maß-
gabe: Flexi-Woche statt 8-Stun-
den-Tag – und mehr Freiheiten 
für individuelle Vereinbarungen, 
die sich an den vielfältigen Le-
bensrealitäten der Arbeitneh-
mer orientieren. 

Unterstützung  
Alleinerziehender

Auch sollen Alleinerziehen-
de dauerhaft doppelt entlastet 
werden. Für alleinerziehende 
Mütter und Väter wurde für die 
Jahre 2020 und 2021 der Ent-
lastungsbetrag bei der Einkom-
menssteuer von derzeit 1.908 
Euro auf 4.000 Euro mehr als 
verdoppelt. Diese Regelung soll 
entfristet werden, denn Allein-
erziehende tragen nicht nur in 
der aktuellen Krise eine dop-
pelte Verantwortung, sondern 
durchgehend. Um Familien bei 
der Kinderbetreuung zu unter-
stützen, sollen Beiträge für Kin-
derbetreuungskosten voll von 
der Steuer absetzbar sein: statt 
wie heute nur bis zu zwei Drit-
tel und mit maximal 4.000 Eu-
ro pro Kind und Jahr. Den zuläs-
sigen Höchstbetrag will die CSU 
dabei von 4.000 Euro auf 6.000 
Euro anheben. 

Standard digitales Lernen

Zum Standard gemacht wer-
den soll das digitale Lernen. 
„Dafür wollen wir ein 1-Milliar-
de-Euro-Sofortprogramm für 
digitale Klassenzimmer aufle-
gen, um mit einem schnellen 
und einfachen Verfahren digita-
le Leuchttürme zu schaffen. Da-
rüber hinaus brauchen wir auch 
eine flächendeckende Ausstat-
tung mit mobilen Endgeräten 
bei den Schülern selbst und wol-
len deshalb, dass jeder Schüler 
in Deutschland nicht nur Schul-
bücher, sondern auch ein digi-
tales Endgerät bekommt. Um 
sicherzustellen, dass die zur Di-
gitalisierung der Schulen be-
reitgestellten Mittel auch vor 
Ort ankommen und zielgerich-
tet eingesetzt werden können, 
wollen wir ein Beratungsbüro 
des Bundes zur Unterstützung 
der Länder einrichten und damit 
den Bildungsföderalismus flä-
chendeckend stärken.“ 

Lehrkräfte sollen mit 500 Mio. 
Euro für digitale Hardware aus-
gestattet und die EU-Mittel des 
Aufbauplans genutzt werden, 
um eine bundesweite digitale 
Plattform mit Videokonferenz-, 
Lernmanagement- und geeigne-
ten Serversystemen für das digi-
tale Lernen aufzubauen. Dabei 
soll die Bildungssouveränität ge-
stärkt und in Bildungsserver und 
-software „Made in Germany“ 
investiert werden. Ziel der Platt-
form des Bundes ist ein offenes 
Angebot an die Länder, das mit 
föderalen Infrastrukturen ver-
netzt werden kann und für alle 
Bildungsbereiche verfügbar ist.

Endgültig geschlossen wer-
den sollen die weißen Flecken 
beim Mobilfunk. Dafür wurde 
die Einrichtung einer Mobilfun-
kinfrastrukturgesellschaft (MIG) 
zum Bau von Masten in wei-
ßen Flecken durchgesetzt. „Die 
Einrichtung der MIG wird heu-
te bereits vorbereitet – und un-
sere klare Erwartungshaltung 
ist, dass sie noch in diesem Jahr  
ihre Arbeit aufnimmt. Wo die 
Errichtung stationärer Mobil-
funkmasten nicht zeitnah mög-
lich ist, wollen wir zügig mobile 
Masten aufstellen, um vor Ort 
ein funktionsfähiges Netz zu ge-
währleisten. Gleichzeitig soll die 
MIG den Roll-Out des Mobil-
funkstandards 5G vorantreiben 
und gemeinsam mit den Mo-
bilfunkunternehmen dafür sor-
gen, dass Deutschland als ers-
tes Land der Welt ein flächende-
ckendes 5G-Netz erhält“, heißt 
es in dem Impulspapier.

„Wir haben in der Koalition 5 
Milliarden Euro für Investitio-
nen in Künstliche Intelligenz (KI) 

durchgesetzt. Diese Mittel dür-
fen nicht in Kleinprojekten ohne 
klares Konzept versickern, son-
dern müssen mit einer großen 
Strategie echte Innovations-
leuchttürme finanzieren“, führt 
die CSU-Landesgruppe weiter an. 

Weltweit größter KI-Standort

Ziel sei der größte KI-For-
schungsstandort der Welt mit 
einem internationalen Team der 
besten Forscher zu werden – in 
zehn konkreten Anwendungsbe-
reichen der KI von der Medizin 
über die Mobilität bis hin zu Eco-
Tech und FinTech. Dafür soll ein 
KI-Campus aufgebaut werden. 
Zudem sollen mit einem hoch-
attraktiven und kompetitiven 
Gehaltsangebot Spitzen-Talente 
angezogen und ein Milliarden-
budget für die Entwicklung und 
Erprobung von KI-Anwendun-
gen bis zur Marktreife bereitge-
stellt werden. 

„Wir wollen in Deutschland 
produzieren, was das Weltkli-

ma schützt und dafür ein öf-
fentlich-privates Game-Chan-
ger-Programm auflegen. Wir 
wollen gemeinsam mit Unter-
nehmen und Forschungsein-
richtungen Technologien entwi-
ckeln, die Ökonomie und Öko-
logie verbinden und damit dem 
Klimaschutz dauerhaft global 
zum Durchbruch verhelfen kön-
nen. Dazu gehören die effizien-
te Erzeugung von erneuerbaren 
Energien über Windkraft, Solar- 
energie oder nachwachsende 
Rohstoffe, eine Stahlproduktion 
ohne Kohle, eine klimafreundli-
che Zementproduktion, die Ent-
wicklung von Großspeichern für 
erneuerbare Energien und An-
wendungen, die CO2 vom Schad-
stoff zum Rohstoff machen“, lau-
tet ein weiteres Vorhaben. Da-
bei will die CSU-Landesgruppe 
in jedem Bereich echte Leucht-
turm-Projekte fördern, dafür ge-
meinsam mit Unternehmen und 
Forschern einen Entwicklungs-
pfad definieren und die Projekte 
gemeinsam finanzieren.  DK

Präsidium des Deutschen Landkreistags:

Verbandsspitze für weitere zwei 
Jahre bestätigt

Corona-Hilfen für Kommunen sind ein Meilenstein 

Die Mitgliederversammlung des Deutschen Landkreistages hat 
im Kreis Olpe die Verbandsspitze einstimmig für weitere zwei 
Jahre bestätigt. Präsident Landrat Reinhard Sager (Kreis Ost-
holstein) freute sich gemeinsam mit den Vizepräsidenten Land- 
räten Joachim Walter (Landkreis Tübingen), Bernhard Reuter 
(Landkreis Göttingen) und Frank Vogel (Erzgebirgskreis) über 
das seitens der Landkreise entgegengebrachte Vertrauen. Au-
ßerdem wurde Landrat Wolfgang Blasig (Potsdam-Mittelmark) 
als weiterer Vizepräsident gewählt, der Landrat Dr. Ansgar Mül-
ler (Kreis Wesel) nachfolgt.

Sager ist seit 2014 Präsident 
des Deutschen Landkreista-
ges und wurde damit nach sei-
ner Wiederwahl in den Jahren 
2016 und 2018 bereits zum drit-
ten Mal im Amt bestätigt. Von 
1982 bis 1988 war er Gemein-
devertreter in Grömitz, 1990 
bis 1995 Kreistagsabgeordne-
ter beim Kreis Ostholstein und 
von 1992 bis 2001 Mitglied des 
Schleswig-Holsteinischen Land-
tages, bevor er zum Landrat ge-
wählt wurde. Seit 2008 ist er au-
ßerdem Vorsitzender des Land-
kreistages Schleswig-Holstein.

Blasig übernimmt das Amt in 
der Nachfolge von DLT-Vizeprä-
sident Landrat Dr. Müller, der 
nicht mehr zur Wiederwahl als 
Landrat des Kreises Wesel an-
tritt und aus diesem Amt aus-
scheidet. DLT-Präsident Sager 
gratulierte: „Ich freue mich über 
die Berufung des Kollegen Bla-
sig, der schon viele Jahre Mit-
glied des DLT-Präsidiums ist und 
unter Beweis gestellt hat, dass 
er ein engagierter Mitstreiter in 
Brandenburg und auf bundes-
politischer Bühne für die Belan-
ge der Landkreise ist. Er ist eine 
hervorragende Ergänzung für 
unser Team.“

Blasig ist seit 2009 Landrat 
des Landkreises Potsdam-Mit-
telmark. Zuvor war er 15 Jah-
re Bürgermeister seiner Hei-
matgemeinde Kleinmachnow. 
Seit 2015 ist er Vorsitzender des 
Landkreistages Brandenburg. 
Reuter ist seit 2010, Walter seit 
2014 und Vogel seit 2016 DLT-Vi-
zepräsident.

Begrüßt hat das DLT-Präsidium 
während seiner jüngsten Sitzung 
die Unterstützungsleistungen 
des Bundes, mit denen Landkrei-
sen und Gemeinden finanziell 
geholfen werden soll. Darüber 
wird im Deutschen Bundestag 
in dieser Woche beraten. Prä-
sident Landrat Reinhard Sager 
sagte: „Die erhöhte Beteiligung 
des Bundes an den kommunalen 
SGB II-Wohnkosten (KdU) wird 
Landkreise und kreisfreie Städte 
strukturell und dauerhaft jähr-
lich in Höhe von 3 bis 4 Mrd. € 
stärken. Das ist für die Kommu-
nen ein Meilenstein, wofür wir 
dem Bund dankbar sind.“ 

Gleichfalls sei der einmali-
ge Ausgleich der Gewerbesteu-

erausfälle durch Bund und Län-
der von rund 12 Mrd. Euro ei-
ne wichtige Maßnahme im lau-
fenden Jahr, der so schnell wie 
möglich nun auch in den kom-
munalen Haushalten ankom-
men sollte. „Das wird einen 
wichtigen Beitrag zur Aufrecht-
erhaltung der kommunalen In-
vestitionsfähigkeit leisten.“

In dieser Woche entschei-
det der Deutsche Bundestag im 
Schnellverfahren über die Hil-
fen für Landkreise, Städte und 
Gemeinden, die infolge der Co-
rona-Pandemie notwendig wer-
den. Der Bundesrat beschließt 
am 18.9.2020. Am vergange-
nen Montag wiederum fand ei-
ne Anhörung im Haushaltsaus-
schuss zum Gesetzespaket statt. 
„Für die Erhöhung des Bundes-
anteils an den KdU auf maxi-
mal 74 % ist eine Verfassungs-
änderung notwendig, damit die 
Landkreise und kreisfreien Städ-
te diese kommunale Aufgabe 
auch künftig eigenverantwort-
lich wahrnehmen können und 
es nicht zu Bundesauftragsver-
waltung kommt“, so Sager. „Die-
se selbstverwaltungskonforme 
Lösung ist der richtige Weg.“

Sager warb für eine breite Zu-
stimmung zum Gesetzespaket: 
„Die Corona-Hilfen sind für die 
Landkreise, Städte und Gemein-
den von großer Bedeutung. Das 
sollte in Anbetracht der beab-
sichtigten Grundgesetzände-
rungen nicht nur für die Länder 
im Bundesrat, sondern auch für 
die Opposition im Deutschen 
Bundestag entscheidend sein.“ 

Gegen Übernahme  
kommunaler Kassenkredite

Die Entlastung bei den KdU 
gehe damit weit über den Alt-
schulden-Vorschlag des Bun-
desfinanzministers hinaus und 
helfe den Kommunen in ganz 
Deutschland. „Vorstößen aus 
einzelnen Bundesländern tre-
ten wir deshalb entgegen, die 
eine erneute Debatte um die 
Übernahme kommunaler Kas-
senkredite durch den Bund be-
ginnen wollen. Dieses Thema 
muss für den Bund ein für al-
le Mal erledigt sein.“ Es sei viel-
mehr an den Ländern, endlich 
ihrer eigenen Verantwortung 

gerecht zu werden und den Ab-
bau kommunaler Kassenkredite 
in Nordrhein-Westfalen, Rhein-
land-Pfalz und dem Saarland 
anzugehen. „Sie dürfen nicht 
durch eine erneute Debatte ih-
re eigenen Handlungspflichten 
verschleppen“, verdeutlichte er.

Die Verantwortung der Län-
der für die Finanzierung der Auf-
gabenerfüllung der Kommunen 
habe auch das Bundesverfas-
sungsgericht unlängst in ande-
rem Zusammenhang bekräftigt 
(vgl. Seite 1).

Länder stehen in der Pflicht

Nach der DLT-Präsidiumssit-
zung forderte Präsident Sager 
die Länder auf, für eine ordent-
liche finanzielle Mindestaus-
stattung sowohl der Landkrei-
se als auch der Gemeinden zu 
sorgen. „Die Länder stehen in 
der Pflicht, ihre Kommunen mit 
dem Nötigsten zur Bewältigung 
der eigenen Aufgaben auszu-
statten. Das sollte eigentlich ei-
ne Selbstverständlichkeit sein, 
die die Landkreise aber leider 
immer wieder deutlich einfor-
dern müssen.“

Insbesondere könne es vor 
dem Hintergrund aktueller Ge-
richtsverfahren zur Kreisumla-
geerhebung in Rheinland-Pfalz 
nicht sein, „dass die Landkreise 
zu Ausfallbürgen gemacht wer-
den, wenn das Land seine Ge-
meinden nur unzureichend fi-
nanziell ausstattet. Insofern ist 
die von der Rechtsprechung 
festgestellte Wahrung der Ge-
meindefinanzen bei der Fest-
setzung der Kreisumlage rich-
tig. Daraus muss aber zwingend 
auch eine Sicherstellung der fi-
nanziellen Mindestausstattung 
der Landkreise und Gemeinden 
durch das Land folgen.“

Das Land Rheinland-Pfalz sei 
am Zuge: „Es muss umgehend 
die Finanzierung der kommuna-
len Ebene neu regeln. Ebenso 
sind alle anderen Länder aufge-
fordert, für die finanzielle Min-
destausstattung ihrer Landkrei-
se und Gemeinden zu sorgen. Es 
ist ein unwürdiges Unterfangen, 
wenn Kommunen bundesweit 
vor den Gerichten um das bet-
teln müssen, was sie zur Erfül-
lung ihrer Aufgaben benötigen. 
Insofern ist die rheinland-pfäl-
zische Rechtsprechung ein gu-
tes Beispiel für ganz Deutsch-
land.“ In diesem Zusammenhang 
sei es hilfreich, dass das Bundes-
verwaltungsgericht gleicherma-
ßen am für Gemeinden als auch 
Landkreise bestehenden An-
spruch auf aufgabenadäquate 
Finanzierung festhalte. r
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die bayerische Kommunal-
politik ist weit entfernt von ei-
nem politischen Sommerloch. 
Sie leistet derzeit – auf Grund 
der Corona-Pandemie – zahl-
reiche Überstunden. So hal-
ten steigende Fallzahlen, lo-
kale Hotspots und Reiserück-
kehrer aus Risikogebieten die 
bayerischen Verantwortungs-
träger und unsere ehrenamt-
lich Engagierten weiter in 
Atem. Noch immer ist das Co- 
rona-Virus allgegenwärtig und noch immer 
droht eine zweite Welle der globalen Pandemie. 

Und doch gibt es gute Nachrichten für Bay-
ern: Die Corona-Krise kann lokal wirkungsvoll 
bekämpft und eingedämmt werden. Das zei-
gen die aktuellen Erfahrungen vor Ort sowie 
die bisherigen Leistungen bei der Bekämpfung 
der Pandemie. Die Kommunen und insbeson-

dere die Landkreise und kreisfreien Städte mit 
den zuständigen Gesundheitsbehörden waren 
und sind bei der stetigen Eindämmung des Vi-
rus besonders gefordert. Sie arbeiten in regel-
mäßiger Abstimmung und mit Unterstützung 
der Bayerischen Staatsregierung unter kom-
plexen Rahmenbedingungen eng zusammen. 

Unsere bayerischen Kommunen bewei-
sen einmal mehr, dass sie Vorreiter in der 
Krisenbewältigung sind und eine gewis-
se Vorbildfunktion für ganz Deutschland ha-
ben. Für ihre außerordentliche Leistung ge-

bührt den Verantwortlichen 
Dank, Anerkennung und hohe 
Wertschätzung. Ihr Dienst zum 
Schutz unserer Gesundheit ist 
gar nicht hoch genug einzu-
schätzen. Natürlich erfordert 
dies auch die strikte Einhal-
tung aller aktuellen Hygiene- 
und Abstandsregeln durch die 
gesamte Bevölkerung. Nur ge-
meinsam können wir die wohl 
größte Herausforderung für 
unsere Generation bekämp-
fen und besiegen. 

Als KPV unterstützen wir 
den Weg der bayerischen 

Staatsregierung mit allen Kräften und aktiv 
mit dem Erfahrungsschatz unserer kommuna-
len Spitzenpolitiker bei der lokalen Bekämp-
fung des Virus. So haben sich die regionalen 
Testzentren, lokale Quarantäne-Maßnahmen 
und tagesaktuelle Informationen der lokalen 
Katastrophenschutzbehörden über die Coro-
na-Fallzahlen als erfolgreich erwiesen. 

All diese Maßnahmen stehen jedoch stetig 
wechselnden Herausforderungen gegenüber 
durch das leicht übertragbare Corona-Virus und 
den leichtsinnigen Umgang einzelner Bürger 
mit der gefährlichen Pandemie. Hier müssen al-
le politischen Ebenen nicht nur eng zusammen-
arbeiten, sondern auch immer wieder nach-
steuern, wenn es zu regionalen Corona-Hot- 
spots kommt. Dies wird in den nächsten Wo-
chen und Monaten für uns alle noch eine gro-
ße Aufgabe bleiben, auch für die Kommunal-
politische Vereinigung der CSU.

Der bayerische Kurs aus Besonnenheit, Vor-
sicht und Umsicht bei schrittweiser und maß-
voller Lockerung hat sich bewährt und sollte 
ebenso auf kommunaler Ebene weiter verfolgt 
werden.

In diesem Sinne: Bleiben Sie gesund

GZ KOLUMNE
Stefan Rößle

Unsere Kommunen 
sind Vorreiter in der 
Krisenbewältigung

Liebe Leserinnen
und Leser,

10. September 2020

Ihr Stefan Rößle
Landesvorsitzender der KPV Bayern
Landrat des Landkreises Donau-Ries

Verfassungsschutzbericht/1. Halbjahr 2020:

Verschwörungsmythen  
haben Hochkonjunktur

Extremisten instrumentalisieren die Corona-Pandemie zur Ver-
breitung ihrer demokratiefeindlichen Ideologien. Wie Bayerns In-
nenminister Joachim Herrmann bei der Vorstellung der Verfas-
sungsschutzinformationen für das erste Halbjahr 2020 mitteilte, 
„haben selbst die absurdesten Verschwörungsmythen momentan 
regelrecht Hochkonjunktur. Sie entbehren jeder Faktenbasis, sind 
aber geeignet, größere Bevölkerungskreise mit einer grundlegen-
den Unzufriedenheit mit dem Rechtsstaat zu infizieren.“ 

Extremisten knüpften – wenn 
auch mit unterschiedlichen Ziel-
setzungen und Erklärungsmus-
tern – vor allem an die im Netz 
kursierenden Verschwörungs-
mythen über den Ursprung der 
Pandemie an. „Sie wollen auf 
allen Ebenen die Unzufrieden-
heit mit dem demokratischen 
System weiter schüren und so 
mehr Zustimmung für ihre ex-
tremistischen Ziele erreichen“, 
betonte Herrmann. Die Band-
breite reiche dabei von Schuld-
zuweisungen an bestimmte Be-
völkerungsgruppen wie Migran-
ten oder Juden, bis hin zu einer 
angeblichen geheimen „Weltre-
gierung“. Dabei würden auch, 
wie beim aus den USA stam-
menden Verschwörungsmythos 
‚QAnon‘, antisemitische Vorur-
teile geschürt. 

Untergangsszenarien und 
Schuldzuweisungen

„Rechtsextremisten versu-
chen, sich die Corona-Krise zu 
Nutze zu machen. Sie positio-
nieren sich zu diesem Thema 
und versuchen, ihren Stand-
punkt medienwirksam und mi-
lieuüberschreitend zu insze-
nieren, um so Sichtbarkeit in 
der Debatte insgesamt zu er-
zielen. Derzeit lässt sich erken-
nen, dass rechtsextremistische 
Akteure in zunehmendem Ma-
ße Verschwörungsmythen auf-
greifen bzw. verbreiten“, erläu-
terte der Minister. Vor allem im 
Internet wollten Rechtsextre-
misten dadurch auch bei Perso-
nengruppen Gehör finden, die 
bislang durch offen rassistische 
und fremdenfeindliche Agitati-
on nicht ansprechbar waren. Sie 
nähmen die Pandemie zum An-
lass, um das Vertrauen in die Re-
gierung zu untergraben und Un-
tergangsszenarien zu entwerfen, 
um so Zustimmung zu extremis-
tischen Positionen zu erzeugen. 

Rechtsextremisten verbrei-
teten insbesondere Verschwö-
rungsmythen, die Schuldzu-
weisungen an Asylbewerber, 
Migranten bzw. Juden enthalten. 
Unter Schlagwörtern wie „Coro-
na-Diktatur“ oder „Quarantäne- 
Diktatur“ wird Regierungsver-
antwortlichen und staatlichen 
Stellen unterstellt, sie würden 
die Corona-Pandemie dazu aus-
nutzen, um die Bürger zu ent-
rechten und zu überwachen. 
Es werde dabei, so die Darstel-
lung von Rechtsextremisten, be-
wusst gegen die Interessen des 
„deutschen Volkes“ gehandelt. 
So fände grundsätzlich eine Un-
gleichbehandlung der „Deut-
schen“ gegenüber Migranten 
statt. Die „Identitäre Bewegung 
Deutschland“ (IBD) behauptete 
beispielsweise am 5. April in ei-
ner Twitter-Meldung, dass die 
im Rahmen der staatlichen Co-
rona-Bekämpfungsmaßnahmen 
verhängten Freiheitsbeschrän-
kungen auch über die Coro-
na-Krise hinaus aufrechterhal-
ten werden würden.

Demokratie- und  
rechtsstaatsfeindliche  
Ideologien

Ziel der Linksextremisten ist 
ebenfalls, ihre demokratie- und 
rechtstaatsfeindliche Ideolo-
gie auf eine größere Bühne zu 
tragen und über ihr eigenes 
Kernklientel hinaus neue An-
hänger zu finden. Die zur Ein-
dämmung der Pandemie ein-

geleiteten Beschränkungsmaß-
nahmen werden von der Szene 
als ein Vorwand zum angebli-
chen Ausbau staatlicher Repres-
sion gewertet, die jeden Einzel-
nen seiner Freiheitsrechte be-
rauben wolle. Die bestehenden 
Ängste vor einer Rezession und 
dem Verlust von Arbeitsplät-
zen werden darüber hinaus in-
strumentalisiert, um gegen eine 
angebliche Kumpanei zwischen 
Politik und Kapital zu hetzen. Als 
„Patent-Lösung“ aller Probleme 
propagiert die Szene auch ange-
sichts der Pandemie die Zerstö-
rung des bestehenden „unter-
drückerischen, kapitalistischen 
Systems“. 

Sinkende Hemmschwellen

„Linksextremisten begrei-
fen die Situation als Chance, 
den Systemwechsel zu erzwin-
gen, auch mit Gewalt“, unter-
strich Herrmann. In diesen Zu-
sammenhang seien auch die 
Brandanschläge auf Mobilfunk-
masten einzuordnen. Diese Ak-
tionen richteten sich gegen die 
neue 5G-Technologie als „Tech-
nik-Gefängnis-Welt“, mit der 
die Menschen mehr als je zuvor 
überwacht werden sollen. In der 
Szene sinke die Hemmschwel-
le, Gewalt gegen Personen an-
zuwenden oder zumindest als 
„Kollateralschaden“ bei Sach-
beschädigungen in Kauf zu neh-
men. Die Aggression richte sich 
dabei in jüngster Zeit auch gegen 
Medienvertreter.

Im Vergleich zum Vorjahres-
zeitraum wurden im ersten Halb- 
jahr 2020 insgesamt 399 links- 
extremistisch motivierte Straf-
taten erfasst, darunter 22 Ge-
walttaten (Vorjahreszeitraum: 
379 linksextremistisch motivier- 
te Straftaten, davon 30 Gewalt- 
taten). Somit ist trotz der pande- 
miebedingten Ausgangs- und 
Kontaktbeschränkungen für  
2020 im Vergleich zum Vorjahr 
nicht mit einem erneuten Rück-
gang der Gesamtzahl linksex- 
tremistischer Straftaten zu rech-
nen. Zudem nimmt die Schwe-
re linksextremistischer Straf-
taten eher zu als ab. Nicht nur 
die Sachbeschädigungen mit 
zum Teil enormen Schadens-
summen mehren sich, vielmehr 
sinkt auch die Hemmschwelle, 
Leib und Leben von Personen, 
auch Unbeteiligter, zu gefähr-
den. Dies zeigt sich vor allem in 
der zunehmenden Verrohung 
der Sprache.

Islamistischer Terrorismus

Auch Islamisten reagieren 
auf die Corona-Pandemie. Für 
die Sicherheit westlicher Staa-
ten ist laut Herrmann dabei we-
niger die vorgenommene pro-
pagandistische Umdeutung der 
Pandemie eine Gefahr, son-
dern vielmehr die Schlussfol-
gerung, die vor allem Jihadis-
ten aus der aktuellen globalen 
Krise ziehen: „Die Corona-Pan-
demie hat aufgezeigt, wie ver-
wundbar Staaten, Gesellschaf-
ten und die Weltwirtschaft an-
gesichts einer solchen Notlage 
sind. Vor diesem Hintergrund 
könnte das Bedrohungsszena-
rio des Bioterrorismus neue Ak-
tualität entfalten.“ Der islamisti-
sche Terrorismus stelle weiter-
hin eine Bedrohung für die Si-
cherheit dar. Leider zeigten die 
Anschläge im ersten Halbjahr 
2020 in Frankreich und Großbri-

tannien, dass Europa und damit 
auch Deutschland weiterhin im 
Zielspektrum jihadistischer Or-
ganisationen und radikalisierter 
Einzelpersonen stehen. 

Im Übrigen sei feststellbar, 
dass die Grenzen zwischen dem 
sogenannten legalistischen Isla-
mismus und dem Salafismus zu-
nehmend verschwimmen und 
sich die einzelnen islamistischen 
Strömungen gegenseitig beein-
flussen und letztlich transfor-
mieren können. Die übergeord-
nete Zielsetzung und das ver-
bindende Kernelement der Er-
richtung eines scharia-basierten 
Staats blieben dabei weiterhin 
bestehen. 

Maßnahmen der  
Sicherheitsbehörden

Bundesweit werden dem sa-
lafistischen Spektrum aktuell 
12.150 Personen zugerechnet 
(Quelle: Bundesverfassungs-
schutzbericht 2019). In Bayern 
liegt das Potenzial derzeit bei 
770 Personen. Davon lassen sich 
ca. 20 % dem gewaltorientier-
ten Spektrum zurechnen. Durch 
zahlreiche Maßnahmen der Si-
cherheitsbehörden in den ver-
gangenen Jahren und die er-
folgreiche Eindämmung salafis-
tischer Propaganda jenseits des 
Internets, wurde ein zunehmen-
der Rückgang öffentlichkeits-
wirksamer Aktionen salafisti-
scher Akteure festgestellt. In 
Bayern finden die ehemals weit 
verbreiteten (Street-)Da’wa-Ak-
tionen nicht mehr statt. Auch 
Infotische in Fußgängerzonen 
sind aus den Stadtbildern nahe-
zu verschwunden. 

Reichsbürger  
und Selbstverwalter

Reichsbürger und Selbstver-
walter wiesen ihrerseits bereits 
vor der Corona-Pandemie ei-
ne besondere Affinität zu Ver-
schwörungsmythen auf. Aktuell 
sehen sie sich nun in ihrer Sicht-
weise bestätigt, zugleich finden 
die von ihnen verbreiteten Ver-
schwörungsmythen eine größe-
re Reichweite.

Zu den Ursachen, der Aus-
breitung und den Folgewirkun-
gen des Corona-Virus werden 
in diesem Phänomenbereich 
Fake-News verbreitet, die mit 
verschwörungsmythischen Ele-
menten verwoben werden. Be-
hauptet wird beispielsweise, es 
handle sich bei Covid-19 um ei-
ne gezielt entwickelte Krankheit 
mit dem Ziel, die Weltbevölke-
rung zu dezimieren. Das Virus 
sowie ein Impfstoff dagegen wä-
ren bereits patentiert. 

Corona wird in Frage gestellt

In einer anderen Lesart wer-
den der Verbreitungsgrad sowie 
die Letalität des Virus in Frage ge-
stellt. Den handelnden Politikern 
wird vorgeworfen, Bürger- und 
Freiheitsrechte ohne rechtliche 
Grundlage einschränken zu wol-
len. Ein kriegsähnlicher Zustand 
würde erzeugt werden, indem 
Angst und Schrecken manipulativ 
verbreitet würden, um Recht und 
Gesetz außer Kraft zu setzen. 

Die Einschränkung der Bürger-
rechte wird in diesem Zusam-
menhang als strategisches Ele-
ment eines bestehenden Plans, 
initiiert von „geheimen Mäch-
ten“, zur Entrechtung der Men-
schen in Deutschland gedeutet. 
Die zu erwartende wirtschaftli-
che Rezession in Folge der Pan-
demie wird als im Plan vorgese-
henes notwendiges Element ge-
deutet, damit die Mehrheit der 
Menschen in Deutschland eine 
Entmündigung billigend in Kauf 
nimmt.  DK

Förderbescheide für neue Projekte:

Regionale Identität in Bayern stärken
Mit der Projektförderung ‚Regionale Identität‘ will der Freistaat 
die Menschen noch mehr für ihre bayerische Heimat und deren 
Vorzüge begeistern. Wie Finanz- und Heimatminister Albert Für- 
acker mitteilte, starten weitere Regionen mit neuen Projekten.

Mit Aschaffenburg, Neustadt 
a. d. Waldnaab und Rottal-Inn 
werden zunächst drei Landkrei-
se mit einer ganz besonderen 
gewachsenen Identität mit ins-
gesamt rund 850.000 Euro un-
terstützt. „Sie verdeutlichen, 
wie vielfältig Bayern ist und mit 
welch unterschiedlichen Ansät-
zen die Regionen noch attrak-
tiver für ihre Bürgerinnen und 
Bürger werden können“, erklär-
te Füracker. 

„Mittendrin statt nur dabei“

Der Landkreis Aschaffenburg 
will in seinem Vorhaben „Mit-
tendrin statt nur dabei“ die re-
gionalen Besonderheiten in drei 
innovativen Projekten in den 
Mittelpunkt stellen und wird 
dabei mit 276.575 Euro vom Fi-
nanz- und Heimatministeri-
um gefördert. Der Wettbewerb 
„Fleur de Ville“ soll die regional-
typische Gestaltung von Gärten 
und Grünflächen anregen und 
die Besonderheiten in Natur- 
und Kulturlandschaft im alltägli-
chen Umfeld betonen. 

Durch das umfangreiche Kul-
turprogramm „AB geht’s raus“ 
wird die regionale Kultursze-
ne vernetzt und in besonderen 
Formaten ins rechte Licht ge-
rückt werden. Mit dem Projekt 
„Denk mal – Rad mal/Ab zu den 
Geschichten“ wird schließlich 
ein neuer Radrundweg geschaf-
fen. Dieser soll die kulturellen 
und gastronomischen Schätze, 
die landschaftlichen Reize so-
wie besondere „Geschichte und 
Geschichten“ des Landkreises 
in analoger und digitaler Form 
ganzheitlich erlebbar machen. 

Der Landkreis Neustadt a.d. 
Waldnaab setzt auf ein neu-
es, modernes Vermarktungs-
konzept für regionale Produk-
te aus der gesamten Nordober-

pfalz, um die hohe Qualität von 
Produkten aus Direktvermark-
tung künftig noch gezielter ins 
Bewusstsein zu bringen. Eben-
so wird das Regionalmagazin 
„Gern.Land!“ komplett überar-
beitet und um außergewöhnli-
che Lebensgeschichten, Ereig-
nisse, Orte und „Gesichter“ des 
Landkreises erweitert. Die her-
vorragende ländliche Lebens-
qualität zusammen mit einem 
starken Wir-Gefühl machen Hei-
mat lebenswert – und werden 
vom Finanz- und Heimatminis-
terium mit 411.450 Euro bezu-
schusst.

Neue Willkommenskultur

Der Landkreis Rottal-Inn will 
insbesondere die Neubürger der 
Region mit der Gestaltung einer 
neuen Willkommenskultur an-
sprechen. Hierzu sollen Begeg-
nungsformate zwischen Einhei-
mischen und Zugezogenen ge-
schaffen und dadurch die ganze 
Vielfalt des Landkreises sichtbar 
gemacht werden. Da Willkom-
mensarbeit und das Entwickeln 
einer gemeinsamen regionalen 
Identität vor allem in den ein-
zelnen Gemeinden stattfindet, 
soll das Projekt im Dialog mit 
vielen kommunalen Akteuren 
entwickelt und umgesetzt wer-
den. Hiervon verspricht sich der 
Landkreis eine Stärkung der sich 
durch Zuzug und demographi-
sche Veränderungen stetig wei-
terentwickelnden regionalen 
Identität. Das Bayerische Staats-
ministerium der Finanzen und 
für Heimat fördert dieses Vorha-
ben mit rund 163.000 Euro.

„Bayerns ländlicher Raum ist 
eine lebens- und liebenswer-
te Heimat voller Kultur und Ge-
schichte. Diese gilt es zu erhal-
ten und zugänglich zu machen 
– auch im digitalen Zeitalter. 

Mit seinem Heimatprojekt ‚Go-
tik im Landkreis Rottal-Inn‘ will 
der Landkreis die dort typischen 
gotischen Bauwerke sowohl den 
Einheimischen als auch Touris-
ten noch vielfältiger näherbrin-
gen. Das Heimatministerium un-
terstützt diese großartige Idee 
mit insgesamt 172.880 Euro“, 
führte Füracker bei der Über-
gabe des Förderbescheids an 
Landrat Michael Fahmüller in 
München aus. Das Projekt stär-
ke das Heimatbewusstsein der 
Menschen, werte die Region auf 
und zeige, wie Kulturvermitt-
lung und -tourismus im digitalen 
Zeitalter funktionieren.

Auch digital das kulturelle 
Erbe der Heimat bewahren

Auf Basis eines Bildungs- und 
Tourismuskonzeptes und der 
vor Ort bereits bestehenden 
Gotik-Touren will der Landkreis 
Rottal-Inn alle relevanten hei-
mischen Kirchen, Burgen und 
Schlösser digital erfassen und 
anschließend für Einheimische 
und Touristen über eine On-
line-Plattform zeitgemäß zu-
gänglich machen. Neben Bildern 
und touristischen Angaben sol-
len dort auch historisches Mate-
rial und kulturhistorisches Wis-
sen zu finden sein. Über fünf di-
gitale Medienstationen, die fle-
xibel vor Ort aufgestellt werden 
können, soll das Kultur- und Tou-
rismusangebot der Region noch 
zusätzlich ergänzt werden.

Heimat hat viele Gesichter, ei-
nes davon sind die Trachten aus 
den verschiedenen Regionen 
des Freistaats. „Wesentlicher 
Bestandteil unserer Heimat-
politik ist es, das kulturelle Er-
be Bayerns zu bewahren und in 
bewusster Auseinandersetzung 
mit der Tradition immer wieder 
neu zu gestalten“, machte Füra-
cker mit Blick auf den Umbau 
und die Erweiterung des Trach-
tenkulturmuseums in Holzhau- 
 (Fortsetzung auf Seite 4)
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Sparkassen als ...
(Fortsetzung von Seite 1)
ter Verbandsvorsitzender wur-
de Matthias Dießl, Landrat des 
Landkreises Fürth, gewählt. Er 
übernimmt das Amt von Josef 
Pellkofer. Dritter Verbandsvor-
sitzender bleibt der im vergan-
genen Jahr neu gewählte Dr. 
Uwe Brandl, Erster Bürgermeis-
ter Abensberg und Präsident 
des Bayerischen Gemeindetags.

Der hauptamtliche Präsident 
des Sparkassenverbands Bay-
ern, Dr. Ulrich Netzer, wünsch-
te den neuen Vorsitzenden ei-
ne erfolgreiche Amtszeit: „Der 
Start findet jetzt unter den be-
sonderen Corona-Bedingun-
gen statt. Die Menschen und 
die Wirtschaft in Bayern brau-
chen Unterstützung und Beglei-
tung, um die wirtschaftlichen 
Folgen möglichst gut bewälti-
gen zu können. Umso wichtiger 
ist es, dass die Sparkassen und 
ihre kommunalen Träger Hand 
in Hand arbeiten, um diese Aus-
wirkungen in den bayerischen 
Regionen abzufedern. Es geht 
jetzt darum, die regionale Wirt-
schaftsstruktur so wirkungsvoll 
wie möglich zu unterstützen, 
damit wir alle mit möglichst we-
nig Wohlstandsverlusten wieder 
durchstarten können.“  DK

(Fortsetzung von Seite 1)
hafte Bedarfe könne nur indivi-
duell vor Ort und nicht schema-
tisch entschieden werden.

Die im weltweiten Vergleich 
gute Bewältigung der Coro-
na-Pandemie in Deutschland 
sei auch der konsequenten Un-
terbrechung von Infektionsket-
ten und Kontaktnachverfolgung 
durch die Gesundheitsämter zu 
verdanken. Diese hätten dabei 
in besonderem Maße auch von 
ihrer Einbindung in die Verwal-
tungen der Landkreise und Städ-
te profitiert. 

„Die Gesundheitsämter sind 
stark gefordert, aber sie sind 
nicht überfordert. Sie haben die 
Herausforderungen der Pande-
mie bisher gut bewältigt“, hob 
der Hauptgeschäftsführer des 
Deutschen Städtetages, Helmut 
Dedy, hervor: „Die Ämter sind 

(Fortsetzung von Seite 1)
dung stärke das Selbstverwal-
tungsrecht der Kommunen nach 
Art. 28 II GG vor der einseitigen 
Übertragung von Aufgaben, oh-
ne dass die Mehraufwendungen 
erstattet werden. Art. 28 Abs. 2 
GG schütze die Kommunen nicht 
nur vor einer (unverhältnismäßi-
gen) Entziehung von Aufgaben, 
sondern auch vor einer entspre-
chenden Aufgabenzuweisung. 
Dies sei jedenfalls dann der Fall, 
wenn den Kommunen Tätigkei-
ten gegenüber dem Bürger auf-
erlegt und sie zu deren Erfüllung 
verpflichtet werden. 

Daneben erfasst die Vorschrift 
laut DStGB bundesgesetzlich an-
geordnete Vorgaben für die 
kommunale Verwaltungstätig- 
keit wie Informations-, Berichts- 
und Kontrollpflichten, die nicht 
nur die kommunale Organisa-
tions- und Personalhoheit, son-
dern wegen der damit typischer-
weise verbundenen Kosten auch 
die Finanzhoheit berühren. Zu 
den in Frage stehenden sozial-
hilferechtlichen Bildungs- und 
Teilhabeleistungen nach zählten 
etwa Kosten für Klassenfahrten, 
der Zuschuss zum Schulbedarf, 
zur Lernförderung oder auch die 
Mittagsverpflegung. Zuletzt wa-
ren die Mittel durch das „Star-
ke-Familien-Gesetz“ noch ein-
mal aufgestockt worden. 

Der Präsident des Deutschen 
Landkreistages, Landrat Rein-
hard Sager, sprach wiederum 
von einer „wichtigen verfas-
sungsrechtlichen Entscheidung, 
die die Landkreise und Städ-
te in ihrem Selbstverwaltungs-

recht stärkt, da der Bund nicht 
zugleich die für die Aufgabe er-
forderliche Finanzierung gewäh-
ren darf“. Kinder und Jugendli-
che hätten keinen Nachteil. Das 
Bildungspaket werde weiter er-
bracht.

Mit der Föderalismusreform 
2006 wurde es dem Bund un-
tersagt, Aufgaben auf die Land-
kreise und Städte zu übertra-
gen (Artikel 84 Abs. 1 Satz 7 GG). 
Ziel war es, die Kommunen vor 
finanziellen Lasten zu schüt-
zen. Lange war jedoch unklar, 
wie dies im Detail zu verstehen 
ist. Hier habe das Bundesver-
fassungsgericht nun Klarheit ge-
schaffen. 

Aufgabendurchgriffsverbot

Der Deutsche Landkreistag 
habe sich für das Aufgaben-
durchgriffsverbot des Bundes 
stark gemacht, weil der Bund in 
der Vergangenheit immer wie-
der Aufgaben auf die Kommu-
nen übertragen hat, ohne sie 
dafür finanziell ausstatten zu 
können. Dies sei auch beim Bil-
dungspaket in der Sozialhilfe der 
Fall gewesen, so der DLT-Präsi-
dent.

„Wichtig ist uns, dass sich die 
Entscheidung nicht gegen die 
Kinder und Jugendlichen rich-
tet. Die Regelungen bleiben bis 
zum 31.12.2021 in Kraft. Bis da-
hin muss der Bundesgesetzge-
ber eine Neuregelung schaf-
fen. Sodann müssen die Länder 
die Aufgabe auf die Kommunen 
übertragen und finanzieren“, 
betonte Sager abschließend. DK

(Fortsetzung von Seite 3)
sen mithilfe moderner Muse-
umspädagogik deutlich. Hier-
durch könne auch Kindern und 
Jugendlichen die Entwicklung 
der Trachten in Bayern nahege-
bracht werden. Das Projekt des 
Bayerischen Trachtenverbands 
e.V. unterstützt der Freistaat mit 
insgesamt 500.000 Euro. 

Das Trachtenkulturzentrum 
Holzhausen hat in langjähriger 
Sammlungstätigkeit viele ver-
schiedene bayerische Trachten 
zusammengetragen. Die traditio- 
nelle Kleidung stammt sowohl 
aus Privatbesitzen als auch von 
Vereinen. Insgesamt wurden be-
reits rund 11.000 Objekte in ei-
ner eigenen Datenbank erfasst. 
Nach Abschluss des Umbaus, der 
auch die barrierefreie Erschlie-
ßung, die Erweiterung der Aus-
stellungsfläche und die Neukon-
zeption der Ausstellung umfasst, 
wird das Trachtenkulturmuseum 
die Geschichte des Trachtenwe-
sens anhand ausgewählter regio- 
naler Trachten aus den sieben Re- 
gierungsbezirken dokumentieren. 

deutlich besser ausgestattet als 
in der öffentlichen Debatte zum 
Teil vermittelt wird.“

Dedy begrüßt die Hilfen des 
Bundes für die Gesundheitsäm-
ter in Höhe von 4 Milliarden Eu-
ro über 5 Jahre und sieht dafür 
wegen Corona auch deutlichen 
Bedarf. „Den Personalbestand 
der Ämter für normale Zeiten 
konnten wir kurzfristig durch zu-
sätzliche Kräfte aus anderen Be-
reichen der Verwaltung auswei-
ten. Aber wir brauchen jetzt für 
die gesamte Dauer der Pande-
mie mehr Beschäftigte, um Co-
rona weiterhin so wirksam wie 
möglich zu bekämpfen. Die fi-
nanziellen Zusagen des Bundes 
sind deshalb ein gutes Signal. 
Darüber hinaus brauchen wir 
in Deutschland mehr Ärztinnen 
und Ärzte. Dazu müssen die Län-
der rasch mehr Kapazitäten für 
die Medizinerausbildung schaf-
fen. Und die Ausbildung muss 
stärker die Besonderheiten des 
öffentlichen Gesundheitsdiens-
tes berücksichtigen.“

Konsequente Unterbrechung 
von Infektionsketten und 
Kontaktnachverfolgung

Die im weltweiten Vergleich 
gute Bewältigung der Coro-
na-Pandemie in Deutschland ist 
nach Auffassung des Deutschen 
Städtetages auch der konse-
quenten Unterbrechung von 
Infektionsketten und Kontakt-
nachverfolgung durch die Ge-
sundheitsämter zu verdanken. 

Der Deutsche Städtetag be-
grüßt die Absicht der Bundesre-
gierung, mit einem Pakt für den 
öffentlichen Gesundheitsdienst 
4 Milliarden Euro zur Stärkung 
des Personals in den kommuna-
len Gesundheitsämtern bereit-
zustellen. 

„Benötigt werden jetzt zügi-
ge Entscheidungen über einen 
effizienten Weg, wie die Bun-
desmittel unmittelbar und un-
bürokratisch bei den kommuna-
len Gesundheitsämtern ankom-
men. Dafür sollten kommunale 
Vertreter in die derzeit stattfin-
denden Bund-Länder-Gesprä-
che einbezogen werden“, for-
derte Helmut Dedy abschlie-
ßend.  DK 

Gesundheitsämter sind ...

VerfG stärkt kommunale ...

Erst durch das Engagement 
der Menschen vor Ort wird eine 
Heimatregion mit Leben gefüllt. 
„Das Projekt ‚Heimat leben und 
erleben im Landkreis Neumarkt 
i.d.OPf.‘ ist ein hervorragendes 
Beispiel, das mit rund 250.000 
Euro unterstützt wird“, stellte 
der Minister bei der Übergabe 
des Förderbescheids an Landrat 
Willibald Gailler fest.

Der Landschaftspflegever-
band Neumarkt i.d.OPf. e.V. 
will mit seinem Projekt in den 
nächsten drei Jahren die At-
traktivität der Region aufzei-
gen und noch weiter steigern. 
Der Schwerpunkt liegt dabei 
auf dem „Regionalpark Quellen-
reich“. Um das Heimatbewusst-
sein in der Bevölkerung zu stär-
ken, sind unter anderem Regio-
nalparkgärten als neue Angebo-
te für die Naherholung und ein 
regionales Magazin geplant. Au-
ßerdem soll das beliebte Projekt 
zur Erfassung und Kommunika-
tion historischer Hausnamen im 
Landkreis weiter ausgeweitet 
werden.  DK

Regionale Identität ...

Bundesweit einzigartiger Bodenentdeckungspfad:

„Mensch trifft Boden“ 
Gesunde, humusreiche Böden  

bilden wertvolle Lebensgrundlage
Regensburg. In Anwesenheit zahlreicher Gäste aus dem gesam-
ten Bundesgebiet feierte die Interessengemeinschaft gesunder 
Boden e.V. (IG Boden) die Eröffnung des ersten Naturprojekts sei-
ner Art – des Bodenentdeckungspfads mit dem Titel „Mensch 
trifft Boden“. Mehr als vier Jahre dauerte die Realisierung der 
Idee, unsere wertvolle Lebensgrundlage Boden, unsere „Mutter 
Erde“, näher kennen zu lernen. 

Die Sensibilität und die Kennt-
nisse der Menschen über gesun-
de Luft, sauberes Wasser und 
gesunden Boden nehmen im-
mer mehr zu und führen zur Er-
kenntnis, dass nur mit einer ge-
sunden Umwelt unsere Lebens-
grundlagen nachhaltig gesichert 
werden können. 

Den Boden nicht wie ‚den 
letzten Dreck‘ behandeln

„Bei der Auseinandersetzung 
mit der Umweltthematik wird 
der Boden im Vergleich zur Luft 
oder zum Wasser noch viel zu 
wenig beachtet. Unser Boden- 
entdeckungspfad soll deshalb 
über diese wichtige Lebens-
grundlage informieren, aufklä-
ren und den Boden wirklich ‚be-
greifen‘ lernen“, betonte Franz 
Rösl, Vorsitzender des Vereins 
IG Boden.

„Wir dürfen den Boden nicht 
wie ‚den letzten Dreck‘ behan-
deln“, betonte in diesem Zusam-
menhang der Projektleiter des 
Bodenentdeckungspfades, Lud-
wig Meier. Vielmehr müsse die 
Erde geschont, gepflegt und er-

halten werden. „Der Bodenent-
deckungspfad ist ein einzigarti-
ger, wertvoller außerschulischer 
Lernort, da hier praxisnahe und 
lebensdienliche Erfahrungen mit 
der Natur gesammelt werden 
können. Er ermöglicht ein ‚Ler-
nen mit allen Sinnen‘ und trägt 
dazu bei, die gerade beim Um-
weltschutz nicht selten gegebe-
ne Diskrepanz von Theorie und 
Praxis zu überwinden“, so Mei-
er, der als ehemaliger Ministe-
rialbeauftragter viele Jahre für 
die Realschulen in der Oberpfalz 
zuständig war.

Grundlegende Ressource

Auch die Regensburger Land- 
rätin Tanja Schweiger unter-
stützt diesen einzigartigen Lehr-
pfad. „Wir alle brauchen wieder 
einen achtsameren Blick auf den 
Boden unter unseren Füßen, da-
mit wir den Wert dieser grund-
legenden Ressource schätzen 
und entsprechend schützen“, 
so die Landrätin. Ein sparsa-
mer Flächenverbrauch sei eben-
so wie die Stärkung regionaler 
Kreisläufe aktiver Umwelt- und 

Heimatschutz. „Am Bodenent-
deckungspfad gefällt mir beson-
ders, dass er zum Mitmachen 
anregt, Begeisterung weckt 
und das Thema mit viel Freude 
für Kinder wie Erwachsene ‚be-
greifbar‘ macht.“ 

Bildungsprojekt

Regensburgs Bürgermeister 
Ludwig Artinger unterstrich: 
„Der Boden ist eine unserer 
wichtigsten Lebensgrundlagen. 
Leider wird dies heute von vie-
len Menschen nicht mehr be-
wusst wahrgenommen. Die-
ser Bodenentdeckungspfad ist 
ein intelligent entwickeltes, zu-
kunftsweisendes Projekt und ei-
ne hervorragende Möglichkeit 
zur Umweltbildung. Die beson-
dere und einzigartige Rolle eines 
gesunden Bodens für alles, was 
das gute Leben der Menschen 
ermöglicht – Nahrung, Wasser-
regeneration sowie ein ausge-
glichenes Klima – kann hier kon-
kret greifbar werden. Ich bin 
mir sicher, dass dieser neue Bo-
denentdeckungspfad ‚Mensch 
trifft Boden‘ das Bewusstsein 
der Menschen für die Wichtig-
keit eines gesunden Bodens als 
unverzichtbare Lebensgrund-
lage wieder wesentlich stärken 
wird. Insbesondere unsere Kin-
der und Jugendliche können 
hier begreifen, was ein gesunder 

Kreislauf der Natur für die eige-
ne Zukunft bedeutet.“

Der fertiggestellte und völ-
lig neu konzipierte Lehrpfad ist 
als ganzheitliches Bildungspro-
jekt geplant, realisiert und auch 
finanziert. Das Investitionsvo-
lumen ist gut sechsstellig und 
wurde von namhaften Partner- 
unternehmen finanziell unter-
stützt. „Der Bodenentdeckungs-
pfad lädt interessierte Besu-
cher auf eine Entdeckungsrei-
se ein, sich mit dem Boden zu 
beschäftigen und macht gleich-
zeitig deutlich, dass der Boden, 
der uns trägt und ernährt, die 
Grundlage allen Lebens ist“, so 
Franz Rösl.

Den Boden  
mit allen Sinnen erleben

Die Besucher des Lehrpfa-
des finden ausreichend und von 
Fachleuten aus der Praxis und 
der Wissenschaft zusammenge-
stellte Informationen und Anre-
gungen über den Wert frucht-
barer und lebendiger Böden. 
Rund zwanzig Informationsta-
feln sowie Aktiv- und Audiosta-
tionen geben Auskunft über die 
Böden und die Gesundheit von 
Pflanzen, Tieren und Menschen. 
Beim entdeckenden Lernen sol-
len Erfahrungen mit allen Sin-
nen gemacht werden, also se-
hen, riechen, begreifen, hören 

„Mensch trifft Boden“: Einweihung des Bodenentdeckungspfads 
der Interessengemeinschaft gesunder Boden e.V. in Regensburg. 
Mit dabei v.l.: Landrätin Tanja Schweiger (Landkreis Regensburg), 
3. Bürgermeister Ludwig Artinger (Stadt Regensburg), Vereinsvor-
sitzender Franz Rösl, Projektleiter Ludwig Meier und 3. Bürger-
meister Franz Geiselhöringer (Pentling).  r

und schmecken. Interessante 
Aktivstationen wie zum Beispiel 
das Wurzelfenster, der Barfuß- 
pfad oder regionale Bodenarten 
zum Anfassen, vermitteln be-
sondere Eindrücke und Erkennt-
nisse über die Erlebniswelt Erde.

Internationales Netzwerk 
von Wissenschaft und Praxis

Die Interessengemeinschaft 
gesunder Boden e.V. mit Sitz 
in Regensburg bildet ein inter-
nationales Netzwerk zum Wis-
senstransfer unterschiedlicher 
Fakultäten mit dem Ziel, wie-
der gesunde, humusreiche Bö-
den mit hoher Wasseraufnah-
me und Wasserspeicherfähig-
keit aufzubauen. Der Verein ver-
steht sich als Plattform, um altes 
und neues Wissen zu sammeln 
und es bodeninteressierten Ver-
brauchern, Verbänden, Institu-
tionen, Landwirten, Tierärzten, 
Ärzten und Wissenschaftlern 
zur Verfügung zu stellen. Die In-
teressengemeinschaft gesunder 
Boden e.V. wurde 2018 mit dem 
Umweltpreis der Stadt Regens-
burg ausgezeichnet.
Weitere Informationen: www.
bodenentdeckungspfad  r

Land- und Dorfentwicklung: 

Staatspreise verliehen
Kaniber zeichnet elf vorbildliche Projekte in ganz Bayern aus

Im Wettbewerb Land- und Dorfentwicklung hat Landwirtschafts-
ministerin Michaela Kaniber drei Staatspreise sowie acht Son-
derpreise verliehen. „Alle Beispiele zeigen, dass Bürger, Kommu-
nen und Verwaltungen bei der Entwicklung des ländlichen Raums 
gemeinsam und mit Ideenreichtum herausragende Erfolge er-
zielen“, heißt es im Gratulationsschreiben der Ministerin an die  
Siegergemeinden.

Der mit 8.000 Euro dotierte 
Staatspreis in Kategorie 1 „Um-
fassende Leistungen zur Stär-
kung des ländlichen Raums“ 
geht an die Dorferneuerung Bad 
Alexandersbad (Lkr. Wunsiedel). 
In der Kategorie 2 „Herausra-
gende Leistungen in ausgewähl-
ten Themenfeldern zur Stär-
kung des ländlichen Raums“ er-
hält die Flurneuordnung Thier-
haupten (Lkr. Augsburg) den mit 
5.000 Euro dotierten Staatspreis 
für das Themenfeld „Biologische 
Vielfalt durch Ländliche Entwick-
lung“. Die Dorferneuerung und 
Flurneuordnung Schleching in 
der Gemeinde Schleching (Lkr. 
Traunstein) erhält den ebenfalls 
mit 5.000 Euro dotierten Staats- 
preis für das Themenfeld „Innen- 
entwicklung zu Flächensparen 
und Klimaschutz“.

Die Sonderpreise in der Ka-
tegorie 1 in Höhe von jeweils 
6.000 Euro gehen an die Flur- 
und Dorfentwicklungen Nieder-
winkling (Lkr. Straubing-Bogen), 
Gailsbach (Lkr. Regensburg) so-
wie Lenkersheim (Lkr. Neustadt 

a.d.Aisch-Bad Windsheim). Die 
mit je 3.000 Euro dotierten Son-
derpreise in der Kategorie 2 (Bio-
logische Vielfalt) erhalten die 
Flurneuordnungen Haidlfing im 
Markt Wallersdorf (Lkr. Dingol-
fing-Landau) und Brucker Moos 
(Lkr. Ebersberg) sowie die Dorf- 
erneuerungen Hohenkemnath 
und Oberhof (Lkr. Amberg-Sulz-
bach). Die Sonderpreise der Ka-
tegorie 2 (Innenentwicklung zum 
Flächensparen und Klimaschutz) 
gehen mit jeweils 3.000 Euro an 
die Dorferneuerungen in Retz-
stadt im Landkreis Main-Spes-
sart sowie die Dorferneuerung 
Dittenheim (Lkr. Main-Spessart).

Die Dorferneuerung Bad Al-
exandersbad erhielt den Staats- 
preis für die vorbildliche Reakti-
vierung und Modernisierung des 
Kurzentrums von Bad Alexan-
dersbad im historischen Umfeld. 

Die Flurneuordnung Thier-
haupten erhält den Staatspreis 
für die Anlage eines einzigarti-
gen Biotopverbunds mit unter-
schiedlichen Lebensraumtypen 
entlang des Lechs sowie für die 
Neuanlage artenreicher Flach-
landmähwiesen und Magerra-
senflächen. Weiter wurden Flä-
chen für einen umfassenden 
„hundertjährlichen“ Hochwas-
serschutz bereitgestellt.

In der Dorferneuerung Schle-
ching wurde erkannt, dass als 
wesentliche Stellschraube für 
die gemeindliche Entwicklung 
der Fokus auf die Innenentwick-
lung gelegt werden muss, und so 
wurde unter anderem der Dorf-
platz als zentrale Maßnahme zur 
„guten Stube“ von Schleching. 

Der alle zwei Jahre durchge-
führte Wettbewerb ist beson-
ders auf die Kriterien der Nach-
haltigkeit ausgerichtet. Diesmal 
wurden neben den umfassen-
den Leistungen, die in beson-
derem Maße dem integrierten 
Ansatz entsprechen und zur Zu-
kunftssicherung vitaler ländli-
cher Räume beitragen, großer 
Wert auf die Themen „Biologi-
sche Vielfalt“ und „Innenent-
wicklung zum Flächensparen 
und Klimaschutz“ gelegt. Zu-
dem müssen alle Projekte dem 
Grundsatz einer aktiven Bürger-
beteiligung gerecht werden.

Ausführliche Informationen 
zum Wettbewerb und Staats- 
preis: www.landentwicklung.
bayern.de  r
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Akteure von Migration und Entwicklung vernetzen
Kommunale Entwicklungspolitik profi tiert von den Erfahrungen und Perspektiven 
von Migrantinnen und Migranten, die ihr Wissen und ihre Netzwerke in das gemein-
same Engagement einbringen. Die Servicestelle Kommunen in der Einen Welt ver-
netzt und berät kommunale Akteure im Handlungsfeld Migration und Entwicklung.

Neue Qualität der Zusammenarbeit
Entwicklungsministerium legt mit „BMZ 2030“ Reformkonzept vor

Die Welt ist im Umbruch. Deshalb ist aus Sicht von Bundesent-
wicklungsminister Gerd Müller die Entwicklungspolitik mehr 
denn je gefragt, neue Antworten auf die Zukunftsfragen zu ge-
ben: „Mit ‚BMZ 2030‘ legen wir jetzt nach zwölf Jahren ein um-
fassendes Reformkonzept der deutschen Entwicklungspolitik 
vor, um die Maßnahmen und Mittel noch wirksamer und effizi-
enter einzusetzen.“

Kern des Reformkonzeptes 
‚BMZ 2030‘ ist eine neue Qua-
lität der Zusammenarbeit. „Wir 
fordern von unseren Partner-
ländern noch stärker als bisher 
messbare Fortschritte bei guter 
Regierungsführung, der Einhal-
tung der Menschenrechte und 
im Kampf gegen die Korruption. 
Eigeninitiative ist der Schlüssel 
für Entwicklung. Unsere Part-
nerländer können und müs-
sen selbst mehr leisten. Dazu 
entwickeln wir gemeinsam Re-
formprogramme und Schwer-
punktansätze und verringern 
dafür viele Einzelprojekte. Län-
der, die besonders reformorien-
tiert sind, unterstützen wir ver-
stärkt mit unseren Reformpart-
nerschaften“, erläutert Bundes-
minister Müller.

Neue Antworten  
auf Zukunftsthemen

Mit „BMZ 2030“ werden die 
Themen konzentriert und dabei 
neue Antworten auf Zukunfts-
themen wie Klimaschutz, Ge-
sundheits- und Familienpolitik, 
nachhaltige Lieferketten, Nut-
zung der Digitalisierung und des 
Technologietransfers sowie Stär-
kung von Privatinvestitionen ge-
geben. Wichtigstes Ziel bleibt 
aber nach wie vor die Überwin-
dung von Hunger und Armut.

Mit dem Reformkonzept wer-
den gleichzeitig die Kräfte hin 
zu nachhaltiger Entwicklung ge-
bündelt. Das heißt: neue Part-
nerschaften zum Schutz der glo-
balen Güter, eine verstärkte Zu-
sammenarbeit mit der Zivilge-
sellschaft und den Kirchen, die 
einen unverzichtbaren Beitrag 
leisten, um das Überleben der 
Ärmsten gerade in Krisen- und 
Flüchtlingsgebieten zu sichern, 
sowie eine engere Abstimmung 
mit anderen Gebern, der EU 
und den multilateralen Institu-
tionen. Vor allem aber wird von 
den Partnern mehr gefordert. 
Wegen Korruption fließen jedes 
Jahr allein aus Afrika 50 Milliar-
den Dollar illegal ab. Dagegen 
wird das Bundesministerium für 
wirtschaftliche Zusammenar-
beit und Entwicklung noch stär-
ker angehen. 

Reformkonzept

Das Reformkonzept beruht 
Gerd Müller zufolge auf vier 
Säulen: 
• Unsere Partnerländer können 
und müssen selbst mehr leisten. 
Eigeninitiative ist der Schlüssel 
für Entwicklung. Deswegen for-
dern wir von unseren Partner-
ländern noch stärker als bisher 
messbare Fortschritte bei guter 
Regierungsführung, Einhaltung 
der Menschenrechte und der 

Korruptionsbekämpfung.
• Wir setzen mit der staatli-
chen Entwicklungszusammenar-
beit stärker auf Reformpartner-
schaften: Wer reformiert, dem 
bieten wir eine vertiefte Part-
nerschaft und zusätzliche finan-
zielle Unterstützung an. Diese 
Reformpartnerschaften werden 
wir weiter ausbauen.
• Die dritte Säule sind private 
Investitionen, denn Beschäfti-
gung schafft vor allem die Wirt-
schaft. Wir werden gezielt Pri-
vatinvestitionen, insbesonde-
re von Mittelständlern, in Ent-
wicklungsländern fördern. Dazu 
bauen wir unter anderem un-
seren Entwicklungsinvestitions-
fonds aus.
• Fairer Handel muss ermög-
licht werden. Damit lösen wir 
die größten Entwicklungssprün-
ge aus. Deswegen setzen wir uns 
dafür ein, soziale und ökologi-
sche Nachhaltigkeitsstandards in 
globalen Lieferketten und in al-
len EU-Freihandelsabkommen zu 
verankern und durchzusetzen.

17 Ziele der Agenda 2030

Wichtigstes Ziel bleibt die 
Überwindung von Hunger und 
Armut und die Umsetzung der 
Agenda 2030 mit ihren 17 Zielen 
für nachhaltige Entwicklung. Da-
zu wird die Zusammenarbeit mit 
den Partnerländern verstärkt. 
Gleichzeitig werden Themen kon-
zentriert und dabei neue Schwer-
punkte zur Umsetzung der Agen-
da 2030 gesetzt. Dazu wurden 
fünf „Kernthemen“ und zehn „In-
itiativthemen“ festgelegt. 

Zu den Kernthemen zäh-
len Friedenssicherung, Ernäh-
rungssicherung, Ausbildung und 
nachhaltiges Wachstum, Klima 
und Energie sowie Umwelt und 
natürliche Ressourcen. Zudem 
wird das BMZ seine Maßnah-
men im Gesundheitsbereich er-
weitern. Zu den Initiativthemen 
gehören unter anderem Bevöl-
kerungsentwicklung und Fami-
lienplanung, nachhaltige Lie-
ferketten sowie Digitalisierung. 
Den wichtigen Bereich der Ge-
sundheit von Mensch und Tier 
baut das Ministerium mit einer 

eigenen Einheit Global Health/
One Health aus.

Um die neuen Themen so 
wirksam wie möglich um setzen 
zu können, werden umfassen-
dere Reformprogramme und 
Schwerpunktansätze entwickelt 
und dafür viele Einzelprojekte 
verringert. Zudem wird intern 
ein neues integriertes Planungs-
verfahren gestartet. So wird 
mit dem Reformkonzept „BMZ 
2030“ insgesamt mehr Kohä-
renz und Effizienz in der deut-
schen Entwicklungszusammen-
arbeit geschaffen. 

In den vergangenen zwölf Jah-
ren hat sich die Welt stark geän-
dert. Da die bisherigen Länder-
einteilungen dies nicht mehr ab-
bilden, werden mit „BMZ 2030“ 
jetzt neue Partnerschaftskate-
gorien eingeführt. Damit kann 
Deutschland strategischer mit 
Partnern zum Schutz globaler 
Güter zusammenarbeiten oder 
in Krisensituationen wirksam, 
schnell und flexibel unterstützen. 

Partnerschaftskategorien

Die neuen Partnerschaftska-
tegorien sind in bilaterale Part-
nerschaften, globale Partner-
schaften sowie Nexus- und Frie-
denspartnerschaften unterteilt. 
Mit den bilateralen Partnerlän-
dern verfolgt das BMZ langfris-
tig gemeinsame Entwicklungs-
ziele. Dazu werden alle entwick-
lungspolitischen Instrumente 
eingesetzt. Bei den bilateralen 
Partnern gibt es zwei beson-
dere Formen, nämlich Reform-
partnerschaften (besonders re-
formorientierte Länder wie 
Äthiopien, Côte d’Ivoire, Gha-

na, Marokko, Senegal, Tunesi-
en werden noch stärker unter-
stützt, unter anderem mit dem 
neuen Instrument der Reform-
finanzierung) und Transformati-
onspartnerschaften. Damit wer-
den gezielt die politischen und 
ökonomischen Transformati-
onsprozesse in der EU-Nachbar-
schaft (Albanien, Bosnien und 
Herzegowina, Georgien, Koso-
vo, Moldau, Serbien, Ukraine) 
gefördert.

Mit den globalen Partner-
schaften (Brasilien, Indien, In-
donesien, Mexiko, Peru, Südaf-
rika, Vietnam, China) arbeitet 
das BMZ strategisch an der Lö-
sung globaler Zukunftsfragen 
und dem Schutz globaler Güter 
wie dem Umwelt- und dem Kli-
maschutz. Dabei liegt der Fo-
kus grundsätzlich auf Krediten 
und der Hebelung zusätzlicher 
Marktmittel.   

Im Rahmen von Nexus- und 
Friedenspartnerschaften wird 
Menschen in Krisen- und Flücht-
lingsregionen (Irak, Jemen, DR 
Kongo, Libyen, Somalia, Südsu-
dan, Syrien, Tschad, Zentralaf-
rikanische Republik) verstärkt 
geholfen. Dazu werden vor al-
lem flexible Instrumente wie die 
Sonderinitiative „Flucht“ ein-
gesetzt und verstärkt interna-
tionale Hilfsorganisationen un-
terstützt.  Die neuen Partner-
schaftskategorien sind durch-
lässig. So können beispielsweise 
Nexus- und Friedenspartner zu 
bilateralen Partnern werden.

Um die Zukunftsthemen so 
wirksam wie möglich umzuset-
zen, wird die direkte staatliche 
Zusammenarbeit mit den bilate-
ralen Partnern umgesteuert. Ei-
nige Länder haben sich erfreu-
licherweise so entwickelt, dass 
sie die direkte Unterstützung 
nicht mehr benötigen. Andere 
zeigen keine Fortschritte bei der 

Umsetzung von Reformen. Des-
wegen verringert das BMZ die 
Zahl der Partnerländer, mit de-
nen direkt staatlich zusammen-
gearbeitet wird, von 85 auf jetzt 
60. Wichtig ist: Mit keinem Land 
wird die Zusammenarbeit been-
det, sondern lediglich die Form 
der Zusammenarbeit verändert. 
„In Ländern, in denen wir nicht 
mehr direkt staatlich zusam-
menarbeiten, stärken wir die 
Arbeit der Kirchen und der Zi-
vilgesellschaft sowie der EU und 
multilateraler Institutionen und 
fördern Investitionen der Privat-
wirtschaft. Und Menschen, die 
von Hunger und Not bedroht 
sind, werden wir in allen Län-
dern weiterhin unterstützen“, 
heißt es in dem Reformpapier. 

Neuartige Gefahren

Wie Bundesminister Müller 
abschließend betont, zeige auch 
die Corona-Krise, „dass unser 
Leben, unsere Wirtschaft und 
Arbeitsplätze im Zeitalter des 
weltweiten Warenaustauschs 
und Reiseverkehrs massiv mit 
neuartigen und unberechenba-
ren Gefahren konfrontiert sind. 
Die Auswirkungen stellen nicht 
nur uns vor dramatische Her-
ausforderungen: Am schlimms-
ten sind die ärmsten Men-
schen in den Entwicklungs- und 
Schwellenländern betroffen.“

Man könne jetzt nicht ein-
fach zur Normalität der Globa-
lisierung zurückkehren, sondern 
müsse auch aus der Corona-Kri-
se heraus mit Blick auf die Me-
gatrends unserer Zeit umden-
ken und neue Wege gehen – 
„bei unserer Art zu wirtschaf-
ten, beim Engagement gegen 
Klimawandel und Verlust von 
Wäldern und Biodiversität so-
wie beim weltweiten Bevölke-
rungswachstum“.  DK

Kleinbauern im globalen Süden 
Während des Internationalen Tags des Fairen Handels (World Fair 
Trade Day) am 9. Mai machte die Fair-Handels-Bewegung auf ih-
re Vision einer gerechteren Welt sowie eines Handels zum Woh-
le von Menschen und Umwelt aufmerksam. Seit einien Monaten 
zählt auch der Landkreis Neu-Ulm zu dieser Organisation. 

In den Herkunftsländern fair 
gehandelter Waren – das sind 
circa 70 Staaten auf der Erde – 
trifft das neuartige Coronavirus 
auf fragile Gesundheitssyste-
me sowie zugleich auf eine ex-
portabhängige Wirtschaft und 
eine fehlende soziale Absiche-
rung. Fairtrade ruft deshalb da-
zu auf, auch in Zeiten der Krise 
faire Produkte zu konsumieren 
und so Kleinbäuerinnen, Klein-
bauern und Arbeitende im glo-
balen Süden zu unterstützen. 

Fair-trade-Standards

Bei Fairtrade erhält die Pro-
duzentenorganisation beispiels-
weise eine Kaffee-Koopera-
tive den Preis für ihr Produkt 
dann, wenn sie ihre Ware an 
den nächsten Akteur in der Lie-
ferkette verkauft. Dabei handelt 
es sich in den meisten Fällen um 
einen Exporteur. Die Organisati-
on bekommt mindestens den in 
den Fair-trade-Standards festge-
legten Mindestpreis. Er soll die 
Kosten einer nachhaltigen Pro-
duktion decken und dient als Si-
cherheitsnetz gegen die schwan-
kenden Weltmarktpreise. 

Fairtrade ist auch über den 
An- und Verkauf von Fairtrade- 
Produkten hinaus aktiv und un-
terstützt Bauern und Arbeits-
kräfte: beispielsweise bei der 

Bekämpfung von ausbeuteri-
scher Kinder- und Zwangsarbeit, 
der Anpassung an die Auswir-
kungen des Klimawandels, dem 
Zugang zu tragbaren Finanzie-
rungsoptionen und der Wahr-
nehmung ihrer Rechte. 

„Interessierte aus Einzelhan-
del oder Gastronomie können 
sich gerne bei uns im Landrats- 
amt melden“, fordert Landrat 
Thorsten Freudenberger auf. 
„Dann können die Vorausset-
zungen als Fairtrade-Partner 
des Fairtrade-Kreises Neu-Ulm 
geprüft werden“. Einen guten 
Überblick über Fairtrade-zerti-
fizierte Produkte, die Handels- 
oder Gastronomiebetriebe in ihr 
Sortiment aufnehmen können,  
bietet zum Beispiel der Produkt- 
Finder unter: www.fairtrade- 
deutschland.de/einkaufen. 

Das tut der Fairtrade-Kreis 
Neu-Ulm bislang: 

• Fairtrade-Städte sind: Illertis- 
sen, Neu-Ulm, Senden und Wei-
ßenhorn. Weitere Kommunen 
machen sich bereits auf den Weg, 
wie zum Beispiel Nersingen. 
• Eine Steuerungsgruppe, koor-
diniert die fairen Aktionen. 
• Der Fairtrade-Kreis Neu-Ulm 
hat 43 Fairtrade-Partner aus 
dem Einzelhandel und 15 aus 
der Gastronomie. Dazu gehö-

ren außerdem sechs Fairtra-
de-Schulen, fünf kirchliche Ein-
richtungen und vier Vereine als 
Fairtrade-Partner. 
• Fairtrade-Aktivitäten laufen 
unter dem Motto: „lokal fair-
netzt – global gerecht“. 
• Im Landratsamt Neu-Ulm wird 
unter anderem Kaffee aus fai-
rem Handel ausgeschenkt, auch 
bei allen Sitzungen des Kreista-
ges und seiner Ausschüsse. 
• Wenn möglich, werden in 
der Beschaffung auch Fairtra-
de-Produkte einbezogen, etwa 
als Give-aways, so zum Beispiel 
Fairtrade-Gemüsebeutel beim 
Stadtradeln. 
• Es gab bereits eine Kaffee- 
blindverkostung während der 
Weihnachtsfeier des Landrats- 
amtes. Unterstützt wurde das 
Landratsamt bei der Aktion von 
Studierenden der Hochschu-
le Neu-Ulm. Vier verschiedene 
Kaffeemarken konnten in einer 
Blindverkostung getestet und 
bewertet werden. Erfreulicher-
weise hat ein Fairtrade-Kaffee 
am besten abgeschnitten. 
• Im Foyer des Landratsamtes 
wurde die von der Stadt Lange-
nau konzipierte Fairtrade-Aus-
stellung „Wie fair sind wir?“ ge-
zeigt. 
• Nächster Schritt soll ein digi-
taler Fair-Führer auf der Home-
page des Landkreises sein. 

Ansprechpartner für den Fair-
trade-Kreis Neu-Ulm ist Klima-
schutzmanager Florian Drollin-
ger als Sprecher der Fairtrade- 
Steuerungsgruppe.  r

IHK-Netzwerkbüro 
Afrika gestartet 

Das neue IHK-Netzwerkbüro 
Afrika (INA) berät ab sofort 
kleine und mittlere Unterneh-
men, die auf dem afrikanischen 
Markt Fuß fassen wollen. Das 
BMWi fördert das Beratungs-
angebot mit 2,2 Millionen Euro.

Künftig unterstützt INA als 
Erstberatung zur Außenwirt-
schaftsförderung deutsche KMU 
bei der Erschließung afrikani-
scher Märkte. INA nutzt das eta-
blierte Netz des DIHK, der In-
dustrie- und Handelskammern 
(IHKs) und der Auslandshandels-
kammern (AHKs) und stellt ge-
zielt Kontakte zu Afrika-Exper-
ten aus Wirtschaft, Politik und 
Verwaltung her. Auf dieser Basis 
berät das Projektteam KMU zu 
ihren Marktchancen in Afrika, 
unterstützt sie beim Marktein-
tritt und informiert zu Förder-
möglichkeiten sowie Ansprech-
partnern im Bereich der Außen-
wirtschaftsförderung.   r
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Beschützen ist  
unsere Leidenschaft.
Seit König Max 1811 die Versicherung zum  
Schutz der Menschen gegründet hat.

Studie zur Europäischen Bankeinlagensicherung:

DSGV widerspricht DIW-Ökonomen
Laut einer aktuellen Studie von Ökonomen der Abteilungen Kon-
junkturpolitik und Makroökonomie des Deutschen Instituts für 
Wirtschaftsforschung (DIW Berlin) fehlt der europäischen Banken-
union bisher die dritte Säule, sprich ein gemeinsamer Sicherungs-
fonds für die Einlagen von Sparern bei Banken. Im Zuge der wirt-
schaftlichen Auswirkungen der Corona-Pandemie in Deutschland 
bringe dies möglicherweise große Nachteile mit sich. Grundsätz-
lich anderer Meinung ist der Präsident des Deutschen Sparkassen- 
und Giroverbands (DSGV), Helmut Schleweis: Eine Zentralisierung 
von Einlagensicherungen in der EU könnte aus seiner Sicht „das 
Vertrauen in die langjährig bewährten deutschen Sicherungssys-
teme untergraben und damit kontraproduktiv wirken“.

„Sollte es durch eine Insolvenz- 
welle bei Unternehmen zu Kre-
ditausfällen in größerem Aus-
maß kommen, wäre die nationa-
le Einlagensicherung möglicher-
weise bald überfordert“, heißt es 
in der DIW-Studie. Selbst wenn 
dann der Fiskus einspränge und 
alle Einlagen sichern würde, wä-
re eine europäische Einlagen-
sicherung (EDIS) im untersuch-
ten Szenario im Vergleich die 
bessere Variante: Mit ihr würde 
der private Konsum um 20 Pro-
zent weniger und die Kreditver-
gabe um rund zehn Prozent we-
niger stark sinken als im Fall ei-
ner staatlichen Rettung, die zu-
dem die Staatsverschuldung in 
die Höhe treibt.

In ihrer Studie haben die Au-
toren diesem EDIS-Kompromiss-
vorschlag zwei weitere Szenari-
en gegenübergestellt: In einem 
ohne EDIS würde der jeweilige 
Staat einspringen und die Bank- 
einlagen retten, wenn die ent-
sprechenden nationalen Einla-
gensicherungsfonds erschöpft 
sind. In einem weiteren Szena-
rio gibt es gar keine Absiche-
rung über die nationalen Fonds 
hinaus – weder vom Staat noch 
durch ein europäisches System. 

Für diese drei Szenarien wur-
den die Auswirkungen von Kre-
dit- und Einlagenausfällen in Hö-
he von – in Anlehnung an jüngste 
Schätzungen – insgesamt sechs 
Prozent über ein Jahr, die infolge 
einer Insolvenzwelle bei Unter-
nehmen entstehen, berechnet. 
Unter die Lupe wurden dabei di-
verse makroökonomische Kenn-
zahlen, etwa das Bruttoinlands- 
produkt, den Konsum der priva-
ten Haushalte, die Kreditvergabe 
und die Staatsverschuldung, ge-
nommen.

Markanter Effekt bei  
der Staatsschuldenquote

Das Ergebnis: Im Szenario mit 
europäischer Einlagensicherung 
sinkt der private Konsum zwar 
ebenfalls, aber um 20 Prozent we-
niger stark als im Fall, in dem der 
Staat einspringt. Im Vergleich zum 
Zeitpunkt vor den Kredit- und Ein-
lagenausfällen entspricht die Kon-
sumreduktion infolge des höhe-
ren Ausfallrisikos demnach 0,4 
statt 0,5 Prozent. Der Rückgang 
der Kreditvergabe an Unterneh-
men kann mit EDIS um immerhin 
zehn Prozent gedämpft werden 
und entspricht etwa 1,2 Prozent.

Ein markanter Effekt, so die Un-
tersuchung, zeige sich bei der 
Staatsschuldenquote: Im Falle 
einer Rettung durch den Fiskus 
steigt diese im Vorkrisenvergleich 
um bis zu zwei Prozent, während 
sie bei einer Absicherung durch 
die europäische Einlagensicherung 
kurzfristig sogar sinkt. Stets die 
schlechteste aller Möglichkeiten 
sei, die Sparer im Stich zu lassen 
– in diesem Szenario, wenn weder 
der Staat noch EDIS einspringen, 
seien die Kosten am höchsten.

Szenarien müssen 
hinterfragt werden

„Die Publikation unterscheidet 
nicht zwischen Stundungen, tat-
sächlichen Kreditausfällen und 
erforderlichen Abschreibungen“, 
machte DSGV-Präsident Schle-
weis deutlich. Zudem würden die 
zahlreichen Maßnahmen der Bun-
desregierung und anderer staatli-
cher Stellen zur Unterstützung der 
Realwirtschaft nicht hinreichend 
berücksichtigt. Diese trügen dazu 
bei, dass Kreditnehmer ihre Kre-
dite nach der Phase der Stundung 
wieder bedienen können. 

Grundsätzlich seien die Annah-
men der Studie zu hinterfragen: 
„In allen Szenarien werden die 
höheren Risiken für die Bürger, 
die mit einer zentralen Einlagen-
sicherung einhergehen, nicht be-
rücksichtigt. Unverständlich ist,  
warum die DIW-Studie auf eine 
Studie von Gropp (IWH – Leib-
niz-Institut für Wirtschaftsfor-
schung Halle) Bezug nimmt, wel-
che mögliche Insolvenzen nicht 
wissenschaftlich abgeleitet hat-
te, und dies unkritisch nachvoll-
zieht. Insgesamt ist in dem anlau-

fenden Erholungsprozess derzeit 
die Entwicklung möglicher Insol-
venzen nicht seriös darstellbar. 
Alle Wirtschaftsforschungen er-
warten in 2021 ein vergleichs-
weise kräftiges Wachstum im ge-
samten Euroraum. Insofern soll-
ten seriöse Institute jetzt nicht 
voreilig Panik verbreiten“, unter-
strich Schleweis.

Die Corona-Pandemie und ihre 
Folgen machen aus seiner Sicht 
nicht an nationalen Grenzen halt. 
Alle Volkswirtschaften in Euro-
pa und darüber hinaus spürten 
die Folgen der Pandemie. Soge-
nannten symmetrischen Schocks 
mit einer Vergemeinschaftung 
von Sicherungssystemen zu be-
gegnen, sei nicht zielführend. 
Vielmehr sei die Solidarität zwi-
schen EU-Mitgliedstaaten, wie 
sie über einen gestärkten Euro-
päischen Stabilitätsmechanis-
mus (ESM), den EU-Haushalt und 
den EU-Wiederaufbaufonds or-
ganisiert werden, der richtige 
Weg, um betroffenen EU-Mit-
gliedstaaten zu helfen.

Handhabung von 
Bankinsolvenzen auf  
europäischer Ebene

Mit dem europäischen Abwick-
lungsmechanismus – der Abwick-
lungsbehörde und dem inzwi-
schen substanziell gefüllten Ab-
wicklungsfonds – gebe es be-
reits heute ein Instrumentarium, 
um Bankinsolvenzen auf europä-
ischer Ebene zu handhaben. Die 
Einlagensicherung sei über eine 
entsprechende EU-Richtlinie be-
reits seit Jahren europaweit har-
monisiert. Schleweis: „Die Bun- 
desregierung hat sehr früh deut-
lich gemacht, dass ein substan-
zieller Risikoabbau eine der Vor- 
aussetzungen für Gespräche über 
weitere Risikoteilung in Europa  
ist. Angesichts der Pandemie 
und ihrer volkswirtschaftlichen 
Auswirkungen rückt dies in wei-
te Ferne.“ Zudem dürfe bei al-
len Überlegungen die Eigenstän-
digkeit und Funktionsfähigkeit 
der bestehenden Institutssiche-
rungssysteme in Deutschland 
nicht zur Disposition stehen.

Das DIW selbst hatte im Mai 
2020 in seiner Studie über mak-
roökonomische Effekte vor den  
Belastungen der Kreditwirtschaft 
bei einem zentralen EDIS (Euro-
pean Deposit Insurance System) 
gewarnt. DK

Wirtschaftsminister Hubert Aiwanger:

Neue Beteiligungsmodelle 
und Überbrückungshilfen

Mit den neuen Beteiligungsangeboten des Freistaats können 
Start-ups und Mittelständler nunmehr ihr Eigenkapital stärken. 
Die Corona-Krise erschwert ihnen laut Wirtschaftsminister Hu-
bert Aiwanger den Zugang zu Beteiligungskapital, denn private 
Geldgeber seien verunsichert und zurückhaltend. „Gerade jetzt 
kann es für ein Unternehmen existenziell sein, die eigene Kapital-
ausstattung zu erhöhen. Hier setzen wir mit den neu aufgelegten 
Beteiligungsangeboten an.“

Das Angebot orientiert sich an 
der jeweiligen Unternehmenssi-
tuation und wird in zwei Teil-
programmen ausgereicht: Der 
Eigenkapitalschild Mittelstand 
Bayern richtet sich an traditio-
nelle mittelständische Unter-
nehmen mit einem Gruppen-
umsatz von maximal 75 Milli-
onen Euro. Der Startup Shield 
Bayern ist für technologieorien-
tierte und innovative Start-ups 
mit skalierbaren Geschäftsmo-
dellen gedacht.

Tiefgreifende Transformation

Aiwanger zufolge befindet 
sich Bayerns Wirtschaft mitten 
in einer tiefgreifenden Transfor-
mation. Jetzt sei Unternehmer-
geist gefragt. An Ideen mang-
le es den bayerischen Start-ups 
und Mittelständlern nicht. „Wir 
geben mit den neuen Beteili-
gungsprogrammen den Unter-
nehmen nun zusätzlichen finan-
ziellen Spielraum, um neue Ge-
schäftsmodelle, Produkte oder 
Dienstleistungen zu entwickeln.“

Zentrale Anlaufstelle ist im-
mer die Bayerische Beteili-
gungsgesellschaft (BayBG). Hier 
können die Unternehmen seit 
Anfang August einen Antrag 
stellen. Zu den Voraussetzungen 
gehört, dass sich der Schwer-
punkt der Geschäftstätigkeit in 
Bayern befindet oder mindes-
tens 50 Prozent der Beschäf-
tigten im Freistaat arbeiten. Je 
nach Bedarf ist ein Volumen 
zwischen 100.000 und 800.000 
Euro möglich. Diese Mittel kön-
nen für Investitionen und für 
laufende Kosten wie Miete, Ge-
hälter und Warenlager verwen-
det werden. Ausgereicht wer-
den die Mittel über die BayBG 
und Bayern Kapital.

Anpassungen vom Bund for-
dert Bayerns Wirtschaftsminis-

ter dagegen bei der Überbrü-
ckungshilfe Corona. Die Verlän-
gerung der Überbrückungshilfe 
von September bis Jahresende 
ist aus seiner Sicht zwar ein wich-
tiges Signal an die betroffene 
Wirtschaft. Es sei aber nötig, die 
bisherigen strengen Regelungen 
im Sinne der Unternehmen zu 
lockern, damit mehr Betriebe in 
den Genuss von staatlicher Hilfe 
kommen als derzeit.

Bund muss nachbessern

Bundesweit liegen aktuell 
(Stand: 27. August) erst rund 
45.000 Anträge vor, davon knapp 
8.000 aus Bayern, die durch-
schnittliche Entschädigung pro 
Antrag liegt bei insgesamt 20.500 
Euro für die Monate Juni, Juli, Au-
gust. Die Zugangsvoraussetzung 
mit einem Umsatzeinbruch von 
60 % oder mehr in den Mona-
ten April und Mai im Vergleich 
zum Vorjahr ist nach Aiwangers 
Auffassung zu streng und unfle-
xibel, hier müsse der Bund nach-
bessern. „Auch die Erstattungen 
für die Fixkosten von 40, 50 oder 
80 % je nach monatlichem Um-
satzeinbruch sollten nach oben 
hin angepasst werden, da ei-
nige Branchen wie Messebau-
er, Schausteller oder Reisebüros 
sonst in die Insolvenz marschie-
ren. Das wollen wir vermeiden.“

Bayern ist das Bundesland, 
in dem die Überbrückungshilfe 
des Bundes am schnellsten be-
arbeitet wird. 18 Prozent der 
bundesweit gestellten Anträge, 
aber 33 Prozent der bundesweit 
bewilligten Anträge kommen 
aus dem Freistaat. Die Bewil-
ligung erfolgt über die IHK für 
München und Oberbayern, An-
tragstellung ausschließlich über 
Steuerberater, Wirtschaftsprü-
fer, vereidigte Buchprüfer und 
Rechtsanwälte. DK

Start des BayernFonds
Aiwanger: „Ein wichtiger Baustein, um Bayerns Wirtschaft zu stabilisieren“

Die EU-Kommission hat grünes Licht für unseren BayernFonds ge-
geben. „Das ist ein wichtiger Schritt um die bayerische Wirtschaft 
in der Krise zu unterstützen“, betonten Finanz- und Heimatminis-
ter Albert Füracker und Wirtschaftsminister Hubert Aiwanger im 
Rahmen einer Pressekonferenz in München.

Bayerns Wirtschaftsminis-
ter Hubert Aiwanger: „Der Bay-
ernFonds wird ein wichtiger Bau-
stein, um die bayerische Wirt-
schaft zu stabilisieren. Wir lassen 
es nicht zu, dass eigentlich er-
folgreich wirtschaftende Mittel-
ständler von Corona in die Knie 
gezwungen werden. Mit dem 
BayernFonds eröffnen wir den 
Unternehmen deshalb den Weg 
zu frischem Kapital. Dieser zu-
sätzliche finanzielle Spielraum 
ist dringend notwendig und ver-
schafft den Betrieben Luft in der 
Krise. Unser Ziel ist es, Arbeits-
plätze abzusichern und das un-
ternehmerische Know-How in 
Bayern zu halten. Dadurch redu-
zieren wir die Auswirkungen der 
Coronakrise auf die Wirtschaft. 
Der BayernFonds ist dafür das 
richtige Instrument zum richti-
gen Zeitpunkt.“

Finanzminister Füracker: „Die  
positive Entscheidung der EU- 
Kommission ist eine sehr gute 
Nachricht für unsere Unterneh-
men in Bayern. Eine große Hür-
de ist genommen und wir ste-
hen bereit, besonders von der 
Krise betroffene Betriebe mit 
dem neuen, schlagkräftigen Ins-
trument des BayernFonds zu un-

terstützen. Der Fonds ermöglicht 
direkte Unternehmensbeteili-
gungen und stellt Garantien für 
bayerische Betriebe. Er umfasst 
insgesamt 46 Milliarden Euro. Ein 
Stabilisierungsprogramm in die-
ser Größenordnung ist einma-
lig und nur der Wirtschaftsstär-
ke des Freistaates und vor allem 
auch der soliden Haushaltspolitik 
der letzten Jahre zu verdanken. 
Der Fonds ist ein weiterer zent-
raler Meilenstein unseres Coro-
na-Rettungspakets für die bayeri-
sche Wirtschaft.“

Genehmigung der  
EU-Kommission

Mit der Genehmigung der 
EU-Kommission ist ein entschei-
dender Zwischenschritt ge-
schafft. Nach der abschließen-
den Zustimmung durch die Kon-
trollkommission des Bayerischen 
Landtags, kann der BayernFonds 
als weiteres Mittel zur Bekämp-
fung der Pandemie-Folgen einge-
setzt werden.

Aiwanger und Füracker dank-
ten den Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeitern im Wirtschafts- 
und Finanzministerium, die den 
BayernFonds in Rekordzeit aus-

gearbeitet und auf den Weg ge-
bracht haben. Als erstes Bun-
desland hat Bayern bereits Ende 
März den Fonds als Schutzschirm 
für die bayerische Wirtschaft 
aufgelegt und hat nun auch die 
Brüsseler Genehmigung für ein 
derartiges Hilfsprogramm vor al-
len anderen Bundesländern er-
halten. Der Fonds kann sich di-
rekt an Firmen beteiligen (ins-
gesamt bis zu 20 Mrd. Euro) und 
Garantien übernehmen (insge-
samt bis zu 26 Mrd. Euro). Das 
besondere Augenmerk des Bay-
ernFonds gilt mittelständischen 
Unternehmen, die für den Wirt-
schaftsstandort Bayern von Be-
deutung sind.

Der BayernFonds soll die wirt-
schaftlichen Auswirkungen der 
Pandemie auf jene Unterneh-
men der Realwirtschaft abmil-
dern, deren Bestandsgefähr-
dung erhebliche Auswirkungen 
auf die Wirtschaft, die technolo-
gische oder wirtschaftliche Sou-
veränität, Versorgungssicher-
heit, kritische Infrastrukturen 
oder den Arbeitsmarkt in Bayern 
hätte. Die Einsatzfähigkeit des 
BayernFonds kommt dabei zum 
richtigen Zeitpunkt: Die massi-
ven Folgen der Corona-Pande-
mie bekommt die bayerische 
Wirtschaft nach wie vor deut-
lich zu spüren. Daher ist es umso 
wichtiger, dass der BayernFonds 
die bayerischen Unternehmen 
unterstützen kann. r
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Gerade jetzt ist
Zusammenhalt wichtiger
denn je. Darummachen wir
uns für die stark, die sich für
die Gemeinschaft stark
machen. Und unterstützen
Künstler, Sportler,
Unternehmer vor Ort und all
diejenigen, die sich für
andere einsetzen.

Bankenregulierung fit machen
Verbände der bayerischen Real- und Finanzwirtschaft unterzeichnen  

gemeinsames Positionspapier
Die IHK für München und Oberbayern, die Arbeitsgemeinschaft der 
Handwerkskammer sowie der Bayerische Bankenverband, der Sparkas-
senverband und der GVB unterzeichneten das gemeinsame Positions-
papier „Neustart der Wirtschaft unterstützen – Bankenregulierung fit 
machen“. Darin unterstützen bayerische Vertreter der Finanz- und Re-
alwirtschaft die Forderung des Genossenschaftsverbands Bayern nach 
einer Überprüfung der Bankregulierung im Zuge der Corona-Pandemie. 

Nach Auffassung der Ver-
bände habe sich in der Pande-
mie gezeigt, dass die Regulie-
rung für Finanzinstitute prozyk- 
lisch wirke und dadurch die Fi-
nanzierungsbedingungen für Un- 
ternehmen erschwere. Um die 
Wirtschaft zu unterstützen, sei 
ein Umdenken bei der Regu-
lierung nötig. Wichtig sei ins-
besondere, dass kleinere Ban-
ken entlastet würden. Auf den 
Prüfstand gehörten zudem Vor-
gaben, die in den kommenden 

Monaten die Finanzierung der 
Realwirtschaft beschränken, wie  
beispielsweise die finalen Ba-
sel-III Regeln. 

Wie es im Papier heißt, „sollte 
man aus der Corona-Krise jetzt 
Lehren ziehen und überprüfen, 
was sich in der Regulierung be-
währt hat, welche ad-hoc ge-
troffenen Krisenmaßnahmen 
dauerhaft fortgeführt werden 
sollten und auf welche Regelun-
gen verzichtet werden kann“. 
Um dem Finanzierungsbedarf 

der Realwirtschaft während und 
nach der Corona-Krise dauer-
haft gerecht zu werden, brau-
che es einen regulatorischen 
Rahmen, der dies zulässt. 

Orientierungshilfen

Als Orientierung dienen fol-
gende Leitplanken:
• Finanzierung der Realwirt-
schaft sicherstellen. Stärkere 
Proportionalität bei aufsichtlichen 
Vorgaben im Kreditgeschäft, Er-
leichterung bei Sanierungskre-
diten, Anpassung finaler Basel 
III-Vorgaben, um die Kreditverga- 
be zu stützen, Berücksichtigung 
staatlicher Hilfskredite bei Eigen-
kapitalunterlegung.
• Proportionalität in der Regu-
lierung stärken. Entlastung klei-

ner und mittlerer Kreditinstitute 
bei bürokratischen Melde-, Offen-
legungs- und Berichtspflichten. 
• Deutsches Goldplating ver-
meiden und praxisnahe Umset-
zung ermöglichen. Die Corona-
Krise habe gezeigt, dass die Vor-
gaben zum Wertpapiergeschäft 
zu bürokratisch sind. Insbeson-
dere in Krisenzeiten habe das die 
Beratung und Abwicklung von 
Wertpapiergeschäften über In-
ternet und Telefon erschwert 
bzw. stark eingeschränkt. Die 
Vorschriften sollten daher dau-
erhaft entbürokratisiert werden. 

So könnte die Pflicht zur Auf-
zeichnung telefonischer Wertpa-
pierdienstleistungen auf Wunsch 
des Kunden ausgesetzt werden. 
Zudem wäre es hilfreich, Erleich-
terungen auch bei der Zusen-
dung von Ex-ante Kosteninforma-
tionen und Produktinformatio-
nen zu schaffen oder den Kunden 
zumindest den Verzicht darauf 
zu ermöglichen. Eine Ausnahme 
von Aktien und einfacher Anlei-
hen aus den strengen Zielmarkt-
bestimmungen der MiFID, würde 
zudem die Beratung und Anlage 
dieser Produkte erleichtern. 

Aufgrund der Ausgangssperren 
in der Corona-Krise hat der Ab-
schluss von Bankgeschäften,  
die digital und per Telefon getä-
tigt werden („Fernabsatz“), zu-
genommen. Dabei stoßen Ban-
ken laut Positionspapier aber 
auf regulatorische Hürden, die 
eine unkomplizierte Bearbei-
tung verhindern. Um Bankge-
schäfte außerhalb der Filiale 
zu erleichtern, sollte der Ab-
schluss von Verbraucherdarle- 
hensverträgen künftig nicht mehr 
in Schriftform, sondern auch in 
Textform möglich sein. Zusätz-
liche Informationspflichten im 
Fernabsatzgeschäft sollten redu-
ziert oder ganz abgeschafft wer-
den. Verbraucher würden durch 

den gesetzlich garantierten Wi-
derruf sowie die unabhängig vom 
Vertriebsweg geltenden Pflichtin-
formationen, insbesondere bei 
Verbraucherkrediten oder Wert-
papiergeschäften, geschützt. 

„In der Corona-Krise hat die 
Aufsicht die strenge Trennung 
zwischen Bankmitarbeitern im 
Markt und in der Marktfolge ge-
lockert. Diese Regelung hat sich 
bewährt“, heißt es weiter. In der 
Krise konnten die Institute ihre 
Mitarbeiter nach Bedarf eintei-
len und verstärkt in der Kunden-
beratung einsetzen. Eine Locke-
rungsklausel für Stressphasen, 
eventuell verbunden mit einer 
Meldung an die BaFin, sollte 
künftig fest im Aufsichtsrecht 
verankert werden, um auf einen 
geänderten Kundenbedarf re-
agieren zu können.

Goldplating

Bei der Umsetzung europä-
ischer Vorschriften gehen der 
deutsche Gesetzgeber und die 
Aufsicht oftmals über das von 
der EU geforderte Maß hinaus. 
Dieses Goldplating belaste die 
deutsche Kreditwirtschaft und 
schwäche die Möglichkeiten zur 
Kreditvergabe. Jüngstes Beispiel 
hierfür sei der Referentenent-
wurf für ein Risikoreduzierungs-
gesetz, der zahlreiche Vorgaben 
enthält, die nicht im EU-Banken-
paket begründet sind. Beispiele 
seien neue Anzeigepflichten bei 
der Bestellung von Geschäfts-
führern oder striktere Vorgaben 
an die Eigenkapitalpuffer.

Um Goldplating zu vermeiden, 
sollten europäische Vorschrif-
ten noch konsequenter als bis-
her nur 1:1 durch den nationalen 
Gesetzgeber umgesetzt werden. 
Das Risikoreduzierungsgesetz 
sollte sich auf die Umsetzung des 
EU-Bankenpakets beschränken. 

In der Corona-Krise wurden die 
Fristen zur Umsetzung neuer bank- 
aufsichtlicher Vorgaben verlän-
gert. Die Verlängerung war ein 
wichtiger Schritt, um Banken kurz-
fristig zu entlasten. Denn oftmals 
seien neue Gesetzesvorschriften, 
Rundschreiben, Allgemeinverfü-
gungen sofort anzuwenden oder 
hätten nur kurze Umsetzungsfris-
ten, betonen die Unterzeichner. 

Runder Tisch und 
„Fitness Check“

Im Anschluss an die Krise soll-
ten Aufsicht und Gesetzgeber 
den Banken grundsätzlich mehr 
Zeit für die Umsetzung – insbe-
sondere bei technisch aufwen-
digen Anforderungen – gewäh-
ren. Das würde die Institute 
deutlich entlasten und Ressour-
cen für die Kreditbearbeitung 
und Kundenbetreuung freiset-
zen. Praxischecks mit den Be-
troffenen, bei denen neue Vor-
gaben vor der Umsetzung ge-
testet werden, könnten zudem 
helfen, den zeitlichen und admi-
nistrativen Aufwand neuer Maß-
nahmen seriös abzuschätzen. 
Die vielfach durchgeführten Fol-
gen- und Kostenabschätzungen 
würden diesem Anspruch nicht 
gerecht. Praxischecks sollten da-
her standardmäßig in jedes Ge-
setzgebungsverfahren integriert 
werden.

Im ersten Schritt sollte nach 
dem Vorbild der EU-Kommission 
ein Runder Tisch zwischen Ver-
tretern der Politik, Aufsicht und 
Kreditinstituten durchgeführt 
werden, der durch einen „Fit-
ness Check“ der regulatorischen 
Vorgaben ergänzt wird. Beispie-
le zeigten, wo Corona-bedingt 
Lehren gezogen und Bankenre-
gulierung ganz umfassend auf ih-
re Praxistauglichkeit untersucht 
werden sollte. DK

Halbjahreszahlen der Sparkasse Niederbayern-Mitte:

Stabilisator in Krisenzeiten
Mit durchweg positiven Halbjahreszahlen kann die Sparkasse 
Niederbayern-Mitte aufwarten. Wie Vorstandsvorsitzender Wal-
ter Strohmaier bei einer Pressekonferenz in Straubing mitteilte, 
hätten die Sparkassen insgesamt die Corona-Krise ordentlich ge-
meistert. Die Sparkasse Niederbayern-Mitte sei sogar ein Stabili-
sator in Krisenzeiten und ein stabiler Fels in der Brandung.

Da die Zinssituation die Spar-
kassen aktuell sogar stärker be-
laste als die Corona-Pandemie, 
sei das Kreditgeschäft umso wich-
tiger, betonte Strohmaier, der 
auch Bundesobmann der deut-
schen Sparkassen ist. Ein Kredit-
volumen von über 3,4 Millionen 
Euro und ein Kreditwachstum 
von bereits 3,6 % zum Halbjahr 
zeigten, dass die Sparkasse trotz 
Corona-Modus die Kreditversor-
gung der Region uneingeschränkt 
aufrechterhält. Auch das unge-
brochene Einlagenwachstum auf 
einen aktuellen Bestand von 3,4 
Millionen Euro beweise das große 
Vertrauen der Kunden. 

Stark im Kundengeschäft

Mit ihrer hohen Beratungs-
leistung ist die Sparkasse stark 
im Kundengeschäft. Für die Zu-
kunftsfähigkeit sei aber vor allem 
auch die Betrachtung des Risikos 
und der Wirtschaftlichkeit von 
großer Bedeutung, führte der 
Vorstandsvorsitzende aus. Die 
Sparkasse Niederbayern-Mitte 
führt aktuell die Liste der erfolg-
reichsten Sparkassen in Bayern 
an und erst kürzlich wurde die 
günstigste von fünf möglichen 
Risikoklassen zertifiziert.

Insgesamt haben die deutschen 
Sparkassen KfW-Hilfskredite mit 
einer Gesamtsumme von 7,6 Milli-
arden Euro ausgereicht. Zwei wei-
tere Milliarden stehen als offe-
ne Zusagen in den Büchern. Da-
mit haben die Sparkassen deut-
lich mehr Kredite ausgereicht als 
alle anderen Bankengruppen in 
Deutschland, erklärte Strohmaier. 

Bemerkenswert sei auch der 
Vergleich mit den 70.000 Anträ-
gen auf Kreditstundungen von 
Privatkunden, die die Deutsche 
Bank kürzlich veröffentlichte. 
Im Vergleich zu rund 190.000 
Privatkunden-Stundungen und 
weiteren 177.000 Tilgungsaus-
setzungen bei Gewerbekunden 
lasse sich mit Fug und Recht von 
einem Löwenanteil der Sparkas-
sen in der Corona-Krise spre-
chen. Etwa 41 Prozent aller För-
dermittel und Kreditstundungen 
in der Corona-Krise seien über 
die deutschen Sparkassen ver-
mittelt worden. 

Strategische Themen 
vorantreiben

Laut Strohmaier „ist die Spar-
kassen-Finanzgruppe krisenresis- 
tent und hat eine wichtige stabili-
sierende Funktion für die gesam-
te deutsche Volkswirtschaft“. 
Um weiterhin diese Stabilität 
auf Dauer aufrechterhalten zu 
können, sei es jedoch wichtig, 
wieder schnellstmöglich in den 
„Vorkrisenmodus“ zu gelangen 
und vor allem die in der Spar-
kassenorganisation diskutierten 
strategischen Themen wie ein 
bundesweites Sparkassenspit-
zeninstitut und die generelle Kon-
solidierung in der Branche vor- 
anzutreiben. 

Gerade die aktuelle Situation 
mit negativen wirtschaftlichen 
Folgen zeige einmal mehr, dass 
die Sparkassen vor allem auch in-
nerhalb ihrer Verbundorganisa- 
tion insgesamt nur Risiken ein-
gehen dürfen, die sie sich im Ex-

tremfall auch leisten können. 
Auch müssten kostspielige Dop-
pel- und Mehrfacharbeiten in-
nerhalb der Gruppe reduziert 
bzw. am besten ganz vermieden 
werden.

Um langfristig krisenfest zu 
bleiben, sei es deshalb notwen-
dig, mit den aktuellen Entwick-
lungen Schritt zu halten und täg-
lich Chancen und Risiken sowie 
die permanente Betrachtung 
der Kosten und Erträge auszuba-
lancieren. Im Vordergrund müs-
se stets das Bemühen um den 
Kunden stehen. Dies sei kein Wi-
derspruch zu den zahlreichen di-
gitalen Angeboten, sondern ei-
ne sinnvolle Ergänzung. Die Ent-
wicklung im Bereich Digitalisie-
rung habe sich durch Corona 
nochmals beschleunigt.

Digitalisierung von 
Finanzdienstleistungen

In der Zeit des Lock-Downs ha-
be es sich aber ausgezahlt, dass 
die Sparkasse Niederbayern-Mit-
te nicht erst in der Krise speziel-
les Know-how zur Digitalisierung 
von Finanzdienstleistungen auf-
gebaut hat. Mit einer eigenen Ab-
teilung und spezialisierten Mitar-
beitern konnte der Betrieb bei 
nahezu allen Kunden reibungslos 
aufrechterhalten werden.

2020 wollte man bei der Spar-
kasse Niederbayern-Mitte die 
Gründung der Stadtsparkasse 
Straubing und der Sparkasse 
Landau vor je 180 Jahren feiern. 
Doch wurde aus dem Jubiläums-
jahr ein Corona-Jahr. Gleichwohl 
wird eine geplante Spendensum-
me in Höhe von 180.000 Euro an 
Vereine und Institutionen aus-
geschüttet. Damit wird die Spar-
kasse Strohmaier zufolge auch im 
Jahr 2020 ihrem öffentlichen Auf-
trag als Nutzenstifter in der Hei-
mat mehr als gerecht. DK

Fünf Jahre LfA-Förderstützpunkt in Hof
Erfolgsbilanz zum fünfjährigen Jubiläum des Förderstützpunkts der 
LfA Förderbank Bayern in Hof: Seit 2015 haben die Förderspezialis-
ten über 6.600 Gründer und Unternehmer aus der Region persön-
lich oder telefonisch und kostenfrei zu den Finanzierungshilfen aus 
allen Förderbereichen der LfA-Gruppe beraten. Um darüber hinaus 
die Wirtschaftsförderaktivitäten in der Region weiter zu stärken, 
haben sich die Experten der LfA in über 350 Informationsveranstal-
tungen intensiv mit Hausbanken, Wirtschaftsförderern, Kammern, 
Gründerzentren, Hochschulen sowie weiteren örtlichen Förderins-
titutionen und Netzwerkpartnern ausgetauscht.

„Die LfA war die erste staatli-
che Einrichtung, die 2015 im Rah-
men der Regionalisierung von 
Behörden und staatlichen Ein-
richtungen ihre Pforten an einem 
neuen Standort geöffnet hat. Die 
LfA leistet mit ihrem Förderstütz-
punkt in Hof einen wichtigen Bei-
trag zur Wirtschaftsförderung in 
Oberfranken. Mit den Beratungs- 
und Finanzierungsangeboten der 
LfA kurbeln wir nicht nur Investi-

tionen und Gründungen an, son-
dern unterstützen die Betriebe 
auch dabei, die besonderen Her-
ausforderungen in der gegenwär-
tigen Coronakrise zu meistern. 
Davon profitiert insbesondere  
auch der Wirtschaftsstandort 
Hochfranken mit den angrenzen-
den Landkreisen nachhaltig“, be-
tonte Bayerns Wirtschaftsminis-
ter und LfA-Verwaltungsratsvor-
sitzender Hubert Aiwanger.

Hans Peter Göttler, stellver-
tretender Vorstandsvorsitzender 
der LfA, ergänzte: „Der Erfolg un-
seres Förderstützpunkts in Hof 
spricht für sich! Seit seiner Eröff-
nung haben wir in Oberfranken 
rund 1.500 Firmen gefördert, die 
mit Hilfe unserer Förderkredite In-
vestitionen in Höhe von fast 930 
Millionen Euro verwirklicht haben. 
Rund 57.000 Arbeitsplätze konn-
ten so gefestigt und fast 2.500 
neue Stellen geschaffen werden. 
Besonders in herausfordernden 
Zeiten bewährt sich die Expertise 
unserer kompetenten, engagier-
ten und in der Region bestens ver-
netzten Förderexperten: Von Mit-
te März bis Mitte Juli hat die LfA im 
Rahmen ihrer Corona-Hilfen be-
reits Kredite und Bürgschaften mit 
einem Gesamtvolumen von fast 54 
Millionen Euro zugesagt.“ r
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Bayerische Volksbanken und Raiffeisenbanken kommen bislang gut durch die Krise:

Genossenschaftsbanken bleiben 
auf Wachstumspfad

Weitgehend unberührt von den Folgen der Corona-Krise blieben 
bislang die Geschäfte der bayerischen Volksbanken und Raiffei-
senbanken. Wie GVB-Präsident Dr. Jürgen Gros in München bei 
der Vorstellung der Halbjahreszahlen für die Kreditgenossen-
schaften im Freistaat darlegte, hätten sich die Geschäfte soli-
de entwickelt. Gleichwohl bleibe der weitere Ausblick von wirt-
schaftlichen Unwägbarkeiten geprägt.

„In welchem Maße sich der kon-
junkturelle Einbruch vom Anfang 
des Jahres in der zweiten Jahres-
hälfte beziehungsweise im kom-
menden Jahr in den Zahlen nie-
derschlagen wird, ist noch nicht 
absehbar“, stellte Gros fest. Erst 
2021 lägen die Jahresabschlüsse 
der gewerblichen Kunden für das 
laufende Jahr vor. Außerdem sei  
die Entwicklung im Wertpapier-
bereich schwer abzuschätzen. Viel 
hänge davon ab, wie sich die Pan-
demie weiter entwickelt, ob die 
konjunkturelle Erholung nachhal-
tig ist und ob es zu einem weite-
ren Lockdown kommt. 

Banken agieren 
aus Position der Stärke

„Die Volksbanken und Raiffei-
senbanken gehen aus einer Po-
sition der Stärke in eine unsiche-
re Phase“, unterstrich Gros. Nach 
derzeitigem Stand erwartet der 
Präsident für die genossenschaft-
liche Bankengruppe im Freistaat 
für das laufende Jahr ein weiter-
hin deutlich positives Ergebnis – 
wenn auch unter dem Niveau des 
Vorjahres, das stark von Sonderef-
fekten geprägt war. Die gute Ent-
wicklung an den Wertpapiermärk-
ten führte damals zu Zuschreibun-
gen im Depot der Banken sowie 

zu einem überdurchschnittlichen 
Provisionsgeschäft. Diese Sond-
ereffekte werden sich 2020 um-

Prozent oder 7,1 Milliarden Euro 
von 175,7 Milliarden Euro (Dezem-
ber 2019) auf 182,8 Milliarden Euro  
(Juni 2020). Das Kreditvolumen ist 
in den ersten sechs Monaten auf 
Vorjahresniveau gewachsen. Zum 
Stichtag 30. Juni lag der Kredit-
bestand bei 112,1 Milliarden Eu-
ro – eine Zunahme um 3,3 Milliar-
den Euro seit 31. Dezember 2019. 
Die Zunahme liegt mit drei Pro-
zent knapp über dem Wachstum 
des ersten Halbjahres 2019 (2,7 
Prozent). Bei Firmenkunden stieg 
die Kreditvergabe um vier Pro-
zent oder knapp 2,3 Milliarden Eu-
ro auf rund 59,2 Milliarden Euro. 
Das Kreditvolumen an Privatkun-
den wuchs um 1,9 Prozent oder 
941 Millionen Euro auf einem Ge-
samtbestand von knapp 49,5 Mil-
liarden Euro.

Immobilienbranche  
bisher unbeeindruckt

Wesentlicher Treiber bei der 
Kreditvergabe waren weiterhin 
Immobilienkredite. Seit Jahres-
wechsel haben die Kreditgenos-
senschaften im Freistaat rund zwei 
Milliarden Euro (plus 3,3 Prozent) 
mehr an Krediten für Wohnungs-
bau ausgereicht. Wohnungsbau- 
kredite an Privatkunden legten 
um 2,6 Prozent beziehungswei-
se 1,13 Milliarden Euro auf ins-
gesamt knapp 44 Milliarden Euro 
zu. Kredite für den Wohnungsbau 
an Firmenkunden stiegen um 4,7 
Prozent beziehungsweise 850 Mil-
lionen Euro auf insgesamt knapp 
19 Milliarden Euro. „Die Immobili-
enbranche ist bisher von den Fol-
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gen der Corona-Krise weitgehend 
unberührt geblieben“, kommen-
tierte Gros diese Entwicklung.

Überdurchschnittliches 
Wachstum bei Förderkrediten

Im zweiten Quartal war ein 
überdurchschnittliches Wachstum  
der Förderkredite zu verzeich-
nen, wobei nicht alle davon Co-
rona-bedingt sind. Die Volksban-
ken und Raiffeisenbanken in Bay-
ern sind traditionell stark bei der 
Vergabe von Förderkrediten. Das 
Volumen der Anträge auf Coro-
na-Hilfen von KfW (rund 90 Pro-
zent) und LfA (etwa zehn Prozent) 
belief sich auf insgesamt rund 1,1 
Milliarden Euro. Weitere Kredit-
anfragen mit einem Gesamtvo- 
lumen in Höhe von rund 300 Milli-
onen Euro sind derzeit noch in Be-
arbeitung. Zum Vergleich: Im ers-
ten Halbjahr 2019 hatten die bay-
erischen Kreditgenossenschaften 
Förderkredite von LfA und KfW an 
Firmenkunden im Volumen von 
rund 500 Millionen Euro vergeben.

Kunden setzen bei Einlagen 
auf Flexibilität

Gewachsen sind die bayeri-
schen Genossenschaftsinstitute 
auch auf der Einlagenseite. Der 
Zuwachs an Kundengeldern be-
lief sich in der ersten Jahreshälf-
te auf 2,2 Milliarden Euro bezie-
hungsweise 1,6 Prozent auf jetzt 
138,8 Milliarden Euro. Das Einla-
genwachstum fand ausschließlich 
im Bereich der liquiden Sichtein-
lagen statt, die auch durch Um-
schichtungen aus anderen Anla-
geklassen um 4,1 Prozent bezie-
hungsweise 3,6 Milliarden Euro 
auf knapp 91 Milliarden Euro stei-
gen. „Die Kunden wollen in unsi-
cheren Zeiten ein Maximum an 
Flexibilität erhalten“, sagte dazu 
Verbandspräsident Gros. 

Hausbankprinzip bewährt sich

Während der Corona-Krise hat 
das Hausbankprinzip eine weite-
re Bewährungsprobe bestanden. 
„Die Nähe zu den Kunden und den 
Märkten hat sich als große Stärke 
und als vertrauensstiftend erwie-
sen“, sagte Gros. „Die Banken ha-
ben ihre Kunden umfänglich bera-
ten, auch zu staatlichen Hilfspro-
grammen, und sie haben mit indivi-
duellen Lösungen bei Krediten und 
Stundungen ihren Privat- und Ge-
schäftskunden verlässlich zur Seite 
gestanden. Das zeigt: Das Vertrau-
en in die Hausbank ist ungebro-
chen.“ Zudem sei die Versorgung 
mit Bankdienstleistungen und Bar-
geld jederzeit gewährleistet. 

Regulatorik muss  
auf den Prüfstand

„Die Banken waren in der Krise 
eine wichtige Stütze für die Real-
wirtschaft“, stellte der GVB-Präsi-
dent fest. Jedoch habe sich die Re-
gulatorik nicht als krisenfest er-
wiesen. „Sollte es erneut zu einer 
Krise kommen, müssen die Ban-
ken arbeiten können, ohne sich 
mit ständigen Anpassungen des 
regulatorischen Rahmens befas-
sen zu müssen.“ 

Ruf nach Fitnesscheck

Gros wiederholte seine Forde-
rung nach einem Fitnesscheck. „Es 
muss auf den Prüfstand, was sich 
an regulatorischen und gesetzli-
chen Vorgaben bewährt hat und 
was nicht. Es kann nicht darum ge-
hen, jetzt einfach zu sagen, ‚wir 
müssen die regulatorischen Zügel 
wieder anziehen‘. Entscheidend 
ist, eine zukunfts- und krisenfeste 
Regulatorik zu bekommen.“ Dazu 
müssten alle an einen Tisch: Poli-
tik, Aufsicht, Banken und Realwirt-
schaft. Zudem müsse verhindert 
werden, die Banken fortwährend 
mit neuen regulatorischen Anfor-
derungen zu belasten. „Was zum 
Beispiel unter dem Deckmantel 
‚Green Finance‘ auf die Kreditin-
stitute zukommt, bedeutet aber 
eine erhebliche Mehrbelastung“, 
mahnte Gros abschließend. r

Bayerischer Kämmerertag digital:

Kommunen in  
der Corona-Krise

Im Zuge der Corona-Krise wurde der diesjährige Bayerische Kämme-
rertag erstmals als virtuelle Konferenz umgesetzt. Neben spannen-
den Vorträgen, u.a. zum Corporate Governance-Musterkodex und zu 
der nachhaltigen Finanzierung der Stadtwerke München, standen Ar-
beitskreise zu den Themen „Smart City – Durchführung von interakti-
ven Haushaltsberatungen und Automatisierung der gesetzlichen Vor-
gaben im Berichtswesen“ sowie „Corona und die Kommunalfinanzen“ 
auf der Agenda. Ein prominent besetztes Podium setzte mit einer Dis-
kussionsrunde unter dem Motto „Die Bayerische Wirtschaft und die 
Kommunen in der Corona-Krise“ den Schlusspunkt der Tagung. 

Münchens Stadtkämmerer 
Christoph Frey begrüßte die di-
gitalen Teilnehmer, ehe Volker  
Freund, Ministerialdirigent im 
Bayerischen Staatsministerium 
der Finanzen und für Heimat, den 
bayerischen Weg bei der Grund-
steuer erläuterte. Bekanntlich 
wird der bayerische Fiskus die 
Grundsteuer künftig auf Basis der 
Grundstücksfläche berechnen. 
Der Wert eines Grundstücks soll 
anders als im Modell des Bundes-
finanzministeriums keine Rol- 
le spielen. Damit wird es für die 
Berechnung der Grundsteuer im 
Freistaat unerheblich sein, ob 
ein Grundstück in einer teuren 
Stadt oder auf dem Land gele-
gen ist.

Grundsteuer:  
der bayerische Wegl

Wie Freund ausführte, sind 
zunächst steuerpolitische Zie-
le ein Leitmotiv des bayerischen 
Reformmodells. Dabei geht es 
um die Sicherung des bisheri-
gen Grundsteueraufkommens, 
das nicht erhöht werden soll. Zu-
dem liegt das Augenmerk auf 
der Erhaltung des Bewertungs- 
und Grundsteuerrechts in sei-
ner Grundstruktur. Konkret heißt 
das: Es bleibt beim System von 
Haupt- und Nachfeststellung so-
wie Wert-, Art- und Zurechnungs-
fortschreibung, es werden die 
bisherigen Bewertungsmethoden 
übernommen und es bleibt beim 
dreistufigen Besteuerungsverfah-
ren mit Grundsteuerwertfeststel-
lung sowie Steuermessbetrags- 
und Grundsteuerfestsetzung. 

Insgesamt ist eine Fortentwick-
lung nach Maßgabe der vom Bun-
desverfassungsgericht gestellten 
„Hausaufgaben“ laut Freund „die 
DNA des Grundsteuerreformge-
setzes“, nämlich ein wertabhängi-
ges Grundsteuermodell mit dem 
„Bewertungsziel eines objektiv- 
realen Grundsteuerwerts als Be-
messungsgrundlage für eine rela-
tions- und realitätsgerechte Be-
steuerung“.

Die Bezeichnung der Bemes-
sungsgrundlage heißt nun nicht 
mehr Einheitswert, sondern 
Grundsteuerwert. Die Hauptfest-
stellungen erfolgen nicht mehr al-
le sechs, sondern alle sieben Jah-
re. Die erstmalige Durchführung 
ist für den 1.1.2022 vorgesehen – 
ein durchaus sportliches Ziel, wie 
Freund bemerkte. Eine Option für 
die Kommunen sei es nunmehr, 
einen erhöhten, einheitlichen He-
besatz für baureife Grundstücke 
festzulegen, aber dann auch für 
alle in der Gemeinde oder dem 
Gemeindeteil liegenden entspre-
chenden Grundstücke.  

Die Corona-Krise belastet die 
Haushalte der deutschen Städ-
te, Gemeinden und Landkrei-
se durch einbrechende Einnah-
men und steigende Ausgaben. 
Die Befragungen zum KfW-Kom-
munalpanel 2020 zeigen: 9 von 
10 Kommunen blicken pessimis-
tisch auf die Finanzen für das lau-
fende Jahr, für 2021 sind dies 
noch 80 %, vor allem aufgrund 
sinkender Steuereinahmen. Be-
sonders Steuern wie die Gewer- 
besteuer bereiten den Finanzex-
perten Sorge: 63 Prozent der Be-
fragten gehen hier von stark sin-
kenden Erlösen aus, nochmal 29 
Prozent von eher sinkenden Ein-
nahmen. Auch die Gebühren, Bei-
träge und Einnahmen aus wirt-
schaftlicher Tätigkeit stehen un-

ter Druck. Hier prognostizieren 84 
Prozent der Kämmerer für 2020, 
dass diese heruntergehen wer-
den. Zudem rechnet jede zweite 
Kommune mit höheren Ausgaben 
in allen relevanten Kategorien – 
außer bei den Investitionen.

Bei haushaltspolitischen Maß-
nahmen haben sich bei den Käm-
merern bislang ganz klar Sparbe-
strebungen durchgesetzt: 63 Pro-
zent planen der KfW-Befragung 
zufolge Anpassungen auf der Aus-
gabenseite. Jede zweite Kämme-
rei will offenbar disponible In-
vestitionen aufschieben, 41 Pro-
zent der Kommunen setzt zudem 
auf das Anzapfen von Rücklagen. 
Jede dritte Kommune möchte ei-
nen Nachtragshaushalt aufstel-
len. Fast ein Viertel denkt zudem 
über Haushaltssperren nach.

„Die Corona-Krise gefährdet  
die kommunalen Investitionen. 
Für einen nachhaltigen Weg aus 
der Krise sind allerdings gera-
de Investitionen relevant“, lau-
tet nach Darstellung von Dr. Frie-
derike Köhler-Geib, Chefvolks-
wirtin der KfW Bankengruppe, ei-
ne der Kernbotschaften aus dem 
KfW-Kommunalpanel 2020. Zu-
dem führe die Krise die Bedeu-
tung einer leistungsfähigen kom-
munalen Infrastruktur vor Augen. 
Darüber hinaus mache die Digita-
lisierung Kommunen leistungsfä-
higer und flexibler.

Planungssicherheit 
für Kommunen

Ansatzpunkte für Verbesserun-
gen sind Köhler-Geib zufolge Pla-
nungssicherheit für Kommunen 
(Finanzausstattung sichern, um 
nötige Investitionen weiterhin zu 
ermöglichen), die Flexibilisierung 
von Förderangeboten, damit Mit-
tel schnell abfließen und auch ei-
nen konjunkturellen Impuls geben 
können, sowie die Sicherung der 
Balance von Einnahmen und Aus-
gaben, damit Kommunen dauer-
haft ein nachhaltiges Investitions-
niveau ermöglicht wird.

„Das Konjunkturpaket adres-
siert bereits viele dieser Aspek-
te. Jetzt gilt es, diese Maßnahmen 
auch auf Landesebene und auch 
auf Bayern umzusetzen“, machte 
die Chefvolkswirtin deutlich.

Ein großes Problem sind auch 
für Kommunen in Bayern die zu-
rückgehenden Gewerbesteuer- 
einnahmen. Auf dieses Thema 
konzentrierten sich bei der ab-
schließenden Podiumsdiskussion 
Johann Kronauer, Referent Fi-
nanzen beim Bayerischer Städte-
tag, Karl Michael Scheufele, Amt-
schef im Bayerischen Innenminis-
terium, Wolfgang Schmidt, Leiter 
Abteilung Kommunalkredit Bay-
ern bei der Bayerische Landes-
bodenkreditanstalt und Christian 
Schuchardt, Oberbürgermeister 
der Stadt Würzburg.

Zwar, so hieß es, reichten die 
vom Land in Aussicht gestellten 
2,4 Milliarden Euro aus, um den 
Absturz der Gewerbesteuerein-
nahmen abzufedern. Mit diesem 
Betrag will das Bayerische Finanz-
ministerium seine Kommunen un-
terstützen, um die fehlenden Er-
löse auszugleichen. Weitere Ein-
nahmeeinbußen seien aber noch 
nicht einberechnet, weshalb die 
Schlüsselzuweisungen gestärkt 
werden müssten, lautete ein Ar-
gument. Bayern hat hierfür 2 Mil-
liarden Euro aus dem kommuna-
len Finanzausgleich (KFA) vorge-
zogen. DK

kehren. Die starken Kursschwan-
kungen und die unklare Pande-
mieentwicklung lassen keinen 
gesicherten Ergebnisausblick zu. 
Gleichwohl bleiben die bayeri-
schen Volksbanken und Raiffei-
senbanken auf dem Wachstums- 
pfad.
Die Bilanzsumme stieg um vier  

Dr. Jürgen Gros. r
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Und was sehen Sie? 
Wer am 4. AKDB Kommunalforum » Digital 2020 
teilnimmt, dem eröffnen sich neue Horizonte – 
und unendliche Lösungswelten! 
Diesmal komplett im Live-Stream.

»Also, ich sehe unendlich viele 

Lösungen für meine Kommune.«

Kommunalforum

Mögli� ke� en 
ü� r� l

1. Oktober 2020
Melden Sie sich gleich an!
www.akdb.de/kommunalforum
kostenfrei, aber mit Gewinn!
#kommunalforum20

Der Countdown läuft:

4. AKDB Kommunalforum 
» Digital 2020 am 1. Oktober

Nur noch wenige Tage, dann startet am 1.10.2020 das 4. AKDB 
Kommunalforum » Digital 2020, in diesem Jahr coronabedingt 
komplett im Live-Stream: vier Fachforen, über 40 Experten-Vor-
träge, Best-Practice-Beispiele aus dem kommunalen Alltag und 
Top-Speaker aus Verwaltung, Politik und Wissenschaft – außer-
dem ein Showroom-Bereich, in dem AKDB und Partner-Unter-
nehmen Lösungen live im Video-Chat präsentieren. 

Die AKDB lädt zu diesem interaktiven Digitalevent ein, das 
in diesem Jahr wie viele andere Veranstaltungen online statt-
findet. Die Teilnehmer müssen auf den direkten Austausch mit 
Fachexperten deshalb aber nicht verzichten: In Video-Chats, 
Fragerunden und Live-Sessions gibt es zahlreiche Möglichkei-
ten zu Interaktion und persönlichem Gespräch. Damit bleibt das  
4. AKDB Kommunalforum » Digital 2020 das, was es als Präsenz-
veranstaltung in den Vorjahren bereits war: ein großes Treffen 
für die kommunale Familie – für alle Mitarbeiter und Entscheider 
aus Städten, Gemeinden, Landkreisen, Bezirken, Ministerien und 
Behörden in und außerhalb Bayerns.

Spannende Höhepunkte

Highlights der Veranstaltung: Nach den Videogrußbotschaften 
von Bayerns Digitalministerin Judith Gerlach und Bundes-CIO 
Dr. Markus Richter sprechen die SPD-Bundesvorsitzende Saskia  
Esken, BSI-Präsident Arne Schönbohm, Ernst Bürger aus dem 
Bundesinnenministerium, MdB Thomas Heilmann, Dr. Wolfgang 
Denkhaus vom Bayerischen Digitalministerium, Dr. Gerd Lands-
berg vom Deutschen Städte- und Gemeindebund, Prof. Gerhard 
Hammerschmid von der Hertie School of Governance und vie-
le weitere Experten. Aktive Vertreter der Kommunen sind un-
ter anderem Regensburgs Landrätin Tanja Schweiger, Wunsie-
dels Landrat Peter Berek, der IT-Referent der Landeshauptstadt 
München, Thomas Bönig, der Bürgermeister der Gemeinde 
Schwangau Stefan Rinke, Martin Dannhäußer, VG-Vorsitzender 
Creußen, und Markus Deißler vom Landratsamt Haßberge. 

Hochkarätig besetzte Diskussions-Panels befassen sich mit 
spannenden E-Government- und Digitalisierungsaspekten, etwa 
wie es mit dem Onlinezugangsgesetz weitergeht, wie Corona die 
Verwaltungsarbeit verändert und wie die Krise als Chance ge-
nutzt werden kann.

Die Anmeldemöglichkeit sowie das aktualisierte Programm 
sind unter www.akdb.de/kommunalforum zu finden. Die Teilnah-
me ist für alle Vertreter der öffentlichen Verwaltung sowie für 
Mandatsträger aus Bund, Ländern und Kommunen kostenlos. r

MünchenerHyp entwickelt sich weiter solide:

Neugeschäft auf hohem Niveau
Die Münchener Hypothekenbank eG (MünchenerHyp) hat im ers-
ten Halbjahr 2020 ihr Ergebnis trotz der Belastungen durch die Coro-
na-Pandemie ausbauen können. Der Zinsüberschuss stieg aufgrund 
des weiterhin positiven Neugeschäfts gegenüber dem ersten Halb-
jahr 2019 um 17 Prozent auf 165,1 Mio. Euro. Der Zins- und Provi-
sionsüberschuss erhöhte sich um 13 Prozent auf 111,3 Mio. Euro.

Mit dem Neugeschäft zeigt sich 
die genossenschaftliche Immobi-
lienbank ebenfalls zufrieden. Sie 
sagte im ersten Halbjahr Immo-
bilienfinanzierungen im Gesamt-
volumen von 3,2 Mrd. Euro zu. 
Gegenüber dem Rekordergebnis  
des ersten Halbjahres 2019 in  
Höhe von 3,6 Mrd. Euro bedeutet 
dies zwar einen Rückgang um 10 
Prozent, zugleich ist es aber das 
zweithöchste Halbjahresergebnis 
der MünchenerHyp.

Insbesondere das Geschäfts-
feld der privaten Immobilienfi-
nanzierung entwickelte sich ins-
gesamt weiter positiv. Das lag vor 

allem an der Stärke des deutschen 
Wohnimmobilienmarktes, in dem 
die Nachfrage auch unter den Be-
dingungen der Corona-Pandemie 
robust blieb. Im Verbundgeschäft 
mit den Genossenschaftsbanken 
stieg das Neugeschäft um 8 Pro-
zent auf 1,5 Mrd. Euro. Das Ge-
schäft mit freien Finanzdienstleis-
tern ging auf 266 Mio. Euro zurück 
(30. Juni 2019: 396 Mio. Euro) und 
mit der Schweizer PostFinance auf 
129 Mio. Euro (30. Juni 2019: 164 
Mio. Euro). Insgesamt belief sich 
das Neugeschäft der Münchene-
rHyp in der privaten Wohnimmo-
bilienfinanzierung auf 1,95 Mrd. 

Euro und lag damit lediglich um 
41 Mio. Euro unter dem Vorjah-
resergebnis.

In der gewerblichen Immobili-
enfinanzierung gingen die Finan-
zierungsanfragen zwar zurück, ris-
sen jedoch zu keinem Zeitpunkt 
ab. Insgesamt fiel das Neugeschäft 
mit 1,25 Mrd. Euro um 300 Mio. 
Euro niedriger aus als im Vorjah-
reszeitraum. Der größte Teil des 
Neugeschäfts entfiel auf Deutsch-
land sowie bei den Anlageklassen 
auf Büroimmobilien und Wohnim-
mobilienportfolios.

Zuverlässiger Partner

„Wir haben gezeigt, dass wir 
auch unter den außergewöhnli-
chen Herausforderungen der Co-
rona-Pandemie in der Lage waren, 
unseren Kunden und Partnern zu-
verlässig zur Seite zu stehen“, sag-
te Dr. Louis Hagen, Vorstands-
vorsitzender der MünchenerHyp. 
Diese konnte sich zudem auch 
während der Hochzeit der Coro-
na-Pandemie jederzeit zu guten 
Bedingungen refinanzieren. An 
großvolumigen Emissionen wur-
den von ihr im ersten Halbjahr vor 
allem ungedeckte Anleihen bege-
ben. Darunter ragte die Emission 
einer grünen Senior-Non-Prefer-
red-Anleihe über 240 Mio. CHF 
heraus. Es war die erste Emission 
eines grünen Wertpapiers dieser 
Anlageklassen. Sie fand eine sehr 
große Nachfrage.

Die Risikosituation im Kreditge-
schäft hat sich im ersten Halbjahr 
stabil entwickelt, jedoch wurden 
vorsorglich bereits deutlich höhe-
re Zuführungen zur Risikovorsor-
ge vorgenommen, um auf even-
tuell auftretende Kreditausfäl-

le im zweiten Halbjahr vorberei-
tet zu sein. Das Ergebnis aus der 
normalen Geschäftstätigkeit be-
trug 26,9 Mio. Euro (30. Juni 2019: 
39,7 Mio. Euro), nachdem im Vor-
jahr ein einmaliger Sondereffekt 
zu verzeichnen war. Nach Abzug 
der Steuer verblieb ein zeitantei-
liger Jahresüberschuss von 13,2 
Mio. Euro (30. Juni 2019: 18,1 
Mio. Euro).

Die Bilanzsumme wuchs seit 
dem Jahresanfang 2020 um 13 
Prozent auf 48,3 Mrd. Euro. Die 
Bestände an Hypothekendarle-
hen erhöhten sich im gleichen 
Zeitraum um 1,7 Mrd. Euro auf 
37,1 Mrd. Euro. Im Kapitalmarkt-
geschäft reduzierten sich die Be-
stände entsprechend der ge-
schäftsstrategischen Ausrichtung 
der MünchenerHyp seit Jahres-
anfang um 0,2 Mrd. Euro auf 3,9 
Mrd. Euro.

Die harte Kernkapitalquote be-
lief sich zum 30. Juni 2020 auf 
18,6 Prozent (31. Dezember 2019: 
19,8 Prozent). Die Kernkapital-
quote belief sich auf 20,1 Prozent 
(31. Dezember 2019: 21,4 Pro-
zent) und die Gesamtkapitalquo-
te auf 20,6 Prozent (31. Dezember 
2019: 22,1 Prozent).

Ausblick

Der Ausblick auf das zwei-
te Halbjahr ist von der Unsicher-
heit über die weitere Entwicklung 
der Konjunktur und Pandemiela-
ge geprägt. Vorausgesetzt, dass 
es zu keinem weiteren Lockdown 
kommt, erwartet die Münchener 
Hyp grundsätzlich positive Ge-
schäftsmöglichkeiten in der pri-
vaten und gewerblichen Immobi-
lienfinanzierung. Sie geht jedoch 
nicht davon aus, im Neugeschäft 
das Rekordergebnis des Vorjah-
res wieder zu erreichen. Die Bank 
erwartet einen Jahresüberschuss 
unter dem Vorjahresniveau. r

Halbjahresbilanz der BayernLB:

Stabile operative  
Geschäftsentwicklung

Die BayernLB hat im ersten Halbjahr 2020 trotz erhöhter Risiko-
vorsorge und Herausforderungen im Zusammenhang mit der Co-
rona-Pandemie ein Ergebnis vor Steuern in Höhe von 158 Mio. 
Euro erzielt (Vj.: 316 Mio. Euro). Ihre operative Ertragskraft konn-
te die BayernLB stabil halten, der addierte Zins- und Provisions-
überschuss von rund 1 Mrd. Euro lag sogar leicht über dem Wert 
des Vorjahreszeitraums. Das Konzernergebnis (nach Steuern) be-
trug 101 Mio. Euro (Vj.: 295 Mio. Euro).

„Mit dem ersten Halbjahr 2020 
sind wir trotz der Herausforde-
rungen durch die Corona-Pande-
mie zufrieden, weil wir nicht nur 
solide operative Erträge erwirt-
schaftet, sondern parallel dazu 
die Transformation der BayernLB 
in unvermindertem Tempo vor-
angetrieben haben. Unseren Kun-
den stehen wir als stabiler, ver-
lässlicher Partner zur Seite, um 
ihre Liquiditätsversorgung auch 
während der Corona-Krise si-
cherzustellen“, erklärte der Vor-
standsvorsitzende der BayernLB, 
Stephan Winkelmeier. 

Hohe Zahl an Förderkrediten

„Dafür haben wir Kreditprozes-
se teilweise vereinfacht und un-
sere Beratungskapazitäten vor al-
lem auch für die Programme der 
staatlichen Förderbanken hoch-
gefahren. So konnten wir, vor al-
lem im bewährt engen Schulter-
schluss mit den bayerischen Spar-
kassen, in der ersten Jahreshälfte 
allein aus den Corona-Sonderpro-
grammen mehr als 6.000 Förder-
anträge mit einem Volumen von 
rund 2 Mrd. Euro bearbeiten“, er-
klärte Winkelmeier weiter.

Den Zinsüberschuss konnte 
der BayernLB-Konzern trotz des 
anhaltend ungünstigen Zinsum-
felds auf dem Niveau des Vorjah-
res halten. Er lag bei 873 Mio. Eu-
ro (Vj.: 867 Mio Euro). Der Provi-
sionsüberschuss stieg um 9,1 Pro-
zent auf 154 Mio. Euro (Vj.: 141 
Mio. Euro).

Das Ergebnis aus der Fair 
Value-Bewertung stieg auf 51 
Mio. Euro (Vj.: -23 Mio. Euro). Es 
ist geprägt durch die Sonstigen Fi-
nanzgeschäfte mit 44 Mio. Euro, 
insbesondere durch das Geschäft 
mit Edelmetallen. Das Ergebnis 
aus Finanzanlagen betrug 31 Mio. 
Euro (Vj.: 50 Mio. Euro).

Investitionen, insbesondere in 
die Modernisierung der IT und den 
Vertrieb der DKB, trugen wesent-
lich zu einem Anstieg des Verwal-
tungsaufwands auf 764 Mio. Euro 
(Vj.: 713 Mio. Euro) bei. Der Auf-
wand aus Bankenabgabe und Ein-
lagensicherung stieg um 23 Mio. 
Euro auf insgesamt 142 Mio. Eu-
ro. Die Bilanzsumme der Bayern-
LB erhöhte sich um 14,2 Prozent 
auf 258,0 Mrd. Euro (31.12.2019: 
226,0 Mrd. Euro). 

Der Konzern verfügte im ersten 
Halbjahr weiterhin über eine so-
lide Kapitalbasis. Die CET 1-Quo-

te lag zum 30.6.2020 bei 15,0 
Prozent (31.12.2019: 15,6 Pro-
zent). Die Cost-Income-Ratio (CIR) 
stieg unter anderem wegen der 
genannten erhöhten Investitio-
nen auf 67,2 Prozent (Vj.: 61,2 Pro-
zent).

Fortschritte im 
Transformationsprozess

Die BayernLB hat in den vergan-
genen Wochen die langfristigen 
Auswirkungen der Corona-Pan-
demie auf ihr neues strategisches 
Zielbild intensiv beleuchtet. Dabei 
wurde die Strategie des Bayern-
LB-Konzerns und seiner Segmen-
te bestätigt: Die Weiterentwick-
lung der BayernLB von einem In-
stitut mit universalbanknahem 
Geschäftsmodell zu einer fokus-
sierten, effizienten Kundenbank 
mit der DKB als innovativer Digi-
talbank unter ihrem Konzerndach, 
ist der richtige Weg.

Das im Januar 2020 gestartete  
mehrjährige, umfangreiche Trans-
formationsprogramm treibt der 
Konzern trotz operativer Heraus-
forderungen durch die Pandemie 
konsequent voran. Entsprechend 
hat die BayernLB in den vergan-
genen Monaten bereits wesentli-
che Meilensteine erreicht, wie bei-
spielsweise die Umsetzung erster 
Maßnahmen zur Ertrags- und Pro-
fitabilitätssteigerung in den Ge-
schäftsbereichen des Konzerns so-
wie erster effizienzsteigernder Ini-
tiativen in allen Einheiten der Bank 
wie die Gründung einer Einheit 
„Non-Core Markets“, die weitere 
Verbesserung des Kreditprozesses, 
den Start von IT-Modernisierungs-
projekten sowie den Beginn des 
Personalabbaus in der Kernbank.

Im Rahmen der Erarbeitung 
konkreter Maßnahmen zur Errei-
chung der Kostenziele hat sich der 
Bedarf für den im Dezember 2019 
angekündigten weiteren Stellen- 
abbau bestätigt. Dieser wird sich 
voraussichtlich nochmals in einer 
ähnlichen Größenordnung bewe-
gen wie der im Jahresabschluss 
2019 bereits berücksichtigte Stel-
lenabbau. 

Der Vorstand und die Personal-
vertretung der Bank stehen be-
züglich der weiteren Umsetzung 
in einem engen und konstrukti-
ven Austausch. Dabei steht fest: 
Der Abbau wird sozialverträglich 
erfolgen, betriebsbedingte Kün-
digungen hat die BayernLB bis 
Herbst 2022 ausgeschlossen. r
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BMU und UBA:

Restmüll hat sich in 35 Jahren 
fast halbiert

Analyse von Siedlungsrestabfällen in Deutschland
Im Vergleich mit den alten Bundesländern fällt in Deutschland 
derzeit noch rund halb so viel Restmüll an wie vor 35 Jahren. Dies 
zeigt eine aktuelle Analyse von Siedlungsrestabfällen in Deutsch-
land für das Umweltbundesamt. Die letzte derartige Erhebung 
war 1985 erstellt worden. Obwohl heute weitaus mehr Wertstof-
fe wie Glas, Papier und Plastik getrennt gesammelt werden, en-
den noch immer viele Wertstoffe in der Restmülltonne. Bioabfäl-
le machen den größten Teil davon aus.

Insgesamt fielen im Jahr 2018 
in Deutschland 128 Kilogramm 
Restmüll pro Einwohner und 
Jahr an. Das ist ein Rückgang von 
rund 46 Prozent im Vergleich zu 
1985 (239 Kilogramm Restmüll 
pro Einwohner und Jahr). Altpa-
pier, Altglas, Metalle und Kunst-
stoffe landen deutlich seltener 
in der Restmülltonne als damals, 
hier sind Rückgänge von bis zu 
80 Prozent zu verzeichnen.

Ein Drittel aller Bioabfälle wer-
den noch immer über den Haus-
müll entsorgt. Mit rund 39 Pro-
zent besteht der größte Teil des 
Restmülltonneninhalts aus Bio-
abfällen. Dazu gehören Küchen- 
und Nahrungsabfälle, Gartenab-
fälle, sonstige organische Abfäl-
le wie Kleintierstreu aus Stroh/
Heu sowie gefüllte oder teilent-
leerte Lebensmittelverpackun-
gen. Die wichtigsten Bioabfälle 
in Hinblick auf eine Verwertung 
sind die Nahrungs-, Küchen- und 
Gartenabfälle mit einer jährli-
chen Menge von rund drei Mil-
lionen Tonnen.

Die Menge des Hausmülls vari-
iert in Abhängigkeit von den Sied-
lungs- (ländlich, ländlich dicht, 
städtisch) und Bebauungsstruk-
turen (Außenbereiche, städtische 
Strukturen und Großwohnanla-
gen). In ländlich dicht besiedel-
ten Gebieten (Kleinstadt, Vorort) 
liegt die gesamte Hausmüllmen-
ge bei 110,5 kg pro Einwohner 
und Jahr. In den städtischen Ge-
bieten steigt die Menge auf 151,1 
kg an. Der ländliche Bereich liegt 
mit 124,6 kg dazwischen.

Höhere Bebauungsdichte – 
steigende Müllmenge

Bei weiterer Differenzierung 
der Strukturen innerhalb der 
Kommunen nach der Art der  
Bebauung zeigt sich, dass mit  
zunehmender Bebauungsdichte 
die Gesamthausmüllmenge und 
auch der Wertstoffeintrag in die 
Restmülltonne zunehmen. Eine 
signifikante Abhängigkeit von der 
Jahreszeit (Sommer/Winter) und 
der Vegetation konnte im Projekt 
nicht festgestellt werden.

Die so genannten trockenen 
Wertstoffe haben einen Anteil 
von rund 27 Prozent. Dazu zäh-
len zum Beispiel Altpapier, Alt-
glas, Kunststoffe, Alttextilien, 
Holz, Kork und Elektroaltgerä-
te. Nur 32 Prozent dessen, was 
tatsächlich in der Restmülltonne 
landet, gehört auch in die Rest-
mülltonne. Dazu zählen Hygi-
eneprodukte, sonstige Abfälle (z. 
B. Staubsaugerbeutel) und Fein-
müll (z.B. Kehricht und Asche). 
Problemabfälle kommen zu ei-
nem geringen Anteil von rund 
0,5 Prozent vor. Dies sind schad-
stoffhaltige Abfälle wie Lösemit-
tel, Energiesparlampen, belaste-
te Bauabfälle sowie Altbatterien 
und -akkus. Letztere kommen in 
über 60 Prozent der analysierten 

Abfallstichproben vor, obwohl 
sie verpflichtend getrennt ge-
sammelt werden müssen.

Folgende Ansatzpunkte wer-
den für eine bessere Abfallver-
meidung und Abfalltrennung 
genannt: 
• Kommunikation stärken: Ge-
rade im städtischen Bereich sind 
noch viele Wertstoffe im Rest-
müll. Um dieses Potenzial zu he-
ben, sollte die bürgernahe Ab-
fallberatung in den Kommunen 
weiter ausgebaut und durch ge-
genseitige Vernetzung und In-
formation gestärkt werden. 
• Haushaltsnahe Sammel- und 
Rücknahmeangebote ausbauen: 

Elektrokleingeräte, Altbatteri-
en, Energiesparlampen und an-
dere schadstoffhaltige Abfälle 
sind noch im Restmüll vorhan-
den. Dort gehören sie nicht hin. 
In über 60 Prozent der analysier-
ten Restmüllstichproben wur-
den Altbatterien und -akkus ge-
funden. Dies lässt darauf schlie-
ßen, dass in vielen Haushalten 
zumindest Teilmengen von Alt-
batterien über den Hausmüll 
entsorgt werden. Daher sollten 
die Angebote der haushaltsna-
hen Sammlung und Rücknahme 
verbessert werden und seitens 
der Hersteller, des Handels und 
der öffentlich-rechtlichen Ent-
sorgungsträger die Verbraucher 
besser informiert werden.
• Biotonne flächendeckend ein- 
führen: Das Kreislaufwirtschafts- 
gesetz sieht bereits seit 2015 ei-
ne getrennte Bioabfallsamm-
lung vor. Diese wurde von den 
Bundesländern/Kommunen bis- 

her nicht überall umgesetzt. An-
gesichts der im Restmüll noch 
enthaltenen Bioabfallmengen 
empfiehlt das UBA, die gesetz-
lichen Vorgaben zur Bioabfall-
sammlung flächendeckend um-
zusetzen und eine Bioabfall-
sammlung verpflichtend (Hol-
system mit Anschluss- und 
Benutzungszwang) für alle Haus-
halte in Deutschland einzufüh-
ren. Eine freiwillige Biotonne 
oder eine Sammlung von Kü-
chenabfällen an zentralen Recy-
clingstandorten ist aus Sicht des 
UBA kein Ersatz.
• Abfallvermeidung stärken: Ei-
nen wichtigen Beitrag kann hier 
die Abfallvermeidung schaffen. 
Es sind Maßnahmen zur Min-
derung des Abfallaufkommens 
von einzelnen Produkten oder 
Bereichen wie der Umgang mit 

Alfred Mayr*, Geschäftsführer des Umweltcluster Bayern*:

Zukunftsorientierte  
Lösungen für die Umwelt
Alfred Mayr, Geschäftsführer des Umweltcluster Bayern, verfügt 
über 20 Jahre Berufserfahrung in der Positionierung von Organi-
sationen, in der Gewinnung und Betreuung von Netzwerkpart-
nern sowie in der Konzeption und Umsetzung von Projekten. Im 
Interview spricht er über die Relevanz von Vernetzung, über um-
welttechnologische Projekte des Umweltclusters und über die Zu-
kunft nach der Krise. 
Herr Mayr, wie beurteilen Sie 
die Zukunft der bayerischen 
Umweltwirtschaft nach der  
Krise? 

Mayr: Die Umwelttechnolo-
gie ist eine der großen Wachs-
tumsbranchen des 21. Jahrhun-
derts. Der Green New Deal bie-
tet als europaweites Konjunk-
turprogramm große Chancen 
für die bayerische Umweltwirt-
schaft. Insofern sind prägnan-
te umweltpolitische Herausfor-
derungen wie der Klimawandel 
meines Erachtens nur temporär 
in den Hintergrund gerückt. Für 
die Zukunft nach der Krise er-
warte ich nach der Anlaufpha-
se ein starkes Wachstum unse-
rer Branche. 
Welche Aufgaben sehen Sie für 
den Umweltcluster? 

Mayr: Unsere grundlegende 
Aufgabe liegt darin, zeitgemä-
ßes technologisches Fachwis-
sen einzusetzen. Darunter ver-
stehe ich insbesondere Know-
how zur Lösung der vielfältigen 
umweltspezifischen Herausfor-
derungen. Unsere Hauptaufga-
ben lassen sich in drei Bereiche 
einteilen: Erstens agieren wir als 
Forum und stellen intern und ex-
tern eine intelligente Vernet-
zung sicher. Zweitens bieten wir 
unseren Mitgliedern durch den 
Zugang zu Förderprogrammen 
und Projekten eine starke Inno-
vationsplattform. Unsere drit-
te Hauptaufgabe ist die Funkti-
on als Startrampe ins Ausland, 
indem wir unsere Mitglieder bei 
der Erschließung interessanter 
Auslandsmärkte unterstützen. 
Mit Ihren Projekten bündeln 
Sie also Ihre Aufgaben und 

schnüren daraus Gesamtpake-
te zur Stärkung Ihrer Mitglie-
der und der Umweltwirtschaft? 
Könnte man Ihre Tätigkeit so 
zusammenfassen? 

Mayr: Ich fasse es noch wei-
ter zusammen: Im Mittelpunkt 
stehen immer unsere Mitglieder. 
Wir schaffen für sie ein mög-
lichst ausgewogenes Angebot 
von Vernetzung, Innovationsthe-
men und internationalen Aktivi-
täten. 
Mit welchen Maßnahmen för-
dern Sie zur Zeit die bayerische 
Umweltwirtschaft? 

Mayr: Unsere drei oben ge-
nannten Hauptaufgaben be-
schreiben das vielseitige Spek-
trum im Umweltcluster in bes-
ter Art und Weise. Wir arbeiten 
zielgerichtet an Innovationspro-
jekten auf Landes-, Bundes-und 
EU-Ebene. Aktuell unter ande-
rem zu den Themen „Recycling-
fähigkeit biobasierter Verpa-
ckungen sowie Vermeidung und 
Substitution von Verpackungen 
aus Kunststoff“. Wir eruieren 
neue Ansätze und Projektideen. 
Und wir halten unsere internati-
onalen Netzwerke aktiv. Mit die-
sen Maßnahmen bereiten wir 
uns strukturiert auf die Zeit nach 
Corona vor. Auch wenn das Ver-
netzen über physische Formate 
zur Zeit schwierig bis unmöglich 
ist, bieten wir unseren Mitglie-
dern und Partnern mit virtuellen 
Angeboten die Gelegenheit, sich 
untereinander und mit uns aus-
zutauschen. 
Sind diese Projekte Ihre Ant-
wort auf die oben genannten 
Zukunftsfragen? 

Mayr: Ja, auf jeden Fall. Die 

zahlreichen Herausforderungen 
im Umweltbereich lassen sich 
nur mit zukunftsorientierten Lö-
sungen bewältigen. Wir bie-
ten diese Lösungen, denn unse-
re Projekte beinhalten innovative 
und vielseitige Methoden. Damit 
fördern wir die Marktchancen 
und Wettbewerbsfähigkeit un- 
serer Unternehmen im Cluster. 
Welche Themen-Schwerpunk-
te verfolgen diese Projekte? 

Um nur beispielhaft einige 
Schwerpunkte zu nennen: Wir 
verfolgen zirkuläres Wirtschaf-
ten und die Erhöhung der Res-
sourceneffizienz. Wir fokussieren 
die Reduzierung von Plastikmüll 
durch intelligentes Produktde-
sign und den Einsatz nachwach-
sender Rohstoffe. Auch stehen 
funktionierende Sammlungs- und 
Entsorgungsstrukturen im Mit-
telpunkt. Wir nutzen zusätzlich 
Chancen der Digitalisierung im 
Bereich von Kreislaufwirtschaft 
und 3D-Druck. Auch Bioökono-
mie ist ein wichtiger Schwer-
punkt. 
Richten sich Ihre Projekte aus-
schließlich an bayerische Un-
ternehmen? Oder werden Sie 
auch europaweit agieren? 

Mayr: Unser Aktionsradi-
us reicht noch weiter. Umwelt-
schutz und Umwelttechnologie 
sind globale Themen. Aus die-
sem Grund agieren wir seit je-
her international. Einige un-
serer Projekte sind internatio-
nal ausgerichtet und viele unse-
rer kompetenten Mitglieder sind 
weltweit erfolgreich unterwegs. 
Auch genießt die Umweltwirt-
schaft aus Bayern einen hervor-
ragenden internationalen Ruf. 
Wir betrachten es daher als un-
sere Aufgabe im Cluster, intelli-
gente Vernetzungen aufzubauen 
- auch mit europäischen und au-
ßereuropäischen Partnern. Auf 
dieser Grundlage entwickeln wir 
gemeinsam effizient und effek-
tiv Lösungen für die Kunden des 
Umweltclusters. 
Welche Projekte und Aktivitä-
ten haben Sie noch für 2020 ge-
plant? 

Mayr: Alle reden im Moment 

Einwegprodukten sowie Kon-
zepte zur Abfallvermeidung wie 
ein bewussteres Einkaufs- und 
Konsumverhalten gefragt. Je-
der, ob Privatperson, Unterneh-
men, Händler oder Kommunen, 
können einen wichtigen Beitrag 
zur Abfallvermeidung in vielen 
Lebensbereichen – vom Bauen 
und Wohnen über Kleidung und 
Lebensmittel bis hin zum Wa-
schen und Putzen – leisten.

Wertvolle Rohstoffe landen  
in der Restmülltonne

Laut Umweltstaatssekretär Jo-
chen Flasbarth hat die Umwelt-
politik in den vergangenen Jahr-
zehnten bei der Abfallverwer-
tung einiges bewegt, „aber wir 
sind noch längst nicht am En-
de dieses langen Weges. Immer 

noch landen wertvolle Rohstoffe 
in der Restmülltonne. Um das zu 
ändern, muss das Trennen noch 
leichter werden. Unser Ziel ist ei-
ne echte Kreislaufwirtschaft, in 
der kaum noch Restmüll anfällt 
und die Rohstoffe wiederver-
wendet werden.“

UBA-Präsident Dirk Messner 
zufolge fällt noch zu viel Restmüll 
an. Die Abfallvermeidung habe 
die höchste Priorität in der Ab-
fallhierarchie. „Mehr Mehrweg 
statt Einweg und klare Vorgaben 
für Einwegprodukte und -verpa-
ckungen, wie sie in der Einweg-
kunststoffrichtlinie vorgelegt 
werden, sind hier ein richtiger 
Weg. Bioabfall ist für die Rest-
mülltonne viel zu kostbar, denn 
er lässt sich vollständig recyceln 
und liefert den Grundstoff für 
Kompost und Biogas.“  DK

nur von der großen, weltumfas-
senden Pandemie. Im Umwelt-
cluster denken wir schon jetzt an 
die Zeit danach und bereiten uns 
auf neue Aktivitäten vor. In Ab-
hängigkeit von den Rahmenbe-
dingungen der Regierung planen 
wir zum Beispiel für das zweite 
Halbjahr unterschiedliche Ver-
anstaltungen zu gegenwärtigen 
Fragestellungen. „Klärschlamm-
behandlung und Phosphorrück-
gewinnung“ sowie „Innovations-
management“ sind nur zwei Bei-
spiele für Zukunftsthemen, die 
wir im Umweltcluster aufgreifen 
werden.
Können Sie kurz beschreiben, 
auf welche Weise Sie das The-
ma „Innovationsmanagement“ 
Ihren Mitgliedern und Interes-
senten zugänglich machen? 

Mayr: Ganz einfach: ohne In-
novation kein Fortschritt. Gera-
de in unserem Netzwerk ist das 
ein wichtiger Erfolgsfaktor. Des-
halb unterstützen wir zum Bei-
spiel unsere Mitglieder beim Ein-
satz von Innovationsmethoden 
durch die Teilnahme an Förder-
programmen. So stärken wir den 
bereits hierfür gut verankerten 
Mindset im Cluster durch die ge-
zielte Verbesserung von klar de-
finiertem Skillset und in der Pra-
xis anwendbaren Tools. 
Wenn Sie selbst ein Projekt 
entwickeln könnten, welches 
wäre das? Welches Thema liegt 
Ihnen besonders am Herzen? 

Mayr: Mein persönlicher 
Wunsch ist, dass die Weltge-
meinschaft diese Pandemie zum 
Anlass nimmt, sich der Notwen-
digkeit systemischer Anpassun-
gen in Gesellschaft und Wirt-
schaft bewusst zu werden und 
entsprechend zu reagieren. So 
wird uns zum Beispiel der Kli-
mawandel vor deutlich größere 
Herausforderungen stellen. Wir 
im Umweltcluster Bayern wol-
len mit unserem Know-how und 
Know-who einen wichtigen Bei-
trag leisten, um diese wichtigen 
Zukunftsfragen zu beantworten. 
* Das Gespräch mit Alfred Mayr führ-
te die IDF KREATIVAGENTUR aus Augs-
burg. r

BVSE: 3-Punkte-Plan
Faire Rahmenbedingungen für Recyclingprodukte

Um dem umweltschädlichen Verdrängungswettbewerb von 
Kunststoffneuware gegenüber CO2-einsparenden Recyclaten zu 
stoppen und faire Rahmenbedingungen für Recyclingprodukte zu 
schaffen, hat sich der bvse-Fachverband Kunststoffrecycling mit 
einem 3-Punkte-Plan an das Bundesministerium für Umwelt, Na-
turschutz und nukleare Sicherheit und die Mitglieder des Bundes-
tagsausschusses gewandt.

Wie der Vorsitzende des Fach-
verbandes Kunststoffrecycling, 
Dr. Dirk Textor, erläuterte, ha-
be sich Kunststoffneuware für 
Verpackungen in den vergange-
nen fünf Jahren um 30 % verbil-
ligt. Dieser Trend verstärkte sich 
seit Ausbruch der Corona-Krise. 
In der Folge blieben Recyclate, 
die in kostenintensiven Kunst-
stoffrecyclingverfahren herge-
stellt werden und große Mengen 
CO2 einsparen, im Konkurrenz-
kampf um den Markt gegenüber 
der billigen Rohstoffneuware zu-
nehmend chancenlos.

„Recyclateinsatz bedeutet Kli-
maschutz. Wenn Kunststoffrecy-
cling in Zukunft eine Chance ha-
ben soll, müssen endlich Bedin-
gungen geschaffen werden, die 
einen vergleichbaren Wettbe-
werbsrahmen zu Kunststoffneu-
ware schaffen. Der klimaschäd-
liche CO2-Rucksack, der bei der 
Produktion von Kunststoffneu-
ware entsteht, bleibt bei der 
Preisbildung bislang völlig außen 
vor. Dies muss sich dringend än-
dern“, ergänzte bvse-Vizepräsi-
dent Herbert Snell.

Der erste Vorschlag, der dem 

Kunststoffrecycling als wich-
tigem Part im Um- und Aus-
bau einer Kreislaufwirtschaft in 
Deutschland und Europa eine 
Chance gibt, sieht ein Zwei-Stu-
fen-Modell für eine verlässli-
che und transparente Vermin-
derung der in der kunststoff-
verarbeitenden Industrie einge-
setzten Kunststoffneuware und 
in der Konsequenz eine stufen-
weise Erhöhung der Einsatzquo-
te von Recyclaten vor. Bis zum 
Jahresanfang 2021 soll in Stufe 
1 eine verbindliche Reduktion 
der CO2-Emissionen der einge-
setzten Rohstoffe im Mittel um 
mindestens 25 % festgeschrie-
ben werden, wobei der Bezugs-
punkt die Produktion mit Neu-
ware darstellt. In Stufe 2 soll die-
se Quote dann auf 40 % ab dem 
Jahr 2030 erhöht werden.

Zur Dokumentation des Re-
duktionsziels sollen Kunststoff-
verarbeiter in Zukunft verpflich-
tet werden, einen jährlichen 
Nachweis zu erbringen. Für die 
Zielverfehlung sieht der Plan ei-
ne Malus-Regelung in Höhe ei-
nes 20-prozentigen Preisauf-
schlags auf den Produktnetto-
preis der Neuware vor.

Der zweite Vorschlag des bvse- 
Plans zielt auf eine Vereinheitli-
chung der Qualitätssicherung. 
Das Recycling von Kunststof-
fen aus Sammlungen der dualen 
Systeme dürfe nur in sogenann-
ten Letztempfängeranlagen er-
folgen, damit eine Berücksichti-
gung bei der Erfüllung der Recy-
clingquoten möglich ist. 

Die Zertifikate für Letztemp-
fängeranlagen wiesen sehr un-
terschiedliche Qualitäten hin-
sichtlich der Aussagen über die 
Leistungsfähigkeit einzelner An-
lagen auf. Dies führe teilweise 
zu erheblichen Wettbewerbs-
verzerrungen. Hier müsse Ab-
hilfe geschaffen werden. Für 
das Kunststoffrecycling fehle ei-
ne neutrale Stelle, die die Quali-
tät der Zertifikate und Auditbe-
richte überprüft, so wie dies zum 
Beispiel im EuCertPlast System 
geschieht. 

Die Forderungen des dritten 
Bausteins richten sich an die Öf-
fentliche Beschaffung auf Bund- 
und Länderebene. Die Verpflich-
tung der öffentlichen Beschaf-
fung, vorrangig Recyclingproduk-
te einzusetzen, blieb laut bvse 
beim Kunststoffrecycling weitge-
hend unbeachtet. Um die gesetz-
lichen Vorgaben endlich durchzu-
setzen, soll der Nachweis obligat 
werden, dass die öffentliche Be-
schaffung umgesetzt wird. So ge-
be es bisher weder Einspruchs-
möglichkeiten noch Sanktionen, 
wenn die Verpflichtungen zum 
Einsatz von Recyclingmaterialien 
nicht erfüllt werden. 

Eingefordert wird eine jährli-
che Berichtspflicht. Die öffent-
liche Hand müsse sich erklären, 
wenn sie eben nicht Recyclin-
gerzeugnisse einsetzt. Und diese 
Forderung umfasse auch die von 
der öffentlichen Hand vergebe-
nen Aufträge. Die Verpflichtung 
zum vorrangigen Einsatz von 
Recyclingprodukten betreffe da-
bei die Bundes-wie auch die Län-
derebene.  DK
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Herstellung und Wiedereinbau von Recyclingmaterial:

Nachhaltige Nutzung  
von Sekundärrohstoffen

Von Stephan Ziermann M. Eng.*
Deutschlandweit werden jedes Jahr große Mengen an Rohstoffen 
zu Baustoffen verarbeitet. Um die ohnehin immer knapper werden-
den natürlichen Ressourcen aus Kiesgruben und Steinbrüchen zu 
schonen ist es erforderlich und sinnvoll, rückgebaute Materialien 
aus dem Hoch- und Tiefbau wieder dem Stoffkreislauf zuzuführen.

Der Einsatz von Recyclingbau-
stoffen in der Bauplanung wird 
noch eher selten angewandt, da 
zum Teil die Erfahrung sowie die 
Kenntnis über notwendige Vor-
gehensweisen in der Planung und 
Ausschreibung fehlen. Dadurch 

re Bauprodukte im Gegenzug ei-
ne geeignete Verwendung finden.

Mithilfe einer qualifizierten Gü-
teüberwachung aus rückgebau-
ten Altstoffen können neue, qua-
lifizierte und vertrauenswürdige 
Baustoffe hergestellt werden, die 

wird darauf hingewiesen, dass 
als Recyclingbaustoffe in der Re-
gel nur geprüfte, güteüberwach-
te und zertifizierte Recyclingbau- 
stoffe in den Verkehr gebracht 
und in technischen Bauwerken 
eingesetzt werden dürfen.

Der Weg über die Güteüberwa-
chung und Zertifizierung bringt 
den Vorteil der höheren Planungs-
sicherheit und kürzeren Wartezeit 
bis zur Freigabe des RC-Materi-

Einsatz von aufbereitetem PAK-haltigem Straßenaufbruch als Deponieersatzbaustoff. r

liche Material eine weitere Ver-
wendung zu ermöglichen. Durch 
eine geprüfte Materialqualität 
wird Vertrauen für den Einsatz 
von Recyclingmaterial geschaffen. 
Die unbedenkliche mineralische 
Bausubstanz wird durch Brechen 
und gegebenenfalls Sieben je nach 
Anforderungsprofil aufbereitet.

Wohin mit überschüssigem 
Material auf der Baustelle?

Praktisch ausnahmslos sind für 
eine ordnungsgemäße und fach-
gerechte Entsorgung minerali-
scher Abfälle Deklarationsanaly-
sen erforderlich. Für Bodenaus-
hub, künstliche Auffüllungen und 
Bauschutt wird für die Annahme 
beim Entsorger in aller Regel ei-
ne Deklarationsanalyse gefordert. 
Die Probenahme hat dabei gemäß 
der Probenahmevorschrift LAGA 
PN 98 durch geprüfte Probeneh-
mer zu erfolgen. Da immer mehr 
Entsorger inzwischen auch für un-
bedenkliches Material wie Boden-
aushub ohne Fremdbestandteile 
Deklarationsuntersuchungen ver-
langen, hat die Ausschreibung von 
nicht analysiertem Material häufig 
die Abgabe von Preisen mit Sicher-
heitszuschlag zur Folge. Es wird 
deshalb empfohlen, die Probenah-
me aus zwischengelagerten Hauf-
werken mit anschließenden Ana-
lysen von vornherein einzuplanen.

Bei unbedenklicher Belastung 
kann der Bauschutt als Recycling-
baustoff qualifiziert werden. Hier 
ist neben der chemischen Belas-
tung auch (vom Einsatzzweck ab-
hängig) die geotechnische Eig-
nung des Produktes nachzuwei-
sen. Diese Nachweise, die als 
Grundlage der Zertifizierung die-
nen, müssen durch eine nach RAP 
Stra 15 anerkannte Prüfstelle aus-
geführt werden. Im Rückschluss 
kann es also sinnvoll sein, bereits 
von Anbeginn eine solche Prüf-
stelle einzubinden, um bautech-
nische und schadstoffspezifische 
Randbedingungen und sich da-
raus ergebende wirtschaftliche 
Perspektiven gesichert aufzeigen 
und abschätzen zu können.

Der Rückbau mineralischer Sub-
stanz aus Straßenbau und Gebäu-
den verursacht große Mengen an 
Abfall (Bauschutt), der gewinn-
bringend für Bauherrn und Um-
welt als Sekundärrohstoff einge-
setzt werden kann. Um dieses Ziel 
sicher zu erreichen, empfiehlt es 
sich, bereits in der Planungsphase 
die richtigen Weichen zu stellen.

* Unser Autor ist Leiter des Erd- 
und Grundbaulabors und stell-
vertretender Leiter der RAP Stra 
Prüfstelle bei IFB Eigenschenk 
(www.eigenschenk.de). r

werden die hohen Potenziale des 
Baustoffrecyclings nicht immer 
vollständig genutzt. Es wird oft-
mals dem findigen Auftragneh-
mer überlassen, aus den teuer zu 
entsorgenden Abfällen einen fi-
nanziellen Vorteil bzw. ein inter-
essantes Bauprodukt zu generie-
ren. Die Recyclingwirtschaft kann 
zu einer kostengünstigen, res-
sourcenschonenden und sicheren 
Verwertung beitragen, wenn ih-

den Einsatz von Primärbaustoffen 
reduzieren.

Die grundlegenden abfallrecht-
lichen Regelungen und Ausfüh-
rungshinweise sind jeweils länder-
spezifisch geregelt. Zum Beispiel 
in Bayern sind diese im RC-Leit-
faden („Anforderung an die Ver-
wertung von Recyclingbaustoffen 
in technischen Bauwerken“ vom 
15.06.2005) enthalten. Im Einfüh-
rungsschreiben vom 09.12.2005 

als für den Einbau. Aufgrund häu-
fig begrenzter Lagerflächen sowie 
der Abhängigkeit von Folgegewer-
ken von der Freigabe des RC-Ma-
terials ist bei zeitkritischen Bau-
stellen meist nur das güteüber-
wachte und zertifizierte Material 
rechtzeitig einbaufähig.

Wie wird der Einsatz von 
RC-Baustoffen bereits in der 
Planung berücksichtigt?

Im Einklang mit § 6 KrWG ist der 
Einsatz im gleichen Projekt einer 
Entsorgung andernorts vorzuzie-
hen. Dadurch werden auch Trans-
portkosten, Entsorgungskosten 
und Lieferkosten gespart, die die 
Umwelt und den Geldbeutel scho-
nen. In weiten Bereichen ist die 
notwendige Grundlagenermitt-
lung für beide Varianten gleich. 
Die Kenntnis vorliegender Belas-
tungen und Ausgangsmateriali-
en durch eine qualifizierte Erkun-
dung ergibt die erforderliche Pla-
nungs- und Kostensicherheit. Die 
Arbeitshilfe „Rückbau schadstoff-
belasteter Bausubstanz“ des BayL-
fU zeigt eine über Bayern hinaus 
anwendbare qualifizierte Vorge-
hensweise auf. Schadstoffhaltige 
Bestandteile sind beim Rückbau 
zu separieren, um für das rest-

Bundesweite Kampagne der privaten Entsorgungswirtschaft:

Startschuss für 
„Brennpunkt Batterie“

Lithium-Ionen-Batterien und -Akkus sind aus dem modernen All-
tag nicht mehr wegzudenken: Im Jahr 2018 kamen 10.684 Ton-
nen dieser Kraftpakete in Geräten wie Handys, Laptops, E-Bikes in 
den Umlauf. Im vergangenen Jahr waren es schon 12.700 Tonnen, 
Tendenz steigend. Was viele Verbraucher nicht wissen: Jede die-
ser Batterien birgt eine potenzielle Gefahr in sich. 

Mit der Kampagne „Brennpunkt 
Batterie“ wollen der Verband der 
Bayerischen Entsorgungsunter-
nehmen e.V. (VBS) und der Bun-
desverband der Deutschen Entsor-
gungs-, Wasser- und Rohstoffwirt-
schaft e. V. (BDE) nun Verbraucher 
über die Gefahren durch falsch 
entsorgte Lithium-Ionen-Batteri-
en aufklären und für den richtigen 
Umgang mit diesen Geräten wer-
ben. Der bayerische Auftakt fand 
kürzlich mit Staatsministerin a.D. 
Ulrike Scharf MdL und VBS-Präsi-
dent Otto Heinz in der GEO mbH 
am Flughafen München statt.

Wie Ulrike Scharf erklärte, seien 
Lithium-Akkus und -Batterien im 
wahrsten Sinne des Wortes brand-
gefährlich. Jede zweite Altbatterie 
in Smartphones, Spielzeug und an-
deren Elektrogeräten lande lei-
der immer noch im Restmüll. Die-
se falsch entsorgten Lithium-Ak-
kus und -Batterien stellten ein ho-
hes Brandrisiko dar und schadeten 
der Umwelt. „Ich unterstütze da-
her die bundesweite Initiative der 
privaten Entsorgungswirtschaft, 
um die Bereitschaft der Bürger zur 
fachgerechten Rückgabe zu stei-
gern und damit die wiederver-
wertbaren Materialien im Kreis-
lauf zu halten.“

Scharf setzt auf Aufklärung und 
Information. Bei Glas liege die 
Recycling-Quote bei nahezu 100 
Prozent, demnach sollte alles an-
dere auch richtig entsorgt werden 
können - insbesondere die brand-
gefährlichen Lithium-Ionen-Akkus  
und -Batterien. Für den Einsatz 
eines Pfands in Höhe von 50 Eu-
ro auf Elektrogeräte mit diesen 
Energiespendern kann sich die 
Landtagsabgeordnete jedoch im 
Gegensatz zum VBS nicht begeis-

tern. Aus ihrer Sicht hätte dies ei-
nen großen Verwaltungsaufwand 
zur Folge und treffe letztlich die 
Einzelhändler. Scharf plädierte 
für eine echte Kreislaufwirtschaft, 
um die wertvollen Rohstoffe rück-
gewinnen und wiederverwenden 
zu können.

Laut VBS-Präsident Otto Heinz 
„unterstützen wir gerne die Kam-
pagne unseres Bundesverbandes 
BDE, denn auch zahlreiche VBS- 
Mitgliedsunternehmen waren 
schon einmal von einem durch 
falsch entsorgte Lithium-Ionen- 
Akkus verursachten Brand betrof-
fen. Die Schäden sind schon jetzt 
immens, und es grenzt wirklich an 
ein Wunder, dass solche Brände 
noch kein Menschenleben gefor-
dert haben.“ Aus Sicht der mittel-
ständisch geprägten privaten Ent-
sorgungswirtschaft in Bayern be-
dürfe es sowohl einer Aufklärung 
der Verbraucher, damit diese ihr 
Verhalten ändern, als auch geän-
derter gesetzlicher Rahmenbe-
dingungen. 

Die Kampagne hat sich zum Ziel 
gesetzt, mit teils drastischen Bil-
dern auf die fatalen Folgen fal-
scher Entsorgung dieser Batte-
rien und Akkus aufmerksam zu 
machen. Aufkleber auf Müllton-
nen und Abfallbehältern werben 
zusätzlich mit der Warnung „Kei-
ne Akkus einwerfen!“ dafür, dass 
dort keine dieser gefährlichen Ak-
kus/Batterien eingeworfen wer-
den dürfen. Im Mittelpunkt ste-
hen dabei diejenigen, die durch ei-
ne falsche Entsorgung am stärks-
ten in Gefahr geraten können: die 
Mitarbeiter in den Sortieranla-
gen, Betriebshöfen und Müllfahr-
zeugen der Entsorgungsunterneh-
men. DK

Mantelverordnung:

Drohende Deponienotstände 
und höhere Baukosten

„Die Bauwirtschaft hat ein sehr starkes Interesse an rechtssicheren bun-
deseinheitlichen Regelungen für die ordnungsgemäße und schadlose 
Verwertung mineralischer Bauabfälle und Böden“, kommentiert Thomas 
Schmid, Hauptgeschäftsführer des bbiv, die Fortsetzung der Beratungen 
zur Mantelverordnung im Bundesrat.

Die Bayerische Bauindustrie ha-
be das Ziel der Mantelverordnung 
immer unterstützt und stehe auch 
weiter dazu. Über 80 % der jährlich 
in Deutschland anfallenden rund 
275 Mio. Tonnen mineralischen 
Abfälle sind Bau-Abfälle, die bei 
Baumaßnahmen anfallen. Die rest-
lichen knapp 20 % stammen aus in-
dustriellen Produktions- oder Ver-
brennungsrückständen der Eisen- 
und Metallindustrie sowie aus 
Kraftwerken.

Weil die Bauwirtschaft so mas-
siv davon betroffen ist, wäre es 
notwendig gewesen, die Mantel-
verordnung primär auf praxistaug-
liche und gut vollziehbare Rege-
lungen für die Entsorgung minera-
lischer Bau-Abfälle auszurichten. 
„Dies wird mit der Mantelverord-
nung allerdings nicht erreicht wer-
den“, so Schmid. Er kritisierte, dass 
der Fokus der Beratungen weniger 
auf der Frage der Verwertung von 
Bodenaushub oder mineralischen 

Bau-Abfällen als Recycling-Bau-
stoffen liege. Gestritten werde 
stattdessen hauptsächlich über 
Entsorgungswege beispielswei-
se für Stahlwerksschlacken, Kup-
ferhüttenmaterial und Aschen aus 
Kohlekraftwerken.

„Trotz 15-jähriger Vorarbeit 
wird mit der Mantelverordnung 
in ihrer derzeitigen Form kein für 
die Planung und Abwicklung von 
Bauvorhaben konsistenter, öko-
logisch verantwortlicher und zu-
gleich wirtschaftlich tragbarer 
Rechtsrahmen erlassen“, bedau-
ert Schmid. Zusätzliche Dokumen-
tations- und Katasterpflichten sei-
en „Gift für die Akzeptanz von Er-
satzbaustoffen“. Die Bayerische 
Bauindustrie befürchte eine gerin-
gere Verwertungsquote und eine 
Zunahme der Deponierung. „Der 
erwartbare Anstieg der Entsor-
gungskosten wird die Baukosten 
weiter ansteigen lassen. Das gilt 
auch für den Staat“, so Schmid. r
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Per Anhalter durch die Gemeinde
„Innerorts mobil in der Gemeinde Poppenricht“, damit hatte sich die 
Gemeinde Poppenricht vergangenes Jahr um Fördergelder des Land-
kreises Amberg-Sulzbach beworben. Besser bekannt ist das Projekt 
unter dem Namen „Mitfahrbankerl“. Die Idee ist einfach: Gerade für 
Menschen, die kein Auto besitzen, z.B. Senioren, kann der Einkauf, 
der Besuch von Verwandten oder der Gang zum Friedhof schnell zur 
logistischen Herausforderung werden. Die Gemeinde Poppenricht 
hat hierfür im Gemeindegebiet verteilt mehrere Mitfahrbankerl als 
Treffpunkt für spontane Fahrgemeinschaften installiert. Das Konzept 
setzt auf ein enges soziales Geflecht des ländlichen Raums. Landrat 
Richard Reisinger ist voll des Lobes für das Projekt: „So wird Energie 
gespart und das soziale Miteinander gefördert.“ Unter seinem Vor-
sitz unterstützt der Nachhaltigkeitsrat des Landkreises Amberg-Sulz-
bach dieses Projekt mit 1.000 Euro.
Unser Bild zeigt Landkreischef Reisinger (r.) mit Bürgermeister Roger 
Hoffmann. Bild: Christine Hollederer

Video zeigt Verkehrssünder in München: 

Verkehrsregeln gelten 
nicht nur für Autofahrer
Geschätzte 25.000 Rotlichtverstöße am Tag allein durch Radfahrer

Gerade eben sorgte die Änderung der Straßenverkehrsordnung 
für hitzige Diskussionen bis in den Bundestag. Geschuldet ist das 
einer drastischen Verschärfung der Verkehrsregeln für Autofahrer 
besonders bei geringen Geschwindigkeitsüberschreitungen, die 
in Zukunft Millionen Führerscheine kosten könnte. Auch bei Rot-
lichtverstößen unter einer Sekunde gilt heute schon für Autofah-
rer eine Strafe von 90 EUR und 1 Punkt, bei Verstößen länger als 
einer Sekunde sogar 2 Punkte, ein Bußgeld von mindestens 200 
EUR und 1 Monat Fahrverbot.

Wenn ein Radfahrer eine rote 
Ampel überfährt, werden bei ei-
nem Verstoß unter einer Sekun-
de lediglich 60 EUR Bußgeld so-
wie 1 Punkt fällig, bei über einer 
Sekunde sind es 100 Euro und  
1 Punkt. Ein Fahrverbot bzw. 
den Führerscheinentzug gibt es 
für Fahrradfahrer nicht.

Aber: Verkehrsregeln sollen 
für mehr Verkehrssicherheit 
sorgen und dazu dienen, die ein-
zelnen Verkehrsteilnehmer im 
Straßenverkehr zu schützen. Ein 
kleiner Auffahrunfall, welcher 
für Autofahrer oft glimpflich en-
det, kann bei Radfahrern für sie 
selbst oder für Fußgänger auch 
tödliche Folgen haben. Doch es 
sind nicht immer nur die Auto-
fahrer, die nicht aufgepasst ha-
ben. Vermehrt bekommt man 
den Eindruck, dass Verkehrsre-
geln von Fahrradfahrern nicht 
eingehalten oder gar missachtet 
werden. 

Rücksichtslose Missachtung

Das neueste Video „Verkehrs-
sünder in der Stadt“, das jetzt 
vom Automobilclub Mobil in 
Deutschland e.V. veröffentlicht 
wurde, zeigt die rücksichtslo-
se Missachtung von roten Am-
peln durch Radfahrer in Mün-
chen und mahnt, dass Verkehrs-
regeln nicht nur für Autofahrer 
gelten.

Gefilmt wurde das Geschehen 
jetzt im Sommer an nur zwei Ta-
gen (insgesamt sechs Stunden) 
an verschiedensten Kreuzungen 
und Ampeln in München. Das er-
schreckende Ergebnis sind Auf-
nahmen von Radfahrern, die oh-
ne jegliche Rücksicht rote Am-
peln überfahren und zum Teil 
Fußgänger und andere Verkehr-
steilnehmer mit ihren riskanten 

Manövern gefährden. Die bun-
desweiten Zahlen zeigen zwar, 
dass im vergangenen Jahr deut-
lich weniger Menschen im Stra-
ßenverkehr ums Leben kamen 
als in den Jahren zuvor, aller-
dings ist die Zahl der verun-
glückten Radfahrer um mehr 
als 11 Prozent gestiegen. Die 
Gesamtzahl der Unfälle, an de-
nen Radfahrer beteiligt waren, 
lag für das Jahr 2019 bei knapp 
1,3 Millionen. Das ist zum einen  
der schlechten Verkehrspla-
nung der Städte geschuldet, 
zum anderen aber auch der 
rücksichtslosen Fahrweise vie-
ler Radfahrer.

Verkehrsregeln gelten für alle

„Wenn man die von uns do-
kumentierten Verstöße auf die 
ganze Stadt und 24 Stunden 
hochrechnet, gehen wir von 
rund 25.000 Rotlichtverstößen 
pro Tag durch Radfahrer aus. 
Eine wahnsinnige Zahl, die im 
Hinblick auf die Verkehrssicher-
heit sehr bedenklich ist. Es zeigt 
auch, dass Verkehrsregeln eben 
für alle Verkehrsteilnehmer gel-
ten müssen und nicht nur für 
Autofahrer, die oftmals als einzi-
ge Verkehrssünder in der Stadt 
dargestellt werden“, betont-
Dr. Michael Haberland, Präsi-
dent des Automobilclubs Mobil 
in Deutschland e.V. „Hinsichtlich 
der aktuellen Situation greifen 
viele Menschen wieder auf das 
Fahrrad oder das Auto zurück. 
Die Steigerung von Verkehrssi-
cherheit kann aber nur gelingen, 
wenn sich jeder einzelne an die 
Verkehrsregeln hält“, stellt Ha-
berland fest.
Link zum Video „Verkehrs-
sünder in der Stadt“: https:// 
youtu.be/QPEJfMacZhc r

Ohne Müll  
entspannt chillen

Grillen, chillen, entspannt am Main liegen – nichts ist im Sommer 
in Würzburg so begehrt wie die Mainwiesen, die Grillplätze an der 
Feggrube oder der Platz am Alten Kranen. Doch so schön so ein 
Abend am Main ist, so unschön sind oft die Hinterlassenschaften: 
leere Flaschen, Verpackungen, Essensreste, Einweggrills… 

25 Kubikmeter Müll sammel-
ten die Mitarbeiter des Würz-
burger Gartenamtes allein an 
einem – vergleichsweise ru-
higen – Partywochenende an 
den Hotspots in der Zellerau 
wie Sanderau und am Alten 
Kranen ein. Dies entspricht der 
Müllmenge, die eine vierköpfi-
ge Familie in zwei Jahren pro-
duziert.

Entsorgungskosten in Höhe 
von rund 13.000 Euro

Dabei lag der Müll nicht nur 
rund um die überfüllten Müll-
eimer, sondern auch verstreut 
über den gesamten Platz – ins-
gesamt 1,6 Tonnen. Im vergan-
genen Jahr summierte sich die 
Müllmenge auf rund 150 Tonnen, 

die für über 13.000 Euro entsorgt 
werden mussten.

17.000 Arbeitsstunden ver-
bringen die Mitarbeiter des Gar-
tenamtes jährlich damit, den 
Müll in den Grünanlagen zusam-
menzusammeln. Das sind zwölf 
Arbeitskräfte, die nichts ande-
res machen, als die Anlagen von 
Müll zu säubern. Denn obwohl 
die Stadt Würzburg in den ver-
gangenen Jahren die Zahl der 
Mülleimer mehr als verdoppelt 
hat, liegt viel Abfall quer über die 
gesamten Plätze verstreut und 
muss händisch zusammengesam-
melt werden.

Beim Einkauf  
auf die Verpackung achten

„Ich freue mich, wenn die 
Würzburgerinnen und Würz-
burger unsere Grünanlagen so 
begeistert nutzen“, sagt Gar-
tenamtsleiter Dr. Helge Bert 
Grob. „Es wäre jedoch schön, 
wenn die Feiernden auch ihren 
Müll wieder mitnehmen, oder 
beim Einkauf auf die Verpa-
ckung achten.“ Denn vieles, was 
einfach liegenbleibt, sind Ein-
wegverpackungen. Um die Fei-
ernden zu unterstützen, über-
legt die Stadt, am Wochenen-
de extra Mülltüten zu verteilen. 
„Bitte hinterlassen Sie die Anla-
ge wieder so, wie Sie sie auch 
gerne selbst vorfinden“, appel-
liert Grob: „Keiner möchte ger-
ne im Müll feiern.“

Bereits vor rund zehn Jah-
ren hat die Stadt Würzburg ein 
ähnliches Experiment gestar-
tet. Damals wurden nach ei-
nem Partywochenende nur 15 
Kubikmeter Müll gesammelt – 
zehn Kubikmeter weniger als 
jetzt.

Parallel ruft die Umweltstati-
on das Projekt „Wilder Müll am 
Main“ ins Leben, bei dem der 
Mainbesucher für das Thema 
Abfallvermeidung und -entsor-
gung sensibilisiert werden soll. 
So soll die Verschmutzung der 
Mainwiesen im Sommer verrin-
gert werden. Der erste Schritt 
ist dabei eine Umfrage, mit der 
Informationen über das Verhal-
ten und die Meinung der Main-
besucher zusammengetragen 
werden. r

Bayernweite Besonderheit: 

Rufbus-Flyer in Brailleschrift
Besonderer Service des Landkreises Lichtenfels für ÖPNV-Nutzer mit Handicap

„Wir wollen gesundheitlich beeinträchtigten Menschen eine gleich-
berechtigte Teilhabe und barrierefreie Nutzung unseres öffentlichen 
Personennahverkehrs ermöglichen“, unterstreicht Landrat Chris- 
tian Meißner, Lichtenfels. „Zur Barrierefreiheit im ÖPNV zählt ne-
ben Infrastruktur und Fahrzeugen auch die Information der Fahrgäs-
te. Deswegen haben wir unseren Rufbus-Flyer in Braille-Schrift her-
ausgegeben. Eine Besonderheit auch insofern, als dass der Landkreis 
Lichtenfels damit noch ein Stück weitergeht, als die Neuerung des 
Personenbeförderungsgesetzes zum 1. Januar 2021 vorgibt.“

Sehr begrüßt wird diese Initia-
tive vom Blinden- und Sehbehin-
dertenberater des Bayerischen 
Blinden- und Sehbehinderten-
bundes für den Landkreis Lichten-
fels, Rainer Hader: „Dieser Flyer 
ist für uns ein Schritt nach vorne. 
Ich finde es äußerst lobenswert, 
dass der Landkreis Lichtenfels hier 
eine Vorreiterrolle übernimmt 
und auf die Bedürfnisse von Men-
schen mit visuellen Beeinträch-
tigungen eingeht. Der Prospekt 
ist sehr gut gemacht. Mein Dank 
gilt insbesondere dafür, dass wir 
unsere Anregungen bei der Ge-
staltung mit einbringen konnten 
und der Landkreis Lichtenfels da-
für stets ein offenes Ohr hat. Bei 
der Entwicklung solcher Projekte 
ist nur eine Zusammenarbeit zwi-
schen Behörden und Betroffenen 
konstruktiv und zielführend.“

Zum 1. September 2020 erwei-

terte der Landkreis Lichtenfels sein 
ÖPNV-Fahrtangebot auf weiteren 
Buslinien nochmals deutlich. Auf 
den VGN-Linien im Landkreis Lich-
tenfels werden nunmehr über 1,8 
Millionen Kilometer im Jahr gefah-
ren. Im Vergleich zu den Betriebs-
leistungsdaten mit Stand 1. Juni 
2020 entspricht das einer Steige-
rung der Fahrplankilometer um ca. 
35 Prozent. Ein neues und gern ge-
nutztes Angebot sind die Rufbusse.

Barrierefreier Ausbau

Um die Busverbindungen auch 
für Mitbürgerinnen und Mitbür-
ger mit Handicap zugänglich zu 
machen, wird das Angebot Schritt 
für Schritt barrierefrei ausgebaut. 
Dies betrifft sowohl die Haltestel-
len als auch die Fahrzeuge und 
die Auskunftsmöglichkeiten, er-
läuterte Markus Köhlerschmidt, 

der neue Arbeitsbereichsleiter 
Öffentlicher Personennahverkehr 
am Landratsamt. Der soeben er-
schienene Rufbus-Flyer in Brail-
leschrift ist wohl bayernweit eine 
Besonderheit: Damit können blin-
de und sehbehinderte Mitmen-
schen, die die Brailleschrift nut-
zen können, sich über das neue 
Angebot informieren.

Landrat Christian Meißner sag-
te dem Blinden- und Sehbehin-
dertenberater bei der Vorstel-
lung des Flyers besonderen Dank 
und stellte heraus: „Herr Hader 
hat uns bei der Umsetzung die-
ser Idee maßgeblich geholfen. Ich 
hoffe sehr, dass das Info-Materi-
al von den Betroffenen gut ange-
nommen wird.“ Der Beauftrag-
te des Landkreises Lichtenfels 
für Menschen mit Behinderung, 
Rudolf Ruckdeschel, ließ wissen, 
dass das Prospektmaterial auch 
bei Beratungen und Informati-
onsveranstaltungen ausgegeben 
wird.“ Die Flyer sind im Landrats- 
amt in der Infothek erhältlich.

Rainer Hader äußerte abschlie-
ßend die Hoffnung, dass andere 
Landkreise dem Beispiel von Lich-
tenfels folgen und ebenfalls bar-
rierefreies Infomaterial zum The-
ma ÖPNV veröffentlichen. r

VKU-Studie zur Sauberkeit im öffentlichen Raum:

Littering nimmt drastisch zu
Dramatisch gestiegen ist in den vergangenen Jahren die Ver-
schmutzung in deutschen Städten und Gemeinden durch den 
achtlosen Umgang mit Abfall (Littering). In Deutschland fal-
len jährlich immer noch rund sechs Millionen Tonnen Plastik-
müll an. Getränkebecher und andere Verpackungen wie Einweg-
geschirr und -besteck aus Imbissen oder Fast-Food-Restaurants 
werden nur kurzzeitig verwendet, im Schnitt zehn Minuten. Der 
Trend zum To-Go-Essen und Trinken stellt ein zunehmendes ge-
sellschaftliches Problem dar. Es kommt vermehrt zu einer Vermül-
lung von Grünanlagen und zu einer Verschandelung der Städte. 

Städte und Gemeinden in 
Deutschland zahlen jährlich rund 
700 Millionen Euro, um Parks 
und Straßen von Zigarettenkip-
pen, To-Go-Bechern und ande-
ren Einwegplastik-Produkten zu 
reinigen sowie öffentliche Abfall-
behälter zu leeren und die Abfäl-
le zu entsorgen. Davon entfallen 
allein auf die Entsorgung von Zi-
garettenkippen rund 225 Millio-
nen Euro. Für die Entsorgung von 
To-go-Bechern aus Plastik fal-
len rund 120 Millionen Euro pro 
Jahr an, so das Ergebnis einer im 
Auftrag des Verbands kommuna-
ler Unternehmen (VKU) vom IN-
FA-Institut für Abfall, Abwasser 
und Infrastruktur-Management 
durchgeführten Studie.

Dabei handelt es sich um die 
erste Analyse, die repräsenta-
tive und aktuelle Zahlen zu den 
Reinigungs- und Entsorgungs-
kosten der Kommunen zur Ver-
fügung stellt und nach den un-
terschiedlichen Abfallarten auf-
schlüsselt. Für die repräsentative 

Studie wurden in 20 ausgewähl-
ten Klein-, Mittel- und Großstäd-
ten in Deutschland Abfälle aus 
Straßenpapierkörben und Keh-
richt analysiert und auf dieser 
Basis deren Entsorgungskosten 
ermittelt. 

140 Liter Straßenmüll

Pro Einwohner und Jahr entsor-
gen die kommunalen Stadtreini-
ger in Deutschland knapp 140 Li-
ter Straßenmüll. Das ist die Men-
ge, die in Straßenpapierkörben, 
auf der Straße oder im Gebüsch 
landet. Ein Großteil dieser Abfäl-
le sind mit mehr als 40 Prozent 
Produkte aus Einwegplastik und 
Verpackungen. Knapp 50 Prozent 
des Volumens machen Grünab-
fälle, Straßensplit oder Sand aus. 
Das sind Abfälle, die umweltbe-
dingt anfallen oder aus dem Win-
terdienst stammen und sich damit 
nicht vermeiden lassen.

Einwegkunststoffe wie To-Go- 
Lebensmittelverpackungen oder 

Zigarettenkippen machen knapp 
20 Prozent des Volumens aus. An 
den Kosten für die Beseitigung 
und Entsorgung dieser Kunststof-
fe im öffentlichen Raum sollen ge-
mäß europäischer Einwegkunst-
stoff-Richtlinie künftig die Herstel-
ler in Zukunft finanziell beteiligt 
werden. Diese Kosten machen im 
deutschlandweiten Durchschnitt 
laut Studie rund ein Viertel der ge-
samten Entsorgungskosten aus.

Laut Bundesumweltministe-
rin Svenja Schulze müssen sau-
bere Parks und saubere Straßen 
das Ziel sein. Bisher müssten alle 
Bürgerinnen und Bürger über ih-
re Steuern und Gebühren für die 
Reinigung von Straßen und Parks 
zahlen. Es sei nur gerecht, künftig 
die Kosten anders zu verteilen, 
die Bürger zu entlasten und im 
Gegenzug die Einwegplastik-Her-
steller zur Kasse zu bitten. Neben 
mehr Kostengerechtigkeit soll-
te aber auch ein Plus für die Um-
welt dabei herauskommen. 

Solide Datenbasis

„Ich bin dafür, dass das neue 
System die Kommunen auch 
dabei unterstützt, mehr Reini- 
gungspersonal einzustellen, 
neue Kehrmaschinen anzuschaf-
fen oder zusätzliche Papierkör-
be und Aschenbecher aufzustel-
len“, betonte Schulze. „Mit die-
ser Studie haben wir zum ersten 
Mal eine solide Datenbasis. Wei-
tere Schritte müssen folgen, be-
vor dieses neue System an den 
Start gehen kann: eine gesetzli-
che Grundlage durch den Bun-
destag, Leitlinien der EU-Kom-
mission und Gespräche mit den 
Einwegplastik-Herstellern. Die 
gute Nachricht ist: Ein Teil des 
Einwegplastiks wird bereits im 
nächsten Sommer aus den Parks 
verschwinden: Denn dann tritt 
das Verbot von Plastiktellern 
und -besteck, Strohhalmen und 
Styroporbechern in Kraft.“

Nach Auffassung des Deut-
schen Städte- und Gemeinde-
bunds benennt die veröffentlich-
te Studie des VKU erstmalig die 
für die kommunale Entsorgung 
entstehenden Kosten und stellt 
damit eine solide Grundlage für 
eine gerechte Ausgestaltung der 
künftigen Beteiligung der Her-
steller von Einwegprodukten an 
den Kosten der Stadtreinigung, 
dar. Allerdings sei für Hersteller 
von beispielsweise Pizzakartons 

oder Kaugummis keine finanziel-
le Beteiligung vorgesehen. Daher 
sei es notwendig, dass alle litte-
ringintensiven Produkte in die 
Herstellerverantwortung einbe-
zogen werden.

Darüber hinaus müssten die 
Hersteller schon bei der Produk-
tion von Waren auf Ressourcen- 
effizienz, Recyclingfähigkeit  
und Umweltverträglichkeit ach-
ten. Die Entwicklung von inno-
vativen kunststofffreien Alterna-
tiven beispielsweise für die Sys-
temgastronomie und Imbiss-
betreibern sei ebenfalls in den 
Fokus zu rücken. Eine Nichtbe-
achtung müsse für Hersteller und 
Vertreiber finanziell spürbar sein.

Verstärkter Trend zu  
Einweg-Verpackungen  
aus Kunststoff

Wie Helmut Dedy, Hauptge-
schäftsführer des Deutschen 
Städtetages, erläuterte, „neh-
men die Städte jedes Jahr viel 
Geld in die Hand, um den öf-
fentlichen Raum sauber zu hal-
ten. Auf verdreckten Straßen und 
Plätzen und in vermüllten Parks 
fühlt sich niemand wohl. Beson-
ders Einweg-Verpackungen aus 
Kunststoff haben die Müllmenge 
weiter steigen lassen. Durch die 
Corona-Pandemie wurde dieser 
Trend noch verstärkt. Denn Re-
staurants konnten lange Essen 
und Trinken nur verpackt zum 
Mitnehmen anbieten.“

Finanziert werde die Stadtrei-
nigung durch die Allgemeinheit, 
so Dedy. Deshalb sei es gut, dass 
nun konkrete Zahlen zur Men-
ge des Abfalls und den Entsor-
gungskosten vorliegen. Auf die-
ser Grundlage müssten politisch 
die Weichen gestellt werden, 
damit sich die Hersteller an den 
Entsorgungskosten des Verpa-
ckungsmülls nach dem Grundsatz 
beteiligen: Wer bestimmte Ein-
weg-Produkte und To-Go-Becher 
herstellt und daran verdient, 
muss auch die Folgen bezahlen. 
Dabei sei sicherzustellen, dass 
dieses Geld vor Ort bei den Kom-
munen und ihren Entsorgungsbe-
trieben ankommt.

Die Städte und die kommuna-
len Betriebe entsorgen Dedy zu-
folge aber nicht nur Müll. Sie set-
zen sich auch dafür ein, die Müll-
menge zu reduzieren. Neben 
Stadtreinigung, Müllabfuhr und 
Recyclinghöfen gebe es vieler-
orts auch Aktionstage, Sauber-
keitskampagnen und Angebo-
te wie Abfallberatungen, Müll-
melder-Apps sowie stadtweite 
Mehrwegbecher-Systeme.  DK
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Öffentlicher Nahverkehr:

Bundesweite Kampagne 
#BesserWeiter gestartet

Nach dem coronabedingten Lockdown steigen deutschlandweit 
die Fahrgastzahlen in Bussen und Bahnen nur langsam wieder 
an. Deshalb intensivieren die Verkehrsunternehmen zusammen 
mit den politischen Akteuren im Bund, in den Ländern und in den 
Kommunen ihr Engagement, um möglichst schnell wieder viele 
Fährgäste zurückzugewinnen. Die Gemeinschaftskampagne #Bes-
serWeiter wirbt in den nächsten Monaten verstärkt um Vertrau-
en und für eine Rückkehr der Fahrgäste. Ziel ist es, so schnell wie 
möglich wieder das Vorkrisenniveau an Fahrgastzahlen zu errei-
chen, um weitere Einnahmenverluste der Branche zu vermeiden 
und die Klimaschutzziele im Verkehrssektor nicht zu gefährden.

Zwar ist Deutschland mittler-
weile zu einer neuen Form der 
Normalität zurückgekehrt und 
der öffentliche Nahverkehr hat 
sein Angebot deutschlandweit 
wieder auf den regulären Betrieb 
hochgefahren. Allerdings bewe-
gen sich die Fahrgastzahlen mit 
50 bis 60 Prozent immer noch 
auf einem niedrigen Niveau, in 
der Hochphase der Ausgangsbe-
schränkungen brachen die Fahr-

gastzahlen sogar um etwa 80 
Prozent ein. 

Stärken kommunizieren

Vor allem für Gelegenheitsnut-
zer fehlen nach wie vor die Fahrt- 
anlässe, denn es finden keine 
Großveranstaltungen statt und  
auch internationale Touristen 
kommen nur langsam und in 
deutlich kleinerer Anzahl nach 

Deutschland zurück. Zudem ar-
beiten viele Berufspendler noch 
immer von zu Hause oder sind in 
Kurzarbeit, auch öffnen Schulen 
und Universitäten nur sehr ein-
geschränkt. Es gibt aber auch ei-
nige Fahrgäste, die ein höheres 
Ansteckungsrisiko vermuten und 
deshalb den ÖPNV meiden. Und 
das, obwohl bisher kein beson-
deres Infektionsrisiko in öffent-
lichen Verkehrsmitteln nachge-
wiesen worden ist und die Ver-
kehrsunternehmen ihre Hygiene-
maßnahmen deutlich verstärkt 
haben. Die Kampagne #Besser-
Weiter will den Menschen diese 
diffusen Ängste nehmen und die 
Stärken des öffentlichen Nahver-
kehrs herausstellen.

„Wir stellen fest, dass mit fort-
schreitender Dauer der Masken-
pflicht die Disziplin, die Maske 
auch wirklich und korrekt in Bus-

Bayerns schöne Landschaften 
neu entdecken

Mit den Karten der Bayerischen Vermessungsverwaltung 
herbstliche Wanderungen und Radtouren planen

Wenn der farbenfrohe Herbst mit seinen angenehmen Tem-
peraturen die Outdoorfans in die Natur lockt, dann ist das je-
des Jahr ein wunderbares Erlebnis. Gerade auch in Zeiten, in 
denen wir nicht in die Ferne schweifen, sondern lieber Aus-
flüge in der näheren Umgebung unternehmen und zu Hause 
bleiben, stellen wir fest: Bayern hat viel zu bieten!

Mit den Karten der Bayerischen Vermessungsverwaltung ist 
es ganz einfach, unser schönes Daheim mit der malerischen 
Landschaft und der unberührten Natur sowie mit den vielen 
einzigartigen Sehenswürdigkeiten und attraktiven Freizeitmög-
lichkeiten neu zu entdecken. Das vielfältige Kartenangebot der 
Bayerischen Vermessungsverwaltung wird allen Wünschen ge-
recht und macht die Tourenplanung leicht. Das Angebot an ge-
druckten und digitalen Karten ist genau auf die geplanten Akti-
vitäten zugeschnitten.

Die Karten aus der Serie „ATK25“ (Amtliche Topographische 
Karte im Maßstab 1:25 000) sind sehr detailliert und optimal für 
Spaziergänge, Wanderungen und Radtouren geeignet. Alle Kar-
ten dieser Serie enthalten das komplette Netz der ausgeschil-
derten Wander- und Radwege in Bayern. Auch Freizeiteinrich-
tungen und Sehenswürdigkeiten sind eingetragen. Die Karten 
aus der Serie „UK50“ (Umgebungskarte im Maßstab 1:50 000) 
zeigen einen größeren Gebietsausschnitt und eignen sich be-
sonders gut für Radtouren. Neben dem aktuellen Wander- und 
Radwegenetz enthalten auch diese Kartenblätter viele spannen-
de Freizeitinfos und ausgewählte Sehenswürdigkeiten.

Für alle, die sich einen weiträumigen Überblick für größe-
re Touren verschaffen wollen, sind die Karten aus der Serie 
„ATK100“ (Amtliche Topographische Karte im Maßstab 1:100 
000) genau das Richtige. Diese Karten eignen sich vor allem für 
Power-Radfahrer, die gerne mehrtägige Touren unternehmen. 
Charakteristisch für diese Karte sind die übersichtliche Darstel-
lung einer größeren Region sowie zahlreiche eingetragene Frei-
zeiteinrichtungen und Sehenswürdigkeiten.

Der BayernAtlas ist der kostenfreie und präzise digitale Kar-
tendienst für den Freistaat. Er ist im Internet unter www. 
bayernatlas.de jederzeit abrufbar. Der BayernAtlas enthält u.a. 
topaktuelle Karten und Luftbilder, historische Karten, eine in-
haltsreduzierte Ausgabe der Flurkarte, dreidimensionale Ge-
lände- und Gebäudedaten sowie saisonale Themenkarten, auf 
denen z.B. Freibäder, Tierparks oder Hütten verzeichnet sind. 
Selbst gewählte Kartenausschnitte können neuerdings auch di-
rekt auf das Smartphone heruntergeladen und offline genutzt 
werden, wenn z.B. das mobile Datenvolumen aufgebraucht ist.

Alle Karten der Bayerischen Vermessungsverwaltung mit ih-
rem detaillierten Angebot an Freizeitmöglichkeiten sind hoch-
aktuell, exakt, vollständig und zuverlässig. Sie sind der ideale 
Begleiter für Urlaub, Ferien und Freizeit. r

sen und Bahnen zu tragen etwas 
nachlässt. Wir haben daher die 
Kontrollen intensiviert und ap-
pellieren an unsere Fahrgäste, 
sich an die Regeln zu halten. Zu 
Beginn der Kampagne wollen wir 
unseren Kundinnen und Kunden 
nochmal deutlich machen, dass 
sie mit der Maske nicht nur sich, 
sondern auch Mitreisende schüt-
zen“, erläuterte VDV-Präsident 
Ingo Wortmann.

Um eine bundesweite Sicht-
barkeit zu gewährleisten, set-
zen die Akteure auf zahlrei-
che Plakate und weitere Forma-
te der Außenwerbung in ganz 
Deutschland. Ergänzt wird die-
se klassische Werbung durch 
entsprechende Online- und So- 
c ial -Media-Kommunikation. 
Wortmann zufolge „wollen wir 
mit der Gemeinschaftskampagne 
verlorengegangenes Vertrauen 
bei den Fahrgästen zurückgewin-
nen und wieder mehr Menschen 
von Bus und Bahn überzeugen. 
Nur so können wir weitere Fahr-
geldverluste vermeiden und die 
Klimaschutzziele erreichen.“

Nahverkehr fit für  
die Zukunft machen

Die Rückgewinnung von 
Fahrgästen ist aus Sicht von  
DStGB-Hauptgeschäftsführer Dr. 
Gerd Landsberg ein entscheiden-
der Faktor für die Verkehrswende 
und den Klimaschutz: „Der ÖPNV 
hat während des Lockdowns sei-
ne Systemrelevanz unter Beweis 
gestellt. Gute Angebote bei Bus-
sen und Bahnen brauchen wir 
auch nach der Krise und zwar 
mehr denn je, um das Verkehrs- 
aufkommen in den Ballungszent-
ren zu bewältigen und die Mobi-
lität in der Fläche zu gewährleis-
ten. Langfristig führt an der Ver-
kehrswende auch aus Gründen 
des Klimaschutzes und für mehr 
saubere Luft und mehr Lebens-
qualität kein Weg vorbei. Die 
Städte und Gemeinden setzen 
daher weiter auf den konsequen-
ten Ausbau des ÖPNV. Damit sich 
die Menschen sicher fühlen und 
wir neue Fahrgäste gewinnen, 
müssen wir den Nahverkehr jetzt 
fit für die Zukunft machen. Da-
zu gehören gemeinsame Investi-
tionen von Bund, Ländern, Kom-
munen und Verkehrsunterneh-
men in die Infrastruktur, moder-
ne Fahrzeuge, Digitalisierung und 
mehr Komfort.“

Maskenpflicht 
ist unverzichtbar

Burkhard Jung, Präsident des 
Deutschen Städtetages und  
Oberbürgermeister der Stadt 
Leipzig, unterstrich die Rele-
vanz eines leistungsfähigen Nah-
verkehrs für die Großstädte und 
Ballungsräume: „Die Städte wol- 
len trotz Corona einen leistungs-
starken ÖPNV sichern, der die 
Menschen umweltfreundlich zur 
Arbeit, zum Einkaufen oder nach 

Hause bringt. Nur so wird uns die 
Verkehrswende gelingen: mit we-
niger Autofahrten, mehr Radver-
kehr und möglichst vielen Men-
schen, die Bus und Bahn nutzen. 
Corona darf die Verkehrswen-
de nicht ausbremsen. Der ÖPNV 
ist nicht der Corona-Transpor-
teur. Die Menschen müssen dem  
ÖPNV vertrauen können, dazu 
müssen wir uns alle an die Mas-
kenpflicht halten und sie ernst 
nehmen. Masken machen den 
ÖPNV noch sicherer. Die meisten 
haben das verstanden.“

Dr. Jörg Sandvoß, Vorstands-
vorsitzender von DB Regio, hob 
den gewachsenen Zusammen-
halt der gesamten Branche durch 
die Corona-Pandemie hervor: 
„Vor Corona können wir uns nur 
gemeinsam schützen. Die Deut-
sche Bahn informiert ihre Fahr-
gäste umfassend und setzt Prä-

ventionsteams ein, um weiterhin 
für die Risiken zu sensibilisieren. 
Wenn sich alle an Hygienere-
geln und Maskenpflicht halten, 
was die Mehrheit gewissenhaft 
macht, kommt jeder gesund ans 
Ziel. Das Fehlverhalten einer klei-
nen Minderheit von Masken-
verweigerern ist nicht akzepta-
bel. Daher wird verstärkt kont-
rolliert und wir sind uns mit der 
Politik einig, dass Verstöße kon-
sequent geahndet werden müs-
sen.“ Sandvoß bedankte sich aus-
drücklich auch bei der öffentli-
chen Hand für ihr proaktives En-
gagement.

Im Herbst soll das Werben 
um das Vertrauen der Fahrgäste 
noch einmal neue Impulse erhal-
ten. Dann ist eine deutschland-
weite Bekennerkampagne unter 
der Überschrift „Ich bin Wieder-
einsteiger“ geplant. DK

Eisenbahn-Bundesamt:

Grünes Licht für 
das Transport System Bögl

Das Transport System Bögl (TSB) hat vom Eisenbahn-Bundesamt 
(EBA) für wesentliche Teile des Fahrzeugs und des Fahrwegs die Zu-
sicherung erhalten, dass diese die Anforderungen erfüllen und da-
mit zulassungsfähig sind.

Die Bescheide des EBA sind das 
Ergebnis einer effizienten Zusam-
menarbeit zwischen den Ingeni-
euren von Max Bögl, den für die 
Magnetbahn, die Infrastruktur 
und die Fahrzeuge verantwort-
lichen Mitarbeitern des Eisen-
bahn-Bundesamts und den vom 
EBA bestellten Gutachtern. Max 
Bögl hat die neue TSB-Magnet-

bahntechnik von Beginn an kon-
sequent auf höchste Sicherheits-
standards hin entwickelt.

Das EBA und die bestellten 
Gutachter bestätigten nun, dass 
die getroffenen Annahmen rich-
tig sind, die Unterlagen für die  
Nachweisführung vollständig sind,  
die Prüfungen norm- und an- 
forderungsgerecht durchgeführt  

wurden und keine Bedenken ge-
gen den Betrieb auf den existie-
renden Erprobungsstrecken be-
stehen. Ferner wird das EBA die 
Bescheide bei der Erteilung der 
Betriebsgenehmigung für zu-
künftige Anwendungsstrecken zu 
Grunde legen.

Max Bögl wird die Zusammen-
arbeit mit den Gutachtern und 
dem EBA fortsetzen, um auch für 
die Betriebsleittechnik die Zusi-
cherung der Zulassungsfähigkeit 
zu erhalten und für weitere Kom-
ponenten ebenfalls positive Be-
scheide zu erlangen. Als nächster 
Schritt würde dann die Betriebs-
genehmigung für eine erste An-
wendungsstrecke des Transport 
Systems Bögl in Deutschland fol-
gen. Die bereits erteilten Be-
scheide des EBA sind dafür wich-
tige Voraussetzungen. Aufgrund 
der kurzen Bauzeit und des ho-
hen Vorfertigungsgrads der Sys-
tembestandteile, wäre nach Vor-
liegen der Baugenehmigung eine 
Realisierung und Inbetriebnahme 
des TSB in weniger als zwei Jah-
ren möglich.

Von besonderer Bedeutung ist 
auch die internationale Anerken-
nung des Eisenbahn-Bundesamts 
für die von ihm garantierten 
höchsten Standards. Das eröffnet 
die Möglichkeit vereinfachter Zu-
lassungsverfahren in anderen eu-
ropäischen Ländern. Außerdem 
werden auch die chinesischen 
Behörden bei Ihrer Zulassung des 
TSB in China die vom EBA geprüf-
ten technischen Unterlagen be-
rücksichtigen. Unterstützt wird 
die Firmengruppe Max Bögl dabei 
vom chinesischen Kooperations-
partner Xinzhu.

Modernste ÖPNV-Lösung

Mit dem Transport System 
Bögl bietet Max Bögl die zurzeit 
modernste Lösung für den öf-
fentlichen Personennahverkehr 
an. Das System schwebt leise und 
berührungslos auf einem schlan-
ken Fahrweg, der sich in aufge-
ständerter, ebenerdiger oder un-
terirdischer Bauweise gut in ur-
bane Räume einfügt.

Durch das Angebot aus einer 
Hand, von der Planung, über Fer-
tigung und Bau bis zum Betrieb, 
werden sehr kurze Realisierungs-
zeiten erreicht, wodurch das TSB 
rasch zur Entlastung des Verkehrs 
im städtischen Umfeld beitragen 
kann. Dabei passt es sich durch 
den fahrerlosen, vollautomati-
schen Betrieb flexibel an den je-
weiligen Transportbedarf an und 
ist rein elektrisch unterwegs.
Weitere Informationen: www.
transportsystemboegl.com r

Die neue TSB-Magnetbahntechnik erfüllt höchste Sicherheits- 
standards. Bild: Firmengruppe Max Bögl

Mehr Schulbusse  
für mehr Abstand

Um Schülerinnen und Schüler im neuen Schuljahr auf mehr Busse zu 
verteilen und damit die Sicherheit vor einer Ansteckung mit dem Co-
rona-Virus im Schülerverkehr zu erhöhen, hat der Bayerische Minis-
terpräsident Dr. Markus Söder angekündigt, zusätzliche Busse ein-
setzen zu wollen. Die Kosten für den Einsatz von Verstärkerbussen, 
die von den kommunalen Aufgabenträgern bestellt werden müssen, 
werden zu 100 Prozent vom Freistaat übernommen.

Der LBO begrüßt Söders An- 
kündigung, die Auslastung des 
Schülerverkehrs durch zusätzliche 
Verstärkerbusse abmildern zu 
wollen. Eine in den vergangenen 
beiden Wochen durchgeführte  
Abfrage des LBO bei den rund 
1.000 Busunternehmen in Bayern 
über kurzfristig mobilisierbare 
Fahrzeug-Kapazitäten hat erge-
ben, dass bayernweit aktuell rund 
650 Omnibusse als Reserve zur 
Verfügung stehen, die im Schü-
lerverkehr als Verstärkerbusse 
eingesetzt werden könnten.

Wichtige Schutzmaßnahme

Omnibusse sind das am meis-
ten genutzte Verkehrsmittel für 
den Schulweg. In Bayern wer-
den täglich 1,3 Millionen Schüle-

rinnen und Schüler mit Bussen in 
die Schule bzw. Ausbildungsstät-
te gebracht. „Infektionsschutz 
beginnt nicht erst im Klassen-
zimmer. Deshalb sind Maßnah-
men zur Eindämmung der Co-
rona-Pandemie auch auf dem 
Schulweg wichtig. Auch in Schul-
bussen gilt zwar bayernweit, wie 
im gesamten Nahverkehr, eine 
Mund-Nasen-Bedeckungspflicht 
für Kinder ab sieben Jahren. 
Doch der beste Schutz vor Anste-
ckung ist immer noch Abstand. 
Die Kostenzusage des Freistaats 
ermöglicht es den Aufgabenträ-
gern, durch die Anmietung ak- 
tuell nicht benötigter Reisebus-
se diese wichtige Schutzmaß-
nahme im Schulbusverkehr um-
zusetzen“, so LBO-Geschäfts-
führer Stephan Rabl. r
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Per Hochdruckschlauch wird die homogene Ansaat-Emulsion von einem Mitarbeiter der Spezialfir-
ma aus Nordrhein-Westfalen auf die rekultivierten Flächen des Westfeld-Bauabschnitts 02 aufge-
sprüht. Da die Flächen an einigen Stellen recht steil sind, werden zur dauerhaften Sicherung gegen 
ungewollte Witterungseinflüsse Kokosmatten darübergelegt, die mit Holznägeln im Erdbereich be-
festigt sind. Die angesäten Pflanzen wachsen durch die Matten durch.  Bild: Jan Kiver, 2020

Rekultivierung des ehemaligen südlichen Wackersdorfer Braunkohlereviers:

Rekultivierungsflächen bekommen 
grünes Kleid aufgesprüht

Bauabschnitt 02 auf dem Westfeld  
rund um den wieder erstandenen Irlacher See voll im Zeitplan

Die Arbeiten zur Rekultivierung des Westfelds bei Wackersdorf 
auf dem rund fünf Hektar großen nördlichen Bauabschnitt 02 un-
terhalb des Geotops nähern sich ihrem grünen Ende und liegen 
damit etwas vor dem Zeitplan.

Daher konnten die in den letz-
ten rund 12 Monaten entstan-
denen Rekultivierungsflächen 
im Westfeld-Bauabschnitt 02 
rund um den wieder erstande-
nen Irlacher See schon in der 
ersten Augustwoche ihr grünes 
Finish bekommen. Ziel ist ein 
extensiv zu bewirtschaftender, 
naturschutzfachlich wertvoller 
Magerrasen. Die Arbeiten zur 
großflächigen Nass-Ansaat wer-
den im Auftrag von Uniper von 
einem darauf spezialisierten Un-
ternehmen aus Nordrhein-West-
falen ausgeführt.

Nass-Ansaat-Verfahren

Die jetzt zu begrünenden Flä-
chen umfassen rund 40.000 m² 
(vier Hektar), die mit einem spe-
ziellen Landschafts-/Magerra-
sen-Substrat angesprüht wer-
den. Über die Ansaatschicht 
werden Kokosmatten verlegt, 
die mit Holznägeln dauerhaft auf 
den Boden geheftet werden. Pro 
Quadratmeter werden rund 115 
Gramm Nass-Ansaat-Emulsion 
auf die Rekultivierungsschicht 
gespritzt. Die homogene Emul-
sion besteht aus einem Gemisch 
von Saatgut (unter anderem mit 
Kräutern und Winterroggen), 
Dünger-, Bodenhilfs- und Boden-
verbesserungsstoffen.

Das Nass-Ansaat-Verfahren 
zur Begrünung der Rekultivie-
rungsflächen im Westfeld wur-
de deshalb gewählt, weil die 
entstandene Hügellandschaft 
schwer erreichbare und nicht 
befahrbare Flächen ausweist. 
Das grüne Deckkleid soll die 
Flächen zuverlässig und dau-
erhaft begrünen und vor Erosi-
on schützten. Die entsprechen-
de Begrünungsrezeptur ist auf 
den Standort angepasst wor-
den. Von einem Hydroseeder 
(Spezial-LKW) aus spritzen Mit-
arbeiter mittels Schlauchleitun-
gen und Strahlrohr über speziel-
le Düsen die Anspritz-Emulsion 
auf die Flächen. Für eine homo-
gene Anspritzmasse sorgt ein 
Rührwerk auf dem LKW, so dass 

ein gleichmäßiges Begrünungs-
ergebnis entsteht.

Mit der Begrünung der Flä-
chen kann der Bauabschnitt 02 
des WestfeldRekultivierungs-
projekts an die schon seit eini-
gen Jahren bestehenden Na-
turflächen des Bauabschnitts 
01 angebunden, sowie in den 
Naturhaushalt und das Land-
schaftsbild, integriert werden.

Arbeitsschutzanforderungen

Die Begrünung der Rekultivie-
rungsflächen des Bauabschnitts 
02 im Westfeld bildet den bauli-
chen Schlusspunkt der im Früh-
sommer 2019 begonnenen Ar-
beiten. Die Oberpfälzer Firma 
Kassecker hat mit großer Sorg-
falt und Termintreue unter Be-
achtung der bei Uniper gelten-
den hohen Arbeitsschutzanfor-
derungen, die durch die CoVid- 
19-Pandemie noch zusätzlich 
verschärft wurden, die Rekulti-
vierungsarbeiten bis aufwendi-
ge Restarbeiten vorzeitig fertig-
gestellt. Sichtbare Zeichen sind 
die neu modellierte, sanfte Hü-
gellandschaft rund um den in ei-
nem befestigten Becken wie-
dererstanden ehemaligen Ir-
lacher See, an der mit rund 30 
Meter tiefsten Stelle des West-
felds. Der Irlacher See dient 
als Sickerwassersammler. Die-
se Wässer werden über die vier 
hochmodernen, neuen Saug-
pumpenschächte in die Wasser- 
aufbereitungsanlage gepumpt 
und von dort, entsprechend den 
behördlichen Vorgaben, gerei-
nigt in den Knappensee weiter-
geleitet.

Gestaltung  
einer neuen Landschaft

Während der vergangenen 
eineinhalb Jahren wurde syste-
matisch eine neue Landschaft 
im Bauabschnitt 02 gestaltet. 
Dabei wurden die ehemaligen 
intensiv industriell und berg-
männisch genutzten Flächen ab-
gedichtet und die Oberfläche 

durch einen in Schichten ange-
legten Aufbau des Rekultivie-
rungsbodens neu gestaltet, mit 
dem Ziel, der Region ökologisch 
wertvolle Landschaften zurück-
geben zu können.

Natürliche Abdichtung mit 
geotextilem Verbundstoff

Für den Aufbau der Abdich-
tung und Modellierung des Bau-
abschnitts 02 wurde zu Beginn 
mit 50.000 m³ Material eine Be-
fahrungsschicht unterhalb der 
Dichtungsebene angelegt. Als 
Ausgleichsschicht für die Dich-
tungsmatten wurden 6.000 m³ 
Material verbaut. Darüber ka-
men auf 35.000 m² sogenannte 
geosynthetische Ton-Dichtungs-
bahnen aus Bentonit. Dieser 
geotextile Verbundstoff hat sich 
als natürliche Abdichtung ge-
gen Flüssigkeiten, wegen seiner 
schnellen und sicheren Dicht-
wirkung und durch die sehr gu-
te Quellfähigkeit, bewährt. Ein 
Zentimeter der Dichtungsbahn 
aus Bentonit (einem vulkani-
schen Tonmineral) ersetzt eine 
herkömmliche Tonabdichtung 
mit einer Stärke von rund einem 
halben Meter.

Über die dichtende Mat-
te wurden in bis zu 1,2 Me-
ter Stärke verschiedene Bo-
denschichten, wie rund 4.000 
m³ mineralische Sand-Schutz-
schicht, 8.000 m³ Wurzel-
hemmschicht und 40.000 m³ 
Bewuchsschicht (Oberpfälzer 
Mutterboden) aufgetragen.

240.000 Tonnen  
Rekultivierungsböden

Insgesamt mussten aus der 
Region rund 240.000 Tonnen 
Rekultivierungsböden per LKW 
antransportiert werden. Die 
Transportwege konnten im Sin-
ne von Klimaschutz und Res-
sourcenschonung kurzgehalten 
werden. Die Böden wurden vor 
dem Einbau entsprechend der 
behördlichen Auflagen systema-
tisch geprüft und gegebenen-
falls zusätzlich aufbereitet.

Zur Abdichtung der neben 
den Befahrwegen verlaufenden 
Gräben wurden 7.000 m² Kunst-

stoffdichtungsbahnen verlegt 
und mit Wasserbausteinen ge- 
sichert. Die Böschungen des 
wieder erstandenen Irlacher 
Sees sind mit rund 12.000 Ton-
nen Wasserbausteinen gesi-
chert worden.

Investitionen von über  
zehn Millionen Euro

Über zehn Millionen Euro in-
vestierte Uniper allein in die-
sen zweiten Rekultivierungs-
abschnitt. Neben diversen re-
gionalen Zulieferfirmen waren 
rund 20 Mitarbeiter von Kass- 
ecker, Uniper, sowie den Gut-
achter-, Planungs- und Überwa-
chungsbüros mit den Arbeiten 
vor Ort beschäftigt. Auch der 
eingesetzte Maschinenpark, zur 
Qualitätskontrolle, zum großen 
Teil satellitengesteuert, war be-
eindruckend:

Mehrere Radlader in unter-
schiedlichen Gewichtsklassen 
für den Massenumschlag und 
zur Bodenaufbereitung, Ket-
tenbagger mit diversen Anbau-
werkzeugen, ein kalibrierter 
Walzenzug mit GPS-überwach-
ter Verdichtungskontrolle, eine 
„Schneekanone“ und Traktoren 
mit Wassertanks zur Befeuch-
tung und Staubbindung, sowie 
die bei Großbaustellen obliga-
torische Reifenwaschanlage für 
die Transportfahrzeuge waren 
im Einsatz.

Hintergrund

Insgesamt sieben Jahrzehnte 
war das Wackersdorfer Braun-
kohlerevier von bergmänni-
scher Nutzung geprägt. Die Re-
kultivierung der Westfeld-Flä-
chen lag bei der ehemaligen 
Bayerischen Braunkohleindust-
rie (BBI), dem Bayernwerk und 
E.ON, von der Uniper die Aufga-
be übernommen hat. Das Rekul-
tivierungsprojekt wurde 2002 
gestartet. Der Abschluss ist bis 
Ende 2022 in mehreren Etappen 
vorgesehen.

Auf dem insgesamt gut 80 
Hektar großen, ehemals weitge-
hend ebenen südlichen Wack-
ersdorfer Braunkohle-Tagebau-
gebiet Westfeld wurden wäh-
rend der Betriebszeit des Kraft-
werks Schwandorf-Dachelhofen 
(1930-2002) der im Kraftwerk 
benötigte Brennstoff Braun-
kohle erst abgebaut und in Teil-
bereichen später eigene und 
tschechische Braunkohleliefe-
rungen gelagert. Die ausgekohl-
ten Tagebaugruben wurden mit 
Abraum aus dem Braunkohle-
abbau und mit Kraftwerksasche 
sowie im Bereich des heutigen 
Westfeld-Damms mit Bauschutt 
und Abbruchmaterial einer ehe-
maligen Brikettfabrik und des 
Schwandorfer Kraftwerks ver-
füllt. Seit 2009 dient das Areal 
des Westfeld-Damms zum Teil 
als Lagerplatz für die benötig-
ten Baumaterialien zur Rekulti-
vierung des Westfeldes.

Im Zuge des Rekultivierungs-

vorhabens wird insbesonde-
re auch das vorhandene Ent-
wässerungssystem und die Si-
ckerwasseraufbereitung für das 
Westfeld grundlegend moder-
nisiert und ausgebaut. Neben 
dem Sickerwassersammelbe-
cken (kurz: Sickerwassersamm-
ler bzw. Irlacher See), das sich 
an der tiefsten Stelle des West-
felds (-30 Meter) befindet, wur-
den vier großvolumige Saug-
pumpenschächte mit modernen 
Hochleistungs-Saugpumpen in-
stalliert. Auch die Aufbereitung 
von verunreinigtem Sickerwas-
ser möchte Uniper soweit wie 
möglich energie- und ressour-
censchonend gestalten. Dazu 
unterstützt Uniper am Stand-
ort Westfeld ein zukunftswei-
sendes Umweltforschungspro-
jekt der Base Technologies Gm-
bH, einem Umwelttechnologie-
spezialisten aus München, in 
Kooperation mit der Universität 
Bayreuth und mit Förderung der 
renommierten Deutschen Bun-
desstiftung Umwelt (DBU). Ziel 
des Projektes ist die Einführung 
und Weiterentwicklung einer 
naturnahen und nachhaltigen 
Technologie zur Wasseraufbe-
reitung unter vollständigem Ver-
zicht auf den Einsatz von Ener-
gie und Chemikalien. Eine inno-
vative mehrstufige Versuchsan-
lage arbeitet seit 2017 auf dem 
Westfeld und belegt die Mög-
lichkeit eines dauerhaften, si-
cheren Betriebs einer solchen 

passiven Reinigungsanlage un-
ter realen Bedingungen. Uniper 
beabsichtigt die Beantragung ei-
ner deutschlandweit ersten pas-
siven Großanlage als nachhalti-
ge Alternative zur bestehenden 
Sickerwasseraufbereitungsanla-
ge. Mit der vorliegenden Daten-
basis konnte durch Base Tech-
nologies in enger Kooperation 
mit den zuständigen Behörden 
bereits die Genehmigungspla-
nung angestoßen werden.

Auch für die Regenwasser-
sammlung werden drei neue 
Pumpenschächte zur Sammlung 
des Oberflächenwassers in den 
Rekultivierungskörper gesetzt. 
Über diese wird künftig das sau-
bere Regenwasser zum Teil mit 
Pumpen in Regenrückhalte- 
becken gesammelt und über 
den Entwässerungsgraben Nord 
weiter in das Naturschutzge-
biet Hirtlohweiher geleitet. Das 
Grabensystem in Richtung Hirt-
lohweiher wird durch Rückbau 
von Verrohrungen und Über-
bauungen umgestaltet. Dadurch 
verbessern sich dessen Gestalt 
und die Gewässerökologie spür-
bar. Zudem wird es als wichti-
ger Baustein zu Verbesserung 
des Hochwasserschutzes, z. B. 
bei Starkregenereignissen, für 
das Gemeindegebiet Wackers-
dorf mit Herstellung naturna-
her Retentionsräume und Über-
schwemmungsflächen im West-
feldgelände angepasst und aus-
gebaut.  JK

Baumschulen schlagen Alarm
Viele Baumarten können dem Klimawandel nicht trotzen

Angesichts massiv absterbender Baumbestände an den Straßen, 
den Parks und den Wäldern, fordert der Bund deutscher Baum-
schulen (BdB) eine nationale Plattform zur Identifizierung von Zu-
kunftsbäumen

„Was wir gerade erleben, ist ei-
ne Katastrophe. An vielen Stand-
orten verlieren wir unsere heimi-
schen Baumarten. Nicht nur Bu-
chen und Birken fallen der Hitze 
und der Trockenheit zum Opfer. 
Selbst Eichen und Kiefern sterben 
vielfach ab. Andere Baumarten 
werden von Schädlingen heim-
gesucht, die der Klimawandel be-
günstig; so etwa die auch für den 
Menschen gefährliche Rinden-
rußkrankheit beim Ahorn“, er-
läutert der Hauptgeschäftsführer 
des BdB, Markus Guhl.

„Wenn man bedenkt, dass es 
Jahre und Jahrzehnte dauert, bis 
ein neuer Baumbestand ausge-
wachsen ist, müssen wir heute 
genau überlegen, welche Baum- 
arten und -sorten den Klimawan-
del überstehen“, so Guhl. Zwar 
seien die Baumschulen zusam-
men mit einigen gartenbaulichen 
Versuchsanstalten und kommu-
nalen Experten dabei, Praxistests 
zu absolvieren, aber das genüge 
bei weitem nicht.

„Wir brauchen eine nationa-
le Forschungsplattform, die ein 
deutschlandweites Testnetz er-
möglicht. Dazu gehört auch, 
großflächig Baumbestände zu er-
fassen und in eine solche Platt-

form einzuspeisen. Wir müssen 
rasch handeln, um jene Bäume 
zu finden, die künftig in unseren 
Städten, der freien Natur und den 
Wäldern wachsen und ihre Funk-
tion erfüllen“, fordert Guhl.

Guhl sieht die Politik in der 
Pflicht, die finanziellen Mittel 
für die Gehölzforschung bereit-
zustellen. Der Bund sollte daher 
rasch handeln und Gelder zur 
Verfügung stellen. Dabei geht 
es nicht nur um die Ausweitung 
der Tests, sondern auch um ei-
nen vom Bund getragenen Lehr-
stuhl zur Forschung an Zukunfts-
bäumen.

„Aber es geht nicht nur ums 
Geld. Viel zu lange haben wir 
darüber diskutiert, ob man in 
Deutschland nur heimische oder 
gar die noch weiter ausdifferen-
zierten gebietsheimischen Ge-
hölze pflanzen darf. Heute müs-
sen wir sagen: die Wirklichkeit 
schlägt wieder einmal die Ideolo-
gie. Wir müssen daher die gesam-
te Sortimentsbreite der Baum-
schulen nutzen, um zu zukunfts-
gerechten Lösungen zu kommen. 
Sicher ist dabei eines: den einen 
Zukunftsbaum wird es nicht ge-
ben. Alles hängt auch künftig vom 
Standort ab“, resümiert Guhl.  r
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LINTRAC UND UNITRAC
FÜR KOMMUNALPROFIS

MADE IN
MADE IN

AUSTRIA

* Aktionspreise sind Sondernettopreise inklusive MwSt. Aktion gültig von 1.7. bis 30.10.2020 auf Neufahrzeug-Bestellungen in 
Kommunalprofi-Ausstattung.

Lintrac 130 
Kommunalprofi

statt 148.785 € nur
119.000 €

Unitrac 112 LDrive 
Kommunalprofi
statt 172.608 € nur

139.000 €

lindner-traktoren.at

•  SAUBERSTE MOTOREN STUFE V / EURO6

•  ZF-STUFENLOSGETRIEBE AUS STEYR

•  4-RAD-LENKUNG & 50 KM/H

•  LUFTSITZ MIT SITZHEIZUNG

•  LED-SCHEINWERFER

•  KOMMUNALFARBE RAL 2011

•  KLIMAAUTOMATIK

•  RADIO MIT BLUETOOTH-

    FREISPRECHEIN RICHTUNG

•  FRONTANBAUKONSOLE

•  KOMMUNALBEREIFUNG

•  TRACLINK MIT GERÄTEERKENNUNG

•  4 HYDRAULIK-STEUERGERÄTE

•  BEHEIZTE FRONTSCHEIBE & 

    SEITENSPIEGEL

•  WERTSCHÖPFUNG: 60% IN 

    ÖSTERREICH / 95% EUROPA

•  3 JAHRE WERKSGARANTIE

Mehr Insektenlebensräume  
in Bayreuth 

In dem neuen Projekt „Urbane Insektenbiotope“ werden die 
Mitglieder des studentischen Vereins „Die Summer e. V.“ in 
ganz Bayreuth Insektenbiotope entwickeln und gemeinsam 
mit Anwohnern Räume zur Naturerfahrung schaffen. Dafür 
stellt das Bundesamt für Naturschutz im Bundesprogramm 
Biologische Vielfalt rund 710.000 Euro aus Mitteln des Bun-
desumweltministeriums zur Verfügung. 

Entstehen sollen neue Lebensräume für Insekten auf städ-
tischen Flächen, in Schulgärten sowie auf Firmengeländen, 
die auch als neue Räume zur Naturerfahrung genutzt wer-
den können. So sollen vor allem Kinder dort die Natur entde-
cken können. Mitten in der Stadt werden Wohnstraßen in Ge-
meinschaftsaktionen mit den Anwohnern naturnah zu soge-
nannten Biotopstraßen umgestaltet. Im gesamten Bayreuther 
Stadtgebiet sollen so urbane Insektenbiotope großräumig 
miteinander vernetzt werden. 

Ziel ist es, die Bayreuther Bürger durch konkrete Mitmach-
aktionen für aktiven Natur- und Insektenschutz und durch 
Umweltbildungsmaßnahmen wie Führungen und Workshops 
für das Thema zu begeistern. So will der Verein praktisches 
Wissen zur Pflege- und Anlage von Insektenlebensräumen un-
ter Naturschutzaspekten vermitteln und die Wertschätzung 
für naturnahe Lebensräume, strukturreiche Flächen und da-
rin lebende Insekten steigern. 

Dabei spielen auch die privaten Gärten eine große Rolle: In-
teressierte werden bei der insektenfreundlichen Umgestal-
tung ihrer Gärten unterstützt. Es ist geplant, Bezugsadres-
sen für Materialien wie Steine, Reisig, Sand oder zertifizierten 
Bauschutt auf einer digitalen Übersichtskarte zur Verfügung 
zu stellen. Im Projekt wird die Stadtbevölkerung einbezogen 
und die relevanten Akteure zu einem breiten Netzwerk in der 
Stadt Bayreuth zusammengeführt.  DK

Lindner Unitrac 112 im Wintereinsatz. Bild: Lindner

Vielseitige Geräteträger  
für moderne Kommunen
Stufenlose Kommunalprofi-Technologie „Made in Austria“

In jedem Transporter und Traktor von Lindner stecken 200 
Stunden österreichische Wertarbeit. Europäische Premium-
komponenten machen die Fahrzeuge zu hocheffizienten und 
vielseitigen Geräteträgern für moderne Städte und Gemein-
den. Jetzt gibt es den Lintrac 130 und den Unitrac 112 LDrive 
als hochwertig ausgestattete Kommunalprofi-Modelle „Made 
in Austria“ zum Sonderpreis.

Wendig, stufenlos, sehr sau-
ber und leicht zu bedienen: Da-
für stehen der Lintrac 130 und 
der Unitrac 112 LDrive des Tiro-
ler Familienunternehmens Lind-
ner. „In jedem unserer Trakto-
ren und Transporter stecken 
über 200 Stunden österreichi-
sche Wertarbeit. 95 Prozent der 
Wertschöpfung bleiben in Eu-
ropa“, betont Geschäftsführer 
Hermann Lindner.

Sauberste  
Motorentechnologie

In den Lintrac 130 baut Lind-
ner den besonders sauberen 
und sparsamen Perkins-Syn-
cro-Motor der Stufe 5 ein. Die-
se ist mit der Abgasklasse EU-
RO 6 vergleichbar. Mit 3,6 Liter 
Hubraum und 100 kW Leistung 
(136 PS) sowie einem enor-
men Drehmoment von 530 Nm 
ist der Lintrac 130 der stärkste 
stufenlose Lindner-Traktor. Das 
stufenlose TMT11-ZF-Getrie-
be kommt aus Steyr. Seine Stär-
ken spielt die Maschine (Nutz-
last rund 3,5 Tonnen) bei schwe-
ren Zugarbeiten aus, der Lintrac 
130 eignet sich aber auch her-
vorragend für die Arbeiten mit 
größeren Schneepflügen oder 
Fräsen. Mit gefederter Vorder-
achse fährt er auf Wunsch 50 
km/h. Für Wendigkeit sorgt die 
4-Rad-Lenkung. Der kommuna-
le Lintrac 130 „Made in Austria“ 
ist zum Sondernettopreis von 
119.000 Euro erhältlich (u.a. mit 
drei Jahren Werksgarantie, ge-
federter Vorderachse und Kom-
munalbereifung).

Der Unitrac 112 LDrive punk-
tet mit ZF-Stufenlostechnolo-
gie und einfacher LDrive-Bedie-
nung. Das im Unitrac 112 LDri-
ve verwendete CVT Stufenlos-
getriebe wurde gemeinsam mit 
ZF entwickelt und wird von Lind-
ner produziert. Gefahren wird 
stufenlos von -20 bis +50 km/h 
mit reduzierter Motordrehzahl. 
Dank 4-Rad-Lenkung beträgt 
der Wendekreisradius nur 3,5 
Meter. Der 107 PS starke Mo-
tor erfüllt die Kriterien von EU-
RO 6c, die Nutzlast liegt bei 
sechs Tonnen. Den kommuna-
len Unitrac 112 LDrive „Made in 
Austria“ hat Lindner zum Son-
dernettopreis von 139.000 Euro 
im Programm (u.a. mit drei Jah-
ren Werksgarantie, 4-Rad-Len-
kung und Kommunalbereifung).

Zusatzgeräte aus Österreich

Gemeinsam mit bewährten 
Gerätepartnern stellt Lindner 
effiziente Komplettlösungen zur 
Verfügung. Schneepflüge für 
Profis baut der österreichische 
Hersteller Hauer. Bei den Kehr-
maschinen setzt Lindner auf das 
Salzburger Unternehmen Trile-
ty. Die Kärntner Firma Springer 
Kommunaltechnik hat Streuge-
räte für die Lindner-Fahrzeuge 
im Programm. Lassen sie sich 

die besonders attraktiven Gerä-
tepakete zu den Kommunalpro-
fi-Modellen „Made in Austria“ 
nicht entgehen!

Lindner-Hausbesuche

Bei den Lindner-Hausbesu-
chen können die neuen Lin-
trac-Modelle und der stufenlo-
se Unitrac 112 LDrive getestet 
werden: am Bauhof oder beim 

nächsten Händler. Da gibt es 
auch alle Infos zum TracLink-Sys-
tem, der digitalen Lösung für die 
moderne Einsatzdokumentation 
in den Gemeinden. Darüber hi-
naus sorgt die Geräteerkennung 
für Bedienkomfort.

Die Anmeldung für die Lind-
ner-Hausbesuche erfolgt be-
quem über die Lindner-Website: 
hausbesuch.lindner-traktoren.
at/  r

Stadt Würzburg:

Baustart für die Grün- 
und Freizeitanlage

Mit den Arbeiten an der Grün- und Freizeitanlage, eines der 
großen Bauprojekte in der Lindleinsmühle, wurde aktuell be-
gonnen. Die Anfänge liegen schon fünf Jahre zurück, mit der 
Aufnahme des Stadtteils in das Bund-Länder-Städtebauförde-
rungsprogramm „Soziale Stadt“ im Juni 2015. Zu Beginn wurde 
ein Integriertes Handlungs- und Entwicklungskonzept erarbei-
tet. Es dient als Grundlage für alle weiteren Planungen. Im Be-
reich Neumühle geht es darum, die Freizeit- und Erholungsqua-
lität zu stärken. Daher wurde in diesem Bereich die Entwicklung 
einer Grün- und Freizeitanlage als wichtige Maßnahme definiert. 

Die Standortwahl fiel auf die 
bestehende Grünanlage, die, 
abgesehen von einem Bolz-
platz, weitgehend ungenutzt 
war. Die neue Anlage umfasst 
nicht nur die Schaffung von at-
traktiven Spiel- und Aufenthalts-
bereichen, sondern auch den 
Bau einer Parkouranlage. Die-
sen Wunsch brachten Jugend-
liche im Rahmen des Projektes 
„Stadtteil-Checker“ des Stadt-
jugendrings sowie der Bürger-
werkstätten ein.

Zunächst als Maßnahme im 
Rahmen der „Sozialen Stadt“ an-
gedacht, wurde die Grün- und 
Freizeitanlage Neumühle 2017 
in das Bund-Länder-Städtebau- 
förderungsprogramm „Zukunft 
Stadtgrün“ aufgenommen. Die 
Kosten für die geförderte Ge-
samtmaßnahme betragen ca. 
770.000 Euro.

Einbindung der  
Parkour-Akteure

Parkour bezeichnet eine Fort-
bewegungsart, deren Ziel es 
ist, eine Wegstrecke möglichst 
schnell, kreativ und effizient zu 
überwinden. Nur mit den Fä-
higkeiten des eigenen Körpers 
bahnt sich der Parkourläufer 
seinen individuellen Weg durch 
den städtischen oder natürli-
chen Raum. Die Sportart erfreut 
sich zunehmender Beliebtheit. In 
Würzburg gibt es eine spezielle 

Trainingsgemeinschaft, Schulen 
bauen entsprechende Elemente 
in ihren Sportunterricht ein und 
auch im Hochschulsport ist Par-
kour vertreten. Da die neue An-
lage eine hohe Attraktivität für 
die Würzburger Parkour-Akteu-
re besitzen soll, wurden sie ak-
tiv beteiligt und eng in den Pla-
nungsprozess eingebunden.

Generationsübergreifende 
Fitnessangebote

Der bestehende Zugang im 
Westen der Grün- und Freizeit-
anlage wird barrierefrei ausge-
staltet. Grundgerüst der Anlage 
ist ein asphaltierter geschwun-
gener Rundweg. Er verbindet die 
unterschiedlichen Bereiche und 
fasst sie räumlich. Gleichzeitig 
stellt er aber auch eine klare Zo-
nierung zwischen der Parkour-
anlage, den generationsüber-
greifenden Fitnessangeboten 
und der allgemeinen Grünanlage 
mit multifunktionaler Nutzung 
her. Im Eingangsbereich sind Ab-
stellplätze für Fahr- und Lasten-
räder vorgesehen. Außerdem 
steht dort künftig von Frühjahr 
bis Herbst eine barrierefreie mo-
bile Toilettenkabine.

Der Parkourbereich erhält ei-
nen fugenlosen Fallschutzbe-
lag auf dem verschiedene Stan-
gen- und Wandelemente aus Be-
ton und Stahl angeordnet sind. 
In einer separaten Fläche befin-

den sich drei Fitnessgeräte, die 
von Personen unterschiedlicher 
Altersgruppen genutzt werden 
können. Den Impuls für dieses 
generationsübergreifende An-
gebot gab der in der Lindleins-
mühle aktive Arbeitskreis Se-
nioren. In unmittelbarer Nähe 
und angebunden an die geplan-
ten Wege sind Betonquader mit 
Sitzauflagen vorgesehen. Sie er-
möglichen die Beobachtung des 
sportlichen Treibens. Gleichzei-
tig können sich hier die Akiven 
ausruhen.

Selbstverständlich werden 
auch weitere Spiel- und Sport-
geräte angeboten, die von al-
len Bewohnern der Lindleins-
mühle genutzt werden können. 
Geplant sind eine Spielkombi-
nation für Kinder mit verschie-
denen Aufstiegs- und Unter-
schlupfmöglichkeiten sowie ei-
ne Rutsche. Außerdem werden 
eine Doppelschaukel mit Klein-
kindersitz sowie Befestigungs-
möglichkeiten für Slacklines ins-
talliert. Der bereits bestehende 
Bolzplatz bleibt erhalten. Bänke 
und Einzelsitze entlang des um 
die Grünfläche führenden We-
ges und zwei drehbare Liegen im 
Rasen laden zum Ausruhen und 
Entspannen ein.

Der vorhandene Gehölzgürtel 
dient als grüne Pufferzone zur 
angrenzenden Wohnbebauung.

Der Zeitplan sieht vor, dass die 
Maßnahme voraussichtlich Mit-
te Oktober 2020 abgeschlossen 
werden kann. „Das Projekt ist 
ein gutes Beispiel für die kons-
truktive Zusammenarbeit der 
Fachbereiche Stadtplanung, Ju-
gend und Familie, des Garten-
amtes, des Quartiersmanage-
ments, des Stadtjugendrings so-
wie engagierter Bürger*innen“, 
freuen sich Bürgermeister Mar-
tin Heilig und Baureferent Benja-
min Schneider. r

Landkreis Dillingen startet Projekt 
„Unser Landkreis blüht auf“ 

Den Lebensraum und das Nahrungsangebot für heimische 
Insekten wie Bienen, Hummeln und Schmetterlinge zu ver-
bessern, dieses Ziel verfolgt der Landkreis Dillingen mit dem 
landkreisweiten Projekt „Unser Landkreis blüht auf“. Mono- 
tone, arbeitsintensive Rasenflächen sollen zu ästhetischen, 
naturnahen und pflegereduzierten Blühflächen werden. 

Bereits im Mai startete ein Teilprojekt unter fachlicher Be-
gleitung in der Stadt Dillingen mit einem Projekttag. Daneben 
sind die Städte Wertingen, Höchstädt a.d.Donau und Lauingen 
(Donau) sowie die Gemeinde Syrgenstein beteiligt. Landrat 
Leo Schrell freut sich mit den jeweiligen Bürgermeistern über 
die Impulse und die naturschutzfachliche Aufwertung, die die 
öffentlichen Grünflächen in den Kommunen durch das Projekt 
erfahren. Im Verlauf der Projekttage erhalten die zuständigen 
Mitarbeiter der Projektgemeinden eine Praxisschulung für die 
fachgerechte Bearbeitung der Blühflächen. 

Im Vorfeld des Projekttages werden die ausgewählten Flä-
chen vorbereitet und angesät. Am Gesamtprojekt sind neben 
den Kommunen der Landschaftspflegeverband Donautal-Ak-
tiv e.V., Gartenbau- und Imkervereine, der Bund Naturschutz, 
Schulen, Kindergärten sowie interessierte Privatpersonen, 
aber auch Unternehmen und kommunale Dienstleister wie 
Zweckverbände beteiligt. Im vergangenen Jahr hat der Land-
kreis als erste Initiative rund 15.000 Saatgut-Tütchen, vor al-
lem auch an Privatpersonen, ausgegeben, die in ihren priva-
ten Gärten sogenannte Blühflächen angelegt haben. r
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Holder Mietflotte bei der Stadt Potsdam: 12 MUVO stehen bereit für den Winterdienst Bild: Holder

10-jähriges Jubiläum für 
die Holder Mietflotte

Das Holder Mietkonzept:  
Erfolgsgeschichte mit 460 Prozent Wachstum

2010 führte Holder die Vermietung von multifunktionalen Gerä-
teträgern mit Anbaugeräten ein. Die Vertriebsverantwortlichen 
von Holder hatten damals eine Marktlücke in der saisonalen Ver-
mietung von Kommunalfahrzeugen erkannt und man tastete sich 
vorsichtig an das Geschäftsmodell heran – zunächst mit 15 Fahr-
zeugen für den Winterdienst. Die Auslastung betrug im Hand-
umdrehen 100 Prozent. Seitdem stieg die Marktnachfrage konti-
nuierlich an und somit wurde die Mietflotte Jahr für Jahr bis auf 
mittlerweile 70 Stück in der vergangenen Wintersaison ausge-
baut, Tendenz weiter steigend.

Was macht die Fahrzeugmie-
te für Kommunen und Dienst-
leister so interessant? Murat Pa-
la, bei Holder verantwortlich für 
das Mietgeschäft, sieht verschie-
dene Gründe: „Einerseits schät-
zen unsere Kunden die Vortei-
le von neuwertigem Equipment. 
Noch viel wichtiger sind ihnen 
aber die saisonale Nutzung und 
die volle Kostenkontrolle. Au-
ßerdem vertrauen sie auf die Zu-
verlässigkeit, die sie mit unse-
rem Full-Service erhalten. Hoch-
qualifizierte Servicemitarbei-
ter bei Holder und bei unseren 

Vertragspartnern sorgen unter 
anderem für eine reibungslose 
Wartung und sind bei Reparatu-
ren blitzschnell zur Stelle.“ 

Planungs- und  
Kostensicherheit

Besonders interessant, weil 
mit noch mehr Planungs- und 
Kostensicherheit verbunden, 
wird es für Holder und seine 
Kunden, wenn es sich um Rah-
menverträge über größere 
Stückzahlen und längere Lauf-
zeiten handelt. Dritter im Bun-

Lohrer Gymnasium: 

Artenschutz durch neues Mähkonzept
Würzburg (ruf) – Die Biodiversität im Siedlungsraum ist spätes-
tens seit dem Volksbegehren Artenvielfalt ein präsentes Thema 
geworden. So ist die Stadt Lohr derzeit eine bayerische Modell-
gemeinde zum „Marktplatz der biologischen Vielfalt“ und hat 
u.a. die Pflege der städtischen Grünflächen optimiert. Das Lohrer 
Franz-Ludwig-von-Erthal-Gymnasium bewirbt sich zudem um das 
Zertifikat „Umweltschule in Europa / Internationale Nachhaltig-
keitsschule“ des Landesbundes für Vogelschutz und wertet in die-
sem Zuge die Grünanlagen auf dem Schulgelände auf.

„Das Zertifikat muss jährlich 
erneuert werden. Hierfür müs-
sen Workshops und Aktionen zu 
zwei Umweltthemen bearbeitet 
werden. 2019/20 sind das ‚Maß-
nahmen zum Klimaschutz‘ und 
‚Biologische Vielfalt in der Schul- 
umgebung‘“, erläutert Geogra-
phielehrer Markus Ruf. Er leitet 
den Wahlkurs „Umweltschutz – 
Nachhaltigkeit – Biodiversität“ 
mit Schülern der Klassen 6 bis 
10. Mit ihnen entwickelt er das 
Konzept der Artenvielfaltswie-
se, so gut wie es die corona-be-
dingten Einschränkungen der-
zeit zulassen.

Fachlicher Rat 

Im Frühjahr 2020 hat Ruf sich 
fachlichen Rat bei Christian Sa-
lomon, dem Biodiversitätsbe-
auftragten an der Regierung von 
Unterfranken geholt. Statt der 
Anlage klassischer Blühflächen, 
hat der einen anderen Projekt-
einstieg aufgezeigt: Die Umstel-
lung von der Rasenmäherpfle-
ge auf eine tierschonende Heu-
mahd. „Da sind jetzt schon sehr 
gute Wiesenbereiche dabei“, 
sagt Salomon. Man müsse die 
nur anders mähen und damit 
auch weiterentwickeln: weniger 
Schnitte, schonendes Mähwerk, 
Abräumen des Schnittgutes und 
Streifen stehen lassen.

Auch Schulleiter Dr. Rotten-

bacher war von diesem An-
satz überzeugt, zumal Salo-
mon gleich einen interessier-
ten Landwirt vermitteln konn-
te. Schafhalter Christian Höhlein 
aus Rodenbach, der seit 2013 
seinen Betrieb mit Schwerpunkt 
auf Artenvielfalt und Erhalt der 
Kulturlandschaft führt, besitzt 
hierfür die idealen Maschinen: 
Sein Gebirgsmäher mit Messer-
balken kommt auch an den stei-
len Hangbereichen zurecht und 
schneidet den Aufwuchs scho-
nend ab. Dieses Jahr mäht er 
rund einen Hektar der Schulwie-
sen testweise auf eigene Kos-
ten und als „Beitrag zum Ar-
tenschutz“. Wenn es gut funk-
tioniert, plant er die geeigneten 
Flächen künftig langfristig in die 
landwirtschaftliche Nutzung zu 
nehmen.

Ein Beispiel, das Schule macht

Dieses Beispiel könnte im 
wahrsten Sinne des Wortes 
„Schule machen“. Die Schule 
spart sich so nicht nur Kosten 
bei der Grünflächenpflege, mit 
den Mähwiesen haben die Schü-
ler nun auch Untersuchungsflä-
chen zur Artenvielfalt direkt 
vor dem Klassenzimmer. So 
lässt auch die Naturpark-Spes-
sart-Grundschule Partenstein 
seit diesem Jahr bereits Teilflä-
chen des Schulgeländes als Heu-

wiesen mähen und fördert da-
mit die Insektenfauna und die 
Umweltbildung zugleich.

Insektenfreundliche  
Mahd im Siedlungsbereich –  
praktische Tipps:

• Auf Mulchen oder Rasenmä-
hermahd zugunsten tierfreund-
licher Balkenmähwerke verzich-
ten, da diese das Mähgut nicht 
zerkleinern und für Insekten kei-
ne Sogwirkung haben.
• Mähgut von den Grünflächen 
abräumen. Die dadurch statt-
findende Ausmagerung erhöht 
meist den Artenreichtum und 
reduziert den Aufwuchs – und 
damit den Pflegeaufwand.
• Größere Wiesenbereiche wie 
freie Bauplätze lassen sich nach-
haltig für Grünfutter, Heu oder 
als Weidekoppel nutzen. Das 
schont Ressourcen.
• Gerade auf größeren Wiesen-
flächen sollte man immer ab-
schnittsweise mähen oder klei-
ne blütenreiche Inseln oder 
Streifen stehen lassen. Das gilt 
auch über den Winter, denn 
viele Insekten überwintern in 
Pflanzenstengeln oder an Blät-
tern.
• Der Blütenreichtum lässt sich 
auf natürliche Weise fördern, in-
dem man die Samen von den ge-
wünschten Arten wie Margerite, 
Glockenblume und Natternkopf 
bewusst ausreifen lässt.
• Auf das giftige Jakobskreuz-
kraut achten! Blühende Pflan-
zen sollten umgehend ausge-
stochen und in der Restmüllton-
ne entsorgt werden. Verbleiben 
die abgemähten Blüten auf der 
Fläche, können die Samen noch 
ausreifen. r

de der Gewinner sind die Holder 
Vertriebspartner. Sie können 
von zufriedenen Kunden pro-
fitieren, die zum Beispiel nach 
der Miete auf den Kauf von Ge-
braucht- oder Neumaschinen 
umschwenken. Zudem sparen 
sie sich die Kosten für das Vor-
halten eines eigenen Mietparks.

Pala betreut bei Holder auch 
das Gebrauchtmaschinenge-
schäft. Eine perfekte Symbiose, 
denn die Mietfahrzeuge wan-
dern in der Regel nach ein bis 
zwei Jahren in den Gebraucht-
maschinenpool. Somit wird 
die Marktnachfrage nach Ge-
brauchtmaschinen kontinuier-
lich abgedeckt, während gleich-
zeitig ein junger Mietfuhrpark si-
chergestellt wird. Weitere Optio-
nen im Holder Mietgeschäft sind 
der Miet-Kauf und verschiedene 
Preismodelle wie Flatrate oder 
kilometergenaue Abrechnung. 
„Die stetig wachsende Nach-
frage sowie unsere Erkenntnis-
se und Errungenschaften der 
vergangenen 10 Jahre bestäti-
gen uns darin, das Miet- und Ge-
brauchtfahrzeuggeschäft auch 
in den kommenden Jahren wei-
ter auszubauen“, schließt Pala 
zuversichtlich ab. r

Sommerhitze: Stadtgrün schafft Abhilfe
In den Sommermonaten kommt es immer häufiger zu langen, 
niederschlagsarmen Hitzeperioden. Durch die dichte Bebauung 
und den hohen Anteil versiegelter Flächen entstehen dabei im ur-
banen Raum oft sogenannte Wärmeinseln. Um dem vorzubeu-
gen, sollte das Thema Stadtgrün bei der Stadtplanung stärker be-
rücksichtigt werden. 

Mit den entsprechenden För-
derprogrammen können sich 
Städte und Kommunen zusätz-
liche finanzielle Unterstützung 
von Bund und Ländern sichern, 
trotz der Corona-Krise. Ne-
ben den bekannten Program-
men der Städtebauförderung 
sind das Bundesministerium 
des Innern, für Bau und Hei-
mat (BMI) und das Bundesinsti-
tut für Bau-, Stadt- und Raum-
forschung (BBSR) unter dem Ti-
tel „Post-Corona-Stadt“ gerade 
auf der Suche nach neuen Pi-
lotprojekten und stellen zusätz-
liche Mittel, unter anderem für 
die grüne Stadtentwicklung, zur 
Verfügung. 

Gefahr der  
urbanen Hitzeinseln

Je geringer der Anteil an 
Stadtgrün und unversiegelten 
Flächen, desto größer ist die 
Wahrscheinlichkeit, dass sich in 
den Sommermonaten urbane 
Hitzeinseln bilden. Für die Stadt-
bewohner entstehen dadurch 
anhaltender Hitzestress sowie 
hohe Energiekosten durch den 
Einsatz von Kühlsystemen. Dar-
um sollten Städte und Gemein-
den die Entwicklung von Projek-
ten sowie Strategien zur Stär-
kung einer grün-blauen Infra-
struktur nicht vernachlässigen.  

„Sinnvoll angelegte Grünflä-
chen bieten nicht nur Raum für 
Erholung, sondern sorgen in den 
Sommermonaten auch für eine 
deutliche Regulierung des Stadt-
klimas. Wem finanzielle Res-
sourcen für die Grünentwick-
lung fehlen, der kann auf ver-
schiedene Förderprogramme 
von Bund und Ländern zurück-
greifen.“, so Jan Paul, Vizeprä-

sident des Bundesverband Gar-
ten-, Landschafts- und Sport-
platzbau e.V. 

Neben den drei Programmen 
der Städtebauförderung – Le-
bendige Zentren, Sozialer Zu-
sammenhalt sowie Wachstum 
und nachhaltige Erneuerung – 
haben das BMI und das BBSR in 
diesem Jahr weitere Fördergel-
der zur Verfügung gestellt. Unter 
dem Motto „Post-Corona-Stadt“ 
werden innovative Ideen und 
Konzepte für eine resiliente 

Stadtentwicklung gesucht. Die 
Pilotprojekte können Lösungen 
zu unterschiedlichen Themen 
erbringen: solidarische Nachbar-
schaft und Wirtschaft im Quar-
tier, öffentlicher Raum, Mobili-
tät und Stadtstruktur oder inte-
grierte Stadtentwicklungsstrate-
gien unter Berücksichtigung von 
Resilienzaspekten.

Die Initiative „Grün in die 
Stadt“ stellt auf der Website 
www.gruen-in-die-stadt.de ei-
nen Förder-Check bereit und 
unterstützt damit bei der Su-
che nach passenden Förderpro-
grammen zur Grünentwicklung. 
„Grün in die Stadt“ kooperiert 
mit dem Deutschen Städte- und 
Gemeindebund (DStGB).  r

26,5 Millionen Kubikmeter Schadholz in Bayerns Wäldern:

IG BAU: Klimageschädigter Wald
Oberbayern fordert mehr Forstpersonal

Klimanotstand im Wald: Immer mehr heimische Bäume könnten 
Dürren, Stürmen und Schädlingen zum Opfer fallen – wenn nicht 
deutlich mehr für den klimagerechten Umbau der Wälder getan 
wird. Davor warnt die IG BAU in München und fordert zusätzli-
ches Forstpersonal in der Region. 

„Zwar hatte die Staatsregie-
rung angekündigt, bis 2030 ins-
gesamt 200 neue Stellen in der 
bayerischen Forstverwaltung zu 
schaffen. Das kann aber nur ein 
erster Schritt sein. Zudem müs-
sen die Einstellungen zügiger er-
folgen“, sagt der Bezirksvorsit-
zende der IG BAU Oberbayern, 
Michael Müller. Angesichts des 
Ausmaßes der Schäden sei lang-
fristig noch mehr Personal nötig.

Nach Angaben des Bundes-
landwirtschaftsministeriums 
dürften in Bayern 2018 bis 2020 
insgesamt rund 26,5 Millionen 
Kubikmeter Schadholz anfal-
len. Extreme Wetterlagen und 
Schädlinge werden demnach bis 
Jahresende eine Waldfläche von 
16.100 Hektar vernichtet haben.

„Auch wenn zuletzt mehr Re-
gen fiel als in den Vorjahren, 
bleibt die Lage für die Bäume 

dramatisch. Neben den beson-
ders anfälligen Monokulturen 
aus Fichten und Kiefern trifft es 
mittlerweile sogar die Buche“, 
so Müller. Diese seit Jahrtausen-
den in Deutschland heimische 
Art leide zunehmend unter aus-
getrockneten Böden und Pilzbe-
fall. Um die Wälder für den Kli-
mawandel zu wappnen, müss-
ten zusätzliche Mischwälder an-
gelegt und an den Klimawandel 
angepasste Baumarten ange-
pflanzt werden. „Das aber ist ei-
ne Mammutaufgabe, für die es 
viel mehr Personal braucht.

Der Nachholbedarf beim 
Waldumbau sei enorm, wie die 
jüngste Bundeswaldinventur zei-
ge. Danach machen Nadelbäu-
me – ein Großteil davon in Mo-
nokulturen – fast zweiDrittel der 
2,6 Millionen Hektar des bayeri-
schen Waldes aus. r
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365 Tage voller Tatendrang.
Maximale Auslastung im Ganzjahreseinsatz mit dem 
Unimog Geräteträger. Kommunale Aufgaben sind niemals 
erledigt: Unzählige kleine und große Jobs möchten 
zuverlässig und schnell erledigt werden – allen voran 
Mähen, Mulchen und Gehölz pflege, Winterdienst, Kehren 
und Reinigen sowie Laden und Transportieren.

Hier bringt der Unimog seine Viel seitigkeit ins Spiel. 
Denn der Geräteträger kann dank seiner standardisierten 
hydraulischen, mechanischen und elektrischen Schnitt­
stellen eine Vielzahl von Geräten antreiben. 

Unimog mit Mulag Mäh-Kombination. Bild: Daimler

Mähen, kehren, räumen!
Ein Modell für zwölf Monate – Winterdienst, Straßenunterhaltung, Grünarbeiten

Viele Unternehmer benötigen ein universell einsetzbares Fahr-
zeug mit Geräteträgereigenschaften. Mercedes-Benz bietet mit 
dem Unimog ein solches Fahrzeug an. Neu ist das Einstiegsmodell 
U 219, das die schwächer motorisierten Modelle U 216 und U 218 
ersetzt. Der neue 140 kW (190 PS) starke Unimog U 219 ist in zwei 
Radständen (2800 mm und 3600 mm) und mit 7,49 bis 10,5 Ton-
nen zulässigem Gesamtgewicht lieferbar.

„Im Sommer der Wald, im 
Winter die Straße. Mit unse-
ren beiden Unimog U 400 und 
U 430 stemmen wir das Pensum 
bei der Forstarbeit und Land- 
schaftspflege ebenso wie beim 
Winterdienst. Der Mercedes- 
Benz Unimog ist unser Garant 
für diesen anspruchsvollen Vier- 
Jahreszeiten-Einsatz“, erklärt  
Dominik Treyer, Chef des Forst-
unternehmens Spinner im Nord-
schwarzwald. Vor allem des-
sen An- und Aufbauräume un-
terstützen Treyer dabei, sein 
Dienstleistungsangebot stetig 
zu erweitern. 

„Morgens über die Auto-
bahn zum Hackereinsatz und am 
Nachmittag nach kurzer Monta-
ge der Mähwerke bereit für die 
Pflege des Straßenbegleitgrüns 
– wir meistern den Arbeitsalltag 
flexibel“, so Treyer. Auftragge-
ber aus den Gemeinden, Stra-
ßenmeistereien und dem priva-
ten Bereich wissen das zu schät-
zen. Gerade heutzutage, wo die 
Bereiche „Orange“ und „Grün“ 
immer häufiger Schnittmen-
gen aufweisen und eine ent-
sprechend flexible Fahrzeuglö-
sung erfordern. Winterdienst, 
Straßenunterhaltung und Grün-
arbeiten sind somit die jahres-
übergreifenden Standbeine des 
Unimog.

Nutzungsmöglichkeiten im 
kommunalen Sommerdienst

Abseits der Fahrbahnmarkie-
rung entfaltet der Unimog seine 
Kernkompetenzen. Mähgeräte 
sowie Ast- und Wallheckensche-
re pflegen die Straßenränder 
und stellen das Lichtraumpro-
fil wieder her, während hartnä-
ckiges Wurzelwerk und Baum-

stubben der Wurzelstockfräse 
zum Opfer fallen. Und das bei 
bestmöglicher Fahrerentlastung 
dank stufenlosem Fahrantrieb, 
Wechsellenkung und einer stets 
vorhandenen exzellenten Sicht 
auf den Arbeitsbereich.

Stufenloser Fahrantrieb 
„Easy Drive“

Der Unimog setzt mit zahl-
reichen technischen Lösungen 
Maßstäbe in der Branche. So mit 
dem optional erhältlichen stu-
fenlosen Fahrantrieb EasyDrive. 
Die Synergie von Hydrostat und 
mechanischem Schaltgetriebe 
ermöglicht den fliegenden Wech- 
sel zwischen beiden Antriebsar-
ten während der Fahrt. Der Hy-
drostat im Unimog erlaubt stu-
fenloses Fahren bis zu 50 km/h, 
darüber hinaus fährt man bis 89 
km/h effizient und kraftstoff-
sparend im mechanischen Acht-
gang-Schaltgetriebe. 

Auf Wunsch sind auch eine Ar-
beits- und eine Kriechganggrup-
pe erhältlich, die ein Arbeiten 
bei niedrigsten Geschwindigkei-
ten (bis 0,1 km/h) erlauben.

Load-Sensing-Hydraulik

Präzise und fein dosierbar 
geht außerdem die Load-Sen-
sing-Hydraulik für den Gerä-
teantrieb ans Werk. Abgerufen 
wird nur die tatsächlich benö-
tigte Leistung. Die Heckstütz-
last des Unimog U 530 beträgt 
drei Tonnen (Sonderausstat-
tung) – wichtig für den Einsatz 
mit schweren landwirtschaftli-
chen Anhängern. Ebenfalls mög-
lich ist die Ausstattung des Uni-
mog mit Frontlader.

LoF – Land oder Forstwirt-

schaft: Diese Zulassung bietet 
verschiedene Vorteile, so ist der 
Unimog mit LoF-Zulassung in-
nerhalb Deutschlands von der 
Lkw-Maut befreit. Auch das 
Sonntagsfahrverbot auf Auto-
bahnen betrifft ihn nicht. Als Si-
cherheitskabine mit Überrollbü-
gel ist außerdem eine EU-weite 
Zulassung als Traktor möglich.

Lenkung  
mit drei Lenkungsarten

Für die Unimog Geräteträger 
U 423 bis U 530 ist eine Hinter-
achs-Zusatzlenkung lieferbar. 
Sie macht drei verschiedene 
Lenkungsarten möglich: Nor-
mallenkung über die Vorderrä-
der, Allradlenkung mit allen Rä-
dern in entgegengesetzten Ein-
schlagwinkeln, „Hundeganglen-
kung“ für die Diagonalfahrt mit 
parallel gestellten Rädern. Da-
durch wird der ohnehin kleine 
Wendekreis um bis zu weite-
re 20 Prozent reduziert und die 
Manövrierfähigkeit des Fahr-
zeugs in allen Einsatzsituationen 
gesteigert.

Das Unimog-Programm der 
Geräteträger umfasst die Ein-
stiegsmodelle Unimog U 219, 
und U 319 und die Allrounder 
U 323 und U 423, denen die Vier-
zylindermotoren mit Leistungen 
zwischen 140 kW (190 PS) und 
170 kW (231 PS) gemein sind. 
Die Unimog U 427 und U 527 
sowie U 430 und U 530 haben 
Sechszylindermotoren und ver-
fügen über 200 kW (272 PS) be-
ziehungsweise 220 kW (299 PS). 
Ideal für den Garten- und Land-
schaftsbau: das neue Einstiegs-
modell Unimog U 219.

Mit seinem hervorragenden 
Preis-/Leistungsverhältnis ist die-
ser U 219 neben dem Bereich 
Garten- und Landschaftsbau 
auch auf die Bedürfnisse von 
Kommunen und kleineren Un-
ternehmen zugeschnitten. Er ist 
der ideale Nachfolger der heu-
te noch verbreiteten Unimog 

U 1200, U 1400 und U 1600, die 
bis 2002 hergestellt wurden. 

Typisch für die Einsatzdau-
er des Unimog: Von den über 
16.000 produzierten Fahrzeu-
gen dieser älteren Baureihe 
sind allein in Deutschland noch 
rund 10 000 Exemplare zugelas-
sen. Der Unimog U 219 bietet 
in Kompaktheit, Nutzlast, Kraft, 
Robustheit und Zuverlässigkeit 
ähnliche Werte wie die früheren 
Unimog, kann aber den aktuel-
len Stand an Komfort, Sicherheit 
und Effizienz für sich verbuchen.

„Unimog Partner“  
und „Unimog ExpertPartner“

Das Angebot an Anbaugeräten 
wird von einer Vielzahl von An-
baugeräteherstellern mit lang-
jähriger Expertise stetig ausge-
baut. Mit ihnen arbeitet Merce-
des-Benz bei der Entwicklung 
und Anpassung von Geräten 
eng zusammen. Das Label „Uni-
mog Partner“ bzw „Unimog Ex-
pertPartner“ umfasst aktuell 44 
hochspezialisierte Firmen mit 
über 160 an den Unimog ange-
passten und vom Hersteller frei-
gegebenen Gerätevarianten.

„Unimog ExpertPartner“ dür-
fen sich Aufbauhersteller nen-
nen, die besonders hohe Anfor-
derungen hinsichtlich Service, 
Qualität und Technik erfüllen 
Mehr hierzu unter www.uni-
mogpartner.com.

Über 650 Servicestandorte

Hinter dem Unimog-Service 
steht eine weltweit organisier-
te Servicestruktur mit über 650 
Servicestandorten in mehr als 

130 Ländern, davon rund 220 in 
Deutschland. Besonders zu er-
wähnen ist, dass die autorisier-
ten Unimog-Servicepartner sich 
im Falle einer notwendigen Re-
paratur nicht nur um die Fahr-
zeuge, sondern auch um die An– 
und Aufbaugeräte kümmern – 
also um das Komplettsystem. 

Service-Angebote

Unter vier Serviceangeboten 
kann der Unimog-Eigner wäh-
len: Antriebsstrang-Garantie 
(Service Extend), Anschlussga-
rantie auf den Antriebsstrang 
(Service Extend plus), Vor-Ort-
Service mit Hol- und Bringdienst 
sowie Leihfahrzeug für den Fah-
rer (Service Mobilität) und dem 
Full-Service-Paket für War-

tungs- und Verschleißarbeiten 
am Unimog (Service Complete). 
Dieses umfangreiche Leistungs-
paket deckt alle Werkstattarbei-
ten zu festen monatlichen Raten 
ab, von der Koordination der 
Termine bis zur Rechnungsprü-
fung. Dies sichert dem Kunden 
Kostentransparenz sowie Ein-
satzsicherheit und Wirtschaft-
lichkeit seines Unimog-Fuhr-
parks.

Neben einem reinen War-
tungsvertrag (Maintenance 
Complete) über eine feste Lauf-
zeit, ist eine Garantieverlänge-
rung für das Gesamtfahrzeug 
bis maximal 60 Monate möglich. 
Sie bietet Schutz und Kosten-
transparenz ohne Selbstbeteili-
gung für bis zu fünf Betriebsjah-
re nach Erstzulassung. r

Zertifizierung der Maschinenringe Deutschland:

Transparenz  
schafft Vertrauen

Rasen mähen, kehren und Schnee räumen können viele. Aber 
was ist mit der Einhaltung von Normen und Gesetzen? Hier wird 
es für Entscheider oft schwierig, Spreu und Weizen zu trennen. 
Gebraucht werden objektive Kriterien. Dies können Zertifizierun-
gen bieten, die in diesem Bereich allerdings noch lange nicht so 
etabliert sind wie in anderen Branchen. „Trotzdem geben sie ei-
ne wichtige Orientierung. Denn die Bereitschaft, sich umfassend 
und unabhängig prüfen zu lassen, ist eine solide Basis für eine gu-
te Partnerschaft“, ist Markus Leisgang, Maschinenringe Deutsch-
land, überzeugt. 

Bereits vor sechs Jahren ha-
ben die Maschinenringe be-
gonnen, ihre Dienstleistungen 
zertifizieren zu lassen. Die Trans-
parenz gegenüber den Auftrag-
gebern ist dabei die Hauptmo-
tivation für Leisgang: „Die Ma-
schinenringe betreuen mehr als 
51 Mio. qm² Fläche und knapp 
40.000 Objekte in Deutsch-
land. Diese Erfahrung spricht 
natürlich schon einmal für sich. 
Trotzdem ist es noch einmal et-
was anderes, wenn man in einer 
Ausschreibung objektiv belegen 
kann, wie man arbeitet“.

Das Zertifikat für Verkehrs- 
und Grünflächendienste (Kom-
petente Verkehrs- und Grün- 
flächendienste, kurz KVG), nach 
dessen Standards neben der 
Maschinenringe Deutschland 
GmbH aktuell 14 lokale Maschi-
nenringe sowie 3 weitere Unter-
nehmen arbeiten und sich jähr-
lich auditieren lassen, steht auf 
mehreren Säulen. Grundlage 
der Zertifizierung ist die fachli-
che Kompetenz sowie die Ein-
haltung aller Normen, Richtlini-
en und Vorschriften. Dazu ge-
hört auch, dass alle Mitarbeiter 
die nötigen Ausbildungen und 
Schulungen haben und regel-
mäßig weitergebildet werden. 

Ebenfalls Teil der Zertifizierung 
sind Nachhaltigkeitsaspekte wie 
eine nachweisliche Ressourcen-
schonung und sozialverträgli-
ches Handeln. „Wir sind in einer 
Branche unterwegs, in der Viele 
es mit arbeitsrechtlichen Aspek-
ten, mit Löhnen, mit Arbeitszei-
ten, aber auch mit Umweltas-
pekten wie dem Einsatz umwelt-

freundlicher Streumittel nicht so 
ernst nehmen. Umso wichtiger 
ist für uns, genau in diesen As-
pekten, in denen gerne gespart 
wird, zu einhundert Prozent 
transparent zu sein“, fasst Leis-
gang zusammen.

Zuerwerb für Landwirte

Der Maschinenring bietet Un-
ternehmen und Kommunen 
Dienstleistungen in den Berei-
chen Winterdienst, Grünpfle-
ge und Außenreinigung. Gleich-
zeitig bietet er Landwirten Ne-
benerwerbsmöglichkeiten und 
Risikominimierung. Über die 
Maschinenringe waren im letz-
ten Jahr über 9.800 Landwir-
te im Zuerwerb tätig. So tragen 
der Winterdienst und die Grün-
pflege einen bedeutenden Teil 
dazu bei, die bäuerliche Land-
wirtschaft in Deutschland zu si-
chern. r

Henne-Vertriebsmitarbeiter Werner Ottl (l.) übergab einen Uni-
mog U 530 an Siegfried Finsterwald von der Firma Werner GmbH 
& Co. Straßenreinigung KG. Mit der Tunnelwaschanlage und dem 
Dücker-Spezialausleger DUA 800 samt 5.000 Liter Wasserfass wird 
München in ganz neuem Glanz erstrahlen. Bild: Henne Nutzfahrzeuge

http://www.unimogpartner.com
http://www.unimogpartner.com
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GZ ZU GAST BEI ...
Welche Kommune und wie viele Einwohner 
vertreten Sie?
Bürgermeisterin im Markt Markt Erlbach in 
Mittelfranken, 30 km westlich von Nürnberg, 
mit 5.800 Einwohnern. Wir sind die fünftgröß-
te Kommune im Landkreis Neustadt/Aisch-Bad 
Windsheim, haben 32 Ortsteile und eine Ge-
meindeflächen von 61 km2

Wann haben Sie Ihr Amt angetreten? 
1. Mai 2008
Was war Ihr persönlicher Anreiz, in die Kom-
munalpolitik zu gehen?
Die Herausforderung, meine Heimatgemeinde 
aktiv mit zu gestalten.
Wie haben Sie sich vorbereitet? 
Ich war vor meiner Wahl zur 1. Bürgermeisterin 
bereits 12 Jahre Gemeinderätin und Fraktions-
sprecherin, dazu auch Kulturbeauftragte von 
Markt Erlbach. Außerdem habe ich verschiede-
ne Seminare zur Vorbereitung auf das Bürger-
meisteramt besucht.

die der Staat an die Kommunen abgibt (z. B. Di-
gitalisierung der Schulen, Breitband- und Mo-
bilfunkausbau). Dazu immer größere Auflagen, 
Gesetzesvorgaben und mehr Bürokratie.
Haben Sie einen wichtigen Ratschlag für jun-
ge Kolleginnen und Kollegen?
Auch bei großem Arbeitseifer und Engagement 
sich nicht selbst zu vergessen!
Wie beziehen Sie Kolleginnen und Kollegen/ 
Bürgerinnen und Bürger/Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter in Ihre Arbeit und in Ihre Ent-
scheidungsfindung ein?
Der Austausch unter Bürgermeisterkollegen 
und -kolleginnen ist unverzichtbar und sehr 
wertvoll! Bürgerinnen und Bürger müssen im-
mer mitgenommen werden, aber Bürgermeis-
terin und Gemeinderat dürfen das Heft nicht 
aus der Hand geben. Wir sind gewählt wor-
den, um Entscheidungen für unsere Bürgerin-
nen und Bürger zu treffen. 
Die Einbeziehung und Anhörung von Mitar-
beiterinnen und Mitarbeitern ist schon des-
halb wichtig, weil sie unsere Beschlüsse umset-
zen müssen. Ihre fachliche Kompetenz darf auf 
keinen Fall unterschätzt oder gar übergangen 
werden.
Wieviel Einfluss wird die Digitalisierung auf 
die künftige Kommunalpolitik haben?
Die Digitalisierung wird unsere Arbeitswelt, 
auch die der Kommunalpolitik, noch viel stärker 
beeinflussen und verändern. Wir müssen die 
Chancen sehen und proaktiv umsetzen. Schon 
alleine die Corona-Krise hat gezeigt, welche Be-
deutung der Digitalisierung zukommt.
Gibt es ein Lebensmotto, das Sie begleitet?
„Jedem Menschen Recht getan, ist eine Kunst, 
die niemand kann.“
Wie wollen Sie in Erinnerung bleiben?
„Sie hat was bewegt.“

Wo lagen bei Ihrem Amtsantritt die Heraus-
forderungen? 
Unser Lehrschwimmbecken war wegen bau-
licher Mängel geschlossen und die Entschei-
dung, ob Sanierung, Neubau oder Auflassung 
stand an (Wir entschieden uns nach reiflichen 
Prozessen zu einem Neubau für 3,6 Mio. Euro).
Ein altes Gasthaus wurde erworben und sollte 
zu einem Bürgerhaus umgebaut werden (Bau-
kosten letztlich dann 2 Mio. Euro). Dazu woll-
te ich mein Wahlversprechen einlösen, ein Se- 
niorenpflegeheim anzusiedeln, was mir auch 
gelungen ist.
Nur einer unserer Ortsteile war für ein Dorfer-
neuerungsverfahren angemeldet. Ich meldete 
dann noch einige nach. Eine Kläranlagenbau-
stelle und auch Investitionen in die Wasserver-
sorgung waren zu bewerkstelligen.
Welche Themen beschäftigen Sie momentan? 
Neubau oder Sanierung des Rathauses, Breit-
band- und Mobilfunkausbau, Gewerbeansied-
lung und unaufschiebbare Unterhaltsmaßnah-
men unseres großen Straßennetzes.
Womit werden Sie sich noch auseinanderset-
zen müssen/wollen? 
Zurückgehende Einnahmen, steigende Fremd-
kapitalaufnahme und immer neue Aufgaben, 

Dr. Birgit Kreß
Bezirksverbandsvorsitzende  

Mittelfranken  
des Bayerischen Gemeindetags

Bild: Petra Kellner

Landkreis Fürstenfeldbruck:

Beteiligung an neu gegründeter 
gemeinnütziger Hospiz Germering gGmbH
Der Kreistag des Landkreises Fürstenfeldbruck hat der Gründung 
der gemeinnützigen Hospiz Germering gGmbH zugestimmt. Er 
wird einer der Gesellschafter neben dem Hospizverein Germering 
e.V. und der Großen Kreisstadt Germering. 

Die gGmbH wird das derzeit 
im Bau befindliche Hospiz betrei-
ben. Dieses soll seinen Betrieb im 
Frühjahr 2022 aufnehmen. Am 
01. Dezember 2015 ist das Gesetz 
zur Verbesserung der Hospiz- und 
Palliativversorgung in Deutsch-
land in Kraft getreten. Darauf auf-
bauend hat der Hospizverein Ger-
mering, vertreten durch den 1. 
Vorsitzenden Herrn MdL a.D. Dr. 
Peter Braun, in langen Verhand-
lungen mit den Krankenkassen 
erwirken können, dass ein Hospiz 
mit zehn Plätzen von den Kassen 
anerkannt wird. 

Mit dem Kreistagsbeschluss 
kann das Hospiz nun als fünf-
te Einrichtung dieser Art in Ober-
bayern verwirklicht werden. Es 
soll nicht nur Personen des Land-
kreises Fürstenfeldbruck, sondern 
auch aus den Kreisen Starnberg, 
Landsberg und Dachau zur Verfü-
gung stehen. 

Optimale Versorgung  
und Unterstützung

Betreiber des Hospizes wird die 
gemeinnützige Hospiz Germering 
gGmbH werden. „Mit dem neuen 
Hospiz verfügt der Landkreis Fürs-
tenfeldbruck über eine einzigarti-
ge Einrichtung, wie es sie in Ober-
bayern bislang nur viermal gibt“, 
betont Landrat Thomas Karma-
sin. „Unheilbar kranke Menschen 
erhalten in der Region, und damit 
in der Nähe ihrer Angehörigen, 
eine optimale palliativ-medizini-
sche Versorgung und psychosozi-
ale Unterstützung.“ 

Im Unterschied zu einem Kran-
kenhaus ist das Hospiz ganz be-
sonders auf die Bedürfnisse Ster-
bender eingestellt und ermöglicht 
Ihnen einen Abschied in Würde. 
Sofern keine Verzögerungen ein-
treten, soll das Hospiz im Früh-
jahr 2022 seinen Betrieb aufneh-
men. Es wird in einem derzeit im 
Bau befindlichen Gebäude in un-
mittelbarer Nähe des Rathauses 
Germering einziehen.

Bauherr und künftiger Ver-
mieter ist die Sozialstiftung Ger-
mering. Neben dem Hospiz wer-
den in dem Neubau auch Mitar-
beiterwohnungen Platz finden. 
„Unser Dank gilt insbesonde-
re denjenigen, die der Germerin-
ger Sozialstiftung das Grund-
stück überlassen haben und da-

mit die Realisierung des Hos-
pizes überhaupt erst möglich 
machen“, unterstreicht Germerings 

Landrat Thomas Karmasin (h.r.) und Dr. Peter Braun, 1. Vorsitzen-
der des Germeringer Hospizvereins (vorne Mitte) zusammen mit 
Manuela Kreuzmair, 2. Bürgermeisterin von Germering (h.l.), Sina 
Muscholl (v.l.) und Elizabeth Braams (v.r.), Geschäftsführerinnen 
der Hospiz gGmbH. Bild: LRA Fürstenfeldbruck

Oberbürgermeister Andreas Haas.
Das Areal stammt von der 

Max-und-Gabriele-Strobl-Stif-
tung, die unter dem Dach der Ger-
meringer Sozialstiftung verwaltet 
wird. Ihnen zu Ehren wird das Ge-
bäude daher den Namen „Max 
und Gabriele Strobl Haus“ tragen. 
Der Hospizverein Germering be-
teiligt sich mit einem Anteil von 
52 Prozent an der Hospiz Gm-
bH, der Landkreis Fürstenfeld-
bruck und die Große Kreisstadt 
Germering jeweils mit einem An-
teil von 24 Prozent. 95 Prozent 
der Betriebskosten werden durch 
die Krankenkassen übernommen. 
Die restlichen fünf Prozent muss 
der Hospizverein aufbringen.

Bitte um Zuwendungen

„Dieses gemeinnützige Projekt, 
welches auf Spenden angewie-
sen ist, stellt eine Bereicherung 
des sozialen Angebotes dar“, be-
tont Dr. Peter Braun und bittet die 
Bevölkerung um Zuwendungen. 
Zweckgebundene Spenden für 
das Hospiz können auf das Spen-
denkonto des Hospizverein Ger-
mering e.V überwiesen werden. 

Das neue Hospiz im Germering 
ergänzt die bereits bestehenden 
Angebote im Landkreis um die 
Möglichkeit der stationären Be-

Ambulante Palliativ Team Fürsten-
feldbruck an. Der Hospizdienst der 
Caritas Fürstenfeldbruck und der 
Hospizverein Germering e.V. bera-
ten und begleiten Sterbende und 
deren Angehörige. r

treuung und Versorgung bis zum 
Tod. Die Kreisklinik Fürstenfeld-
bruck verfügt zwar über eine Pal-
liativstation. In der Regel verblei-
ben die Patienten dort aber nur 14 
Tage. Eine palliativ-medizinische 
Versorgung durch Fachärzte in der 
häuslichen Umgebung bietet das 

Kommunen der Metropolregion Nürnberg schaffen Mehrwert durch Bildungssteuerung:

„Gewusst wie!“
Neue Publikation gibt praxisnahen Einblick in das Bildungsgeschehen vor Ort

Die aktive Gestaltung ihrer Bildungslandschaften ist mittlerweile un-
verzichtbarer Bestandteil kommunaler Daseinsvorsorge von Land-
kreisen und Städten. Kommunales Bildungsmanagement hilft, das 
Bildungsangebot vor Ort zielgerichtet zu gestalten, innovative Maß-
nahmen zu starten und die Region auf wichtige Zukunftsfelder aus-
zurichten. Die neue Broschüre der Transferagentur Bayern „Gewusst 
wie! Datenbasierte Bildungssteuerung in bayerischen Kommunen“ 
zeigt für elf Felder des lebenslangen Lernens, welche Potenziale mit 
Bildungssteuerung gehoben und welche Mehrwerte für Bürgerinnen 
und Bürger damit geschaffen werden.

„Die vielfältigen Investitionen in 
Bildung in den letzten Jahren ha-
ben sich gelohnt! Jetzt zeigt sich 
ihr Nutzen. So gelingt beispielwei-
se die Integration von Neuzuge-
wanderten in unser Bildungssys-
tem seit 2015 schneller und bes-
ser. Vom Aufbau digitaler Kom-
petenzen profitiert die gesamte 
Bevölkerung und die Fachkräfte-
sicherung wird durch zielgerich-
tete Initiativen, etwa am Über-
gang von Schule zum Beruf groß-
artig unterstützt“, sagt Dr. Chris-
ta Standecker, Geschäftsführerin 
in der Metropolregion Nürnberg.

„In unserer neuen Broschüre 
finden sich noch viele weitere in-
teressante Ansätze aus ganz Bay-
ern.“ Ein Ansatz kommt aus der 
Stadt Bamberg: Dort wurden die 
Familien in den einzelnen Stadt-
teilen zur Nutzung der vielfältigen 
Bildungsangebote und zu ihren 
Wünschen und Bedürfnissen be-
fragt. Mit diesem Wissen werden 
nun konkrete neue Angebote kon-
zipiert, etwa bei Planungsprozes-
sen für Jugendhilfe und Kitas oder 
bei der Gestaltung einzelner Stadt-
teilzentren.

Weitere Beispiele aus der Metro-
polregion sind: Nürnberg mit dem 
Programm „Deutschspracherwerb 

für Neuzugewanderte“, der Land-
kreis Bamberg mit einer Digitalisie-
rungsmesse für Schulen, Fürth mit 
einem Projekt zur Unterstützung 
von Schulverweigerern und Erlan-
gen mit einem Teilbericht zur Er-
wachsenenbildung.

Einen spannenden Einblick in 
die kommunale Perspektive bie-
tet ebenso das Interview mit Bri-
gitte Keyser, Leiterin des Fachbe-
reichs Bildung, Kultur und Sport 
des Landkreises Coburg. Sie be-
tont, „dass es insbesondere dar-
um geht, Bildungsangebote zu er-
halten und vorhandene Ressour-
cen so einzusetzen, dass sie mög-
lichst große Wirkung entfalten 
können. Im vergangenen Jahr hat 
der Landkreis Coburg sich z. B. 
stark für den Erhalt der Polsterer-
Klassen eingesetzt, die in Coburg 
unterrichtet werden. Sie zu er-
halten, stärkt die Polsterindustrie 
und damit die Region. “

Unter kommunaler Bildungs-
steuerung versteht man die Ver-
knüpfung von datenbasierten Ana-
lysen, daraus gemeinschaftlich ge-
troffenen Entscheidungen und die 
Ableitung innovativer Projekte und 
Maßnahmen in einer Kommune. 21 
Kommunen in der Metropolregi-
on und bayernweit 56 Kommunen 

steuern ihre Bildungslandschaft 
auf diese Weise.

Erstellt wurde die Publikation 
durch die Transferagentur Bayern 
für kommunales Bildungsmanage-
ment, die vom Bundesministerium 
für Bildung und Forschung geför-
dert wird. r

Olaf Heinrich freut sich  
auf „spannende Aufgaben“

Niederbayerischer Bezirkstagspräsident ist neuer Vorsitzender  
des Bayerischen Landesvereins für Heimatpflege

Beim Bayerischen Landesverein für Heimatpflege e. V. mit Sitz in Mün-
chen wurde ein neuer Vorsitzender gewählt, nachdem der langjähri-
ge Vorstandsvorsitzende und ehemalige Landtagspräsident Johann 
Böhm nicht mehr angetreten war. Der 40-köpfige Beirat sprach sich 
mehrheitlich für Dr. Olaf Heinrich, Bezirkstagspräsident von Nieder-
bayern aus, der sich nun „sehr auf diese spannende Aufgabe“ freut.

„Der Landesverein für Heimat-
pflege ist bayernweit gerade bei 
den Themen engagiert, die mir 
auch in der Arbeit auf Bezirkse-
bene sehr wichtig sind und große 
Freude machen. Mich künftig als 
Vorsitzender des Landesvereins 
einbringen zu dürfen, ist eine Ehre. 
Dem Vertrauensvorschuss der Bei-
ratsmitglieder werde ich mit aller 
Kraft versuchen, gerecht zu wer-
den“, so der Niederbayer, der im 
Landkreis Freyung-Grafenau zu-
hause ist. Die Heimatpflege ist für 
ihn weit mehr als nur der Erhalt des 
Bestehenden. „Heimatpflege in all 
ihren Facetten ist ein absolutes Zu-
kunftsthema. Die Frage, wie es uns 
gelingt, das Bild unserer Landschaf-
ten, unsere Baukultur, unsere Bräu-
che und Trachten zu erhalten und 

verantwortungsvoll weiterzuent-
wickeln ist auch eng mit der Iden-

das ist in Zeiten von zunehmender 
Digitalisierung und Globalisierung 
von wachsender Bedeutung.“

Schutz der 
kulturellen Überlieferung

Der Verein zur Förderung der 
Heimatpflege in Bayern fungiert  
als Dachorganisation für die 
haupt- und ehrenamtlichen Hei-
matpfleger und hat einen, in der 
bayerischen Verfassung festgeleg-
ten Auftrag zum „Schutz der kultu-
rellen Überlieferung“. Dazu zählt 
die Baugestaltung, Denkmalpfle-
ge, Landschaftspflege, Brauchtum, 
Sprachpflege und Sprachkultur, 
Volksschauspiel, Trachten, regio-
nale Geschichtsforschung, Volks-
musik, Volkslied und Volkstanz.

Der Verein besteht derzeit aus 
etwa 7.000 Mitgliedern, einem 
zehnköpfigen Vorstand sowie ei-
nem Beirat. In der Geschäftsstelle 
in München und vier Außenstellen 
sind derzeit 16 hauptamtliche Mit-
arbeiter beschäftigt. r

Olaf Heinrich. r

tifikation der Menschen mit ihrer 
Heimat verbunden – und gerade 
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„Straßen umzubenennen, 
ist eine heikle Sache. Da steht 
ja für die Anwohner und Be-
sucher, für Kartendienste, für 
Taxifahrer, Rettungsdienste 
und viele andere doch eini-
ges auf dem Spiel. Einfach 
ganz ohne Bürgerbeteiligung 
einen traditionellen Straßen-
namen auszulöschen, soll-
te eine Ausnahme bleiben.“ 
Mein Chef, der Bürgermeis-
ter, las gerade Berichte über 
die Umbenennung der Moh-
renstraße in Berlin. 

Die Mohrenstraße empfanden und empfin-
den einige Berliner als Ärgernis, da sie Mohr 
als rassistisches Schimpfwort sehen. Dafür 
braucht man neben der richtigen Gesinnung 
auch fehlende Lateinkenntnisse, denn das la-
teinische mauros heißt einfach schwarz oder 
afrikanisch. Auf diesen Begriff gehen auch die 

Mauren zurück, die via Spanien Europa viel 
verloren geglaubtes Wissen der Antike aus 
Nordafrika zurückbrachten und auch der Hei-
lige Mauritius, der nicht nur einer Insel im Indi-
schen Ozean seinen Namen lieh, sondern sich 
auch im eingedeutschten Moritz großer Be-
liebtheit erfreut. Anhänger von cancel culture, 
deren Eltern so unsensibel waren, sie Moritz 
oder Maurice zu nennen, sollten also eine Um-
benennung in Max in Betracht ziehen.

Mit der Mohrenstraße war Berlin in einem 
zweifachen Dilemma, da es auch noch eine 
nach dieser Straße genannte U-Bahnstation 
gibt. Die Berliner Verkehrsbetriebe, nicht faul, 
suchten einfach eine andere Straße in der Ge-
gend und wollten die Station in Glinkastraße 
umbenennen. Ein russischer Komponist schien 
ungefährlich, bis sich herausstellte, dass der 
namensgebende Michail Glinka ein hefti-
ger Antisemit war. Ja, so facettenreich ist das 
manchmal mit den Namenspatronen.

Deshalb hat die Bezirksversammlung mit 
den Stimmen von sich nach außen immer basis-
demokratisch gebenden und auf Einbeziehung 
der Zivilgesellschaft drängenden Parteien be-
schlossen, die Mohrenstraße ohne Bürger- oder 
Anwohnerbeteiligung nach Anton Wilhelm Amo 
zu benennen. Wobei es sicher eine gute Idee ist, 
in Deutschland Straßen nach ihm zu benennen. 
Anton Wilhelm Amo wurde um 1700 im heuti-
gen Ghana geboren und gelangte nach Amster-

dam, von wo er dem Herzog 
von Braunschweig-Wolfen-
büttel durch die Niederlän-
disch-Westindische Gesell-
schaft geschenkt wurde. Der 
Herzog erkannte sein Talent, 
förderte es und ermöglichte 
ihm ein Studium. Somit wur-
de Amo der erste aus Afrika 
stammende Jurist und Philo-
soph, der im Gebiet des heu-
tigen Deutschland ausgebil-
det wurde und der bis heu-
te eine kulturelle Brücke zwi-
schen uns und Ghana bildet. 

Also klar straßennamenwürdig.
Das Problem mit der Umbenennung ist nur, 

dass Hunderte ihre Adresse ändern müssen, 
darunter das Bundesministerium der Justiz, 
sämtliche Karten in einer zentralen Gegend 
Berlins falsch werden und so manche Taxler 
oder Sankafahrer etwas brauchen werden, bis 
sie Fahrgäste oder Verletzte ohne Verzögerung 
von dort abholen können. Vor allem aber geht 
die Erinnerung daran verloren, dass es in deut-
schen Landen eben nicht nur diesen brillanten 
Mann mit afrikanischen Wurzeln gab, sondern 
eine Reihe von heute namenlosen Hofmohren, 
die aus Afrika verschleppt wurden, um an deut-
schen Fürstenhäusern, etwa am preußischen 
Hof, als Diener, Musiker oder schlicht als exo-
tisches Beiwerk gehalten zu werden. Ein fas-
zinierender Mann, der es verdient hat, in der 
kollektiven Erinnerung zu bleiben, verdrängt 
damit die Erinnerung an all die, die nicht wie 
er das Glück eines fürstlichen Förderers ge-
habt haben. Ob das tatsächlich ein Beitrag im 
Kampf gegen Gegenwartsrassismus ist?

Mein Chef, der Bürgermeister, ist froh, in un-
serer Stadt keinen umstrittenen Straßennamen 
zu haben – oder jedenfalls keinen, dessen Zwei-
felhaftigkeit bisher thematisiert wurde. Denn 
ob bei Straßen, die nach dem kolonialen Erbe 
wie Togo oder Kamerun benannt sind, oder bei 
Straßen, die die Namen von Antidemokraten 
wie Ernst Thälmann oder Clara Zetkin tragen: 
Immer muss man abwägen, ob deren Tilgung 
nicht auch die kritische Auseinandersetzung 
mit der dahinterstehenden Geschichte eher er-
schwert. Denken wir an ein Wort des Journa-
listen Alexandre Laumonier: „Eine Irrfahrt ist 
keine Reise und kein Ausflug. Sie ist die Frage: 
Was tue ich da?“.

GZ GESTERN
hat mein Chef gesagt ...

Von Straßennamen 
und Umbenennungen

Freuen sich über die Förderung des TTZ Donauwörth. V.l.: Prof. Dr. Helmut Wieser (Vizepräsident  
Forschung und Entwicklung, Hochschule Augsburg), Prof. Dr. Björn Häckel und Prof. Dr. Dominik  
Merli (beide Wissenschaftliche Leitung TTZ Donauwörth), MdL Wolfgang Fackler, Bettina Kräußlich 
(Geschäftsführerin der IHK-Regionalgeschäftsstelle), Stefan Rößle (Landrat Donau Ries) und Jürgen 
Sorré (Oberbürgermeister Donauwörth). Bild: Hochschule Augsburg

Donauwörth:

Sechs Mio. Euro Förderung für 
neues Technologietransferzentrum

Wissenschaftler der Hochschule Augsburg forschen zu Big Data
Die Forschungsergebnisse sollen neue Impulse für digitale Geschäftsmodelle liefern

Die Hochschule Augsburg erhält für den Aufbau und die Einrich-
tung eines neuen Technologietransferzentrums (TTZ) in Donau-
wörth mit dem Schwerpunkt „Data Analytics“ rund sechs Millio-
nen Euro Förderung vom Bayerischen Wissenschaftsministerium. 
Das neue TTZ nimmt im Herbst dieses Jahres seinen Betrieb auf 
und setzt sich mit der Analyse und Auswertung großer Daten-
mengen auseinander.

Der Bayerische Landtag hat 
diese Anschubfinanzierung ge-
nehmigt. Die hohe Gesamt-
summe ist ein „Wumms“ für 
den Wissenschaftsstandort Do-
nauwörth und wir haben damit 
Planungssicherheit bis ins Jahr 
2024“, freute sich MdL Wolfgang 
Fackler im Rahmen des heutigen 
Pressetermins, zu dem er in die 
neuen Räumlichkeiten eingela-
den hatte. Der CSU-Stimmkrei-
sabgeordnete hatte sich in Mün-
chen immer wieder hartnäckig 
für das TTZ Donauwörth einge-
setzt. Unterstützt wurde MdL 
Fackler dabei auch vom Do-
nau-Rieser Landrat Stefan Röß-
le. „Zwei TTZs in einem Land-
kreis sind nicht selbstverständ-
lich. Ich freue mich über die-
se geniale Lösung, denn gerade 
im Bereich Forschung und Pa-
tentanmeldung haben wir noch 
Luft nach oben“, so Rößle.

Entscheidendes Zukunftsfeld

Wissenschaftsminister Bernd 
Sibler betonte: „Unsere Hoch-
schulen für angewandte Wis-
senschaften und ihre Technolo-
gietransferzentren sind Innova-
tionsmotoren für Wissenschaft 
und Wirtschaft. Mit dem neu-
en TTZ in Donauwörth schaf-
fen wir eine vielversprechende 
Forschungseinrichtung in der 
Region für die Region. Mit sei-
nem Schwerpunkt auf Big Da-
ta besetzt es ein entscheiden-
des Zukunftsfeld. Für das Do-
nau-Ries und damit für den Wis-
senschaftsstandort Bayern wird 
dieses TTZ insgesamt sehr wert-
voll sein. Die sechs Millionen Eu-
ro sind hier bestens angelegt – 
für mehr Innovation, für mehr 
Fortschritt.“

Die Industrie in Bayerisch- 
Schwaben steht vor großen Her- 
ausforderungen. Kleine und mit-
telständische Unternehmen 
sind einem immensen Wett-
bewerbs- und Digitalisierungs-
druck ausgesetzt. „Um im welt-
weiten Wettbewerb langfristig 
bestehen zu können, müssen die 
regionalen Unternehmen tech-
nologische Innovationen gezielt 
nutzen und ihre Geschäftsmo-

delle zukunftsfähig weiterentwi-
ckeln. Die aktuellen Entwicklun-
gen im Bereich der Digitalisie-
rung und der Industrie 4.0 bie-
ten hierfür vielfältige Chancen“, 
betonte auch die Geschäftsfüh-
rerin der IHK-Regionalgeschäfts-
stelle, Bettina Kräußlich.

Forschungsfragen

Gerade in der industriellen 
Wertschöpfung fallen durch 
die zunehmende Digitalisierung 
von Produktions- und Logistik-
prozessen große Datenmengen 
an: Wie können diese Daten ge-
winnbringend genutzt werden? 
Können sie so ausgewertet wer-
den, dass eine Effizienzsteige-
rung in der Produktion und Lo-
gistik möglich ist? Oder können 
daraus gar neue und innovati-
ve Geschäftsmodelle entstehen, 
die bayerischen Unternehmen 
im internationalen Wettbewerb 
einen entscheidenden Vorteil si-
chern?

Unter der Leitung von Prof. Dr. 
Björn Häckel, Experte für Wert-
schöpfungsnetze und Geschäfts-
modelle, und Prof. Dr. Dominik 
Merli, Experte für Sicherheit in 
IT- und Produktionssystemen, 
setzen sich die Wissenschaft-
ler:innen der Hochschule Augs-
burg am TTZ Donauwörth mit 
diesen Forschungsfragen ausei-
nander. Dabei setzen sie auf ei-
ne breite Vernetzung mit den 
Unternehmen und Innovations-
treibern der Region.

Breite Vernetzung  
mit den Unternehmen 
und Innovationstreibern

Das TTZ Donauwörth soll ei-
ne gemeinsame Plattform bil-
den, die den engen Austausch 
zwischen etablierten Unterneh-
men, Start-ups und Nachwuchs-
wissenschaftler:innen aus Bay-
ern, der Region Schwaben und 
insbesondere aus dem Land-
kreis Donau-Ries fördert. Im en-
gen Zusammenspiel von For-
schung und Unternehmen sol-
len die Entwicklung von intel-
ligenten Methoden aus den 
Bereichen Business Intelligence 

und (Big) Data Analytics für in-
dustrielle Anwendungsszenari-
en sowie von darauf basieren-
den, datengetriebenen Dienst-
leistungen und Geschäftsmodel-
len vorangetrieben werden.

Hochkarätige Einrichtung

Und so sieht der Zeitplan aus: 
Aktuell entsteht in den Räumen 
des ehemaligen Auer-Gebäu-
des in der Innenstadt eine mo-
derne Forschungsinfrastruktur. 
Donauwörths Oberbürgermeis-
ter Jürgen Sorré: „Wir freuen 
uns, dass wir eine solch hoch-
karätige Einrichtung in Donau-
wörth ansiedeln konnten und 
hier bald Mitarbeiter der Hoch-
schule Augsburg an einem Me-
ga-Thema der Zukunft forschen. 
Besonders freut mich, dass die 
heimischen Unternehmen von 
dieser Forschung und Experti-
se profitieren werden, indem 
gemeinsam Projekte entwickelt 
werden können. Daher war es 
für die Stadt Donauwörth eine 
Selbstverständlichkeit, die Su-
che nach geeigneten Räumlich-
keiten intensiv zu unterstützen 
und sich gemeinsam mit dem 
Landkreis an den Miet- und Be-
triebskosten in der Anschub-
phase zu beteiligen. Hier ent-
steht ein Stück Zukunft mitten 
in Donauwörth!“

Wichtiger Impulsgeber 
für die Region

Voraussichtlich im Herbst die-
ses Jahres nehmen die Wissen-
schaftler der Hochschule Augs-
burg dann in Donauwörth ihre 
Arbeit auf. In den kommenden 
fünf Jahren werden insgesamt 
vier Professoren und zehn wis-
senschaftliche Mitarbeiter und 
Doktoranden das TTZ Donau-
wörth zu einem Innovationszen-
trum für kleine und mittelstän-
dische Unternehmen im Bereich 
Data Analytics ausbauen.

„Die Hochschule Augsburg 
sieht sich als wichtiger Impulsge-
ber für die Region. Mit dem neu-
en TTZ in Donauwörth und sei-
ner direkten Anbindung an die 
Unternehmen hier in der Region 
kommen wir einmal mehr un-
serer Aufgabe nach, den Wirt-
schaftsstandort mit seiner Inno-
vationskraft zu stärken und vo-
ranzutreiben“, so Prof. Dr. Hel-
mut Wieser, Vizepräsident für 
Forschung und Entwicklung an 
der Hochschule Augsburg. r

Regionalinitiative LEADER: 

Förderperiode geht in die Verlängerung
Seit 2015 gibt es im Passauer Land die Lokale Aktionsgruppe 
(LAG) der Regionalinitiative Passauer Land e.V., die im Rahmen 
des LEADER-Förderprogramms Fördermittel für die Region gene-
riert. Ursprünglich war die aktuelle LEADER-Förderperiode bis En-
de 2020 geplant, nun wurde sie bis Ende 2023 verlängert. 

Hauptziel der Regionalinitiative 
ist die Entwicklung des ländlichen 
Raums im Passauer Land. In die-
sem Zusammenhang betreut die 
LAG die Umsetzung von Koopera-
tions-, Einzel- und Bürgerprojek-
ten und die Beantragung der För-
dermittel von EU, Bund und Frei-
staat. LAG-Managerin Dr. Ursula 
Diepolder und LAG-Vorsitzende 
Anni Regner haben nun bei Land-
rat Raimund Kneidinger Bilanz 
über ihre Arbeit der vergangenen 
Jahre gezogen. 

Gelder für eine gute Zukunft

Mit Unterstützung der LAG bei 
der Sicherung von Fördermitteln 
für Projekte wurden bislang über 
7 Millionen Euro in die Region 
und die ländliche Entwicklung vor 
Ort investiert – davon sind rund 
3,5 Mio. Euro Fördermittel. „Das 
ist gut angelegtes Geld in die Zu-
kunft unserer Heimat“, so Land-
rat Kneidinger. 1,6 Millionen Euro 
an beantragten LEADER-Förder-
geldern sind bereits abgerechnet 
und ausbezahlt, wie LAG-Mana-
gerin Diepolder in ihrer Bilanz 
vorrechnete. Projektanträge kön-
nen noch bis Ende 2021 einge-
reicht werden – EU-Gelder sind 
im LEADER-Topf noch vorhanden.

Begleitet wurden von der LAG 

Projekte wie die Schaffung von 
fünf Bewegungsparcours, Kultur- 
und Begegnungsstätten, Dorfge-
meinschaftshäuser oder die Auf-
wertung von Rad- und Wander-
wegen. Darüber hinaus kann die 
LAG selbst auch kleinere Projek-
te aus örtlichem Bürgerengage-
ment fördern und hat dafür einen 
Topf von 22.000 Euro verfügbar, 
der 2020 noch um weitere 20.000 
Euro aufgestockt wird. So wurden 
etwa die Restaurierung von Feld-
kreuzen bezuschusst, das Verfas-
sen und die Herausgabe von Hei-
matbüchern oder die Wochen 

zur Demokratie in Passau unter-
stützt. Dass mit EU-Geldern auch 
das Engagement aus der Bürger-
schaft unterstützt werden kann, 
freut Anni Regner besonders. 

Mit der nun seitens des Minis-
teriums bekannt gegebenen Ver-
längerung der Förderperiode bis 
Ende 2023, können noch weite-
re Projekte beantragt und beglei-
tet werden. Zwar hat die LAG ihr 
zugeteiltes Budget von rd. 2 Mio. 
Euro fast ausgeschöpft, doch 
kann auf ein bayernweit verfüg-
bares Budget zurückgegriffen 
werden. Hier heißt es allerdings 
schnell sein und gute Projekte an-
tragsreif entwickelt zu haben. Da-
mit die Antragssteller hier erfolg-
reich sind, darf auf die tatkräftige 
Unterstützung der LAG-Manage-
rin gezählt werden. r

Landrat Raimund Kneidinger (v.l.), LAG-Managerin Dr. Ursula 
Diepolder und LAG-Vorsitzende Anni Regner freuen sich über die 
umgesetzten Projekte in der Region. r
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Vorschau auf GZ 18
In unserer Ausgabe Nr. 18, die am 24. September 2020
erscheint, behandeln wir folgende Fachthemen: 
• IT · E-Government · Breitband · Mobilfunk
• Kommunale Energiethemen
• Dienstleistungen für die Kommunalverwaltung
• Kommunale Museen und Bibliotheken

Diskuti eren Sie kommunale 
Themen direkt mit Personen, 
die ähnliche Herausforderungen
meistern. 

www.anmelden.gemeindezeitung.bayern

Das GZ-Netzwerk

 Abzeichen

 Energiedienstleistung

Bau

Fahnenmasten / Fahnen

Gebäudedienstleistungen

Kommunalfahrzeuge

Für jeden der richtige Unimog.
Bei Ihren Profis in der Region.

Henne Nutzfahrzeuge GmbH 
85551 Heimstetten, www.henne-unimog.de

Carl Beutlhauser Kommunal- und Fördertechnik GmbH & Co. KG 
93095 Hagelstadt, www.beutlhauser.de

Wilhelm Mayer GmbH & Co. KG Nutzfahrzeuge 
89231 Neu-Ulm, www.wilhelm-mayer.com

Carl Beutlhauser Kommunaltechnik GmbH & Co. KG 
95326 Kulmbach, www.beutlhauser.de

Ing. Kurt Herold GmbH & Co. KG 
97076 Würzburg, www.kurt-herold.de

KLMV GmbH 
95145 Oberkotzau, www.klmv.de
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Gebäudedienstleistungen

Ihr zuverlässiger Partner
für die Gebäudereinigung

seit 1910

Für Sie vor Ort: 
86356 Neusäß ▪ 90427 Nürnberg

www.pp-service.com

ERLUS AG
Hauptstraße 106
D-84088 Neufahrn/NB 
T 08773 18-0
F 08773 18-113
www.erlus.com
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www.fahnen-koch.de   info@fahnen-koch.de

F a h n e n  K o c h
Thüringer Fahnenfabrik GmbH
Q u e r s t r a s s e  8
9 6 4 5 0  C o b u r g
Tel.: 09561-5527-0 
Fax: 09561-552723

www.fahnen-koch.de   info@fahnen-koch.de

F a h n e n  K o c h
Thüringer Fahnenfabrik GmbH
Q u e r s t r a s s e  8
9 6 4 5 0  C o b u r g
Tel.: 09561-5527-0 
Fax: 09561-552723

Kommunale IT

www. .de

erdgas-schwaben.de

 Ihre Ansprechpartnerin für Anzeigen: 

MONIKA STEER
Telefon 08171.9307-12

steer.monika@gemeindezeitung.de

Ihre Ansprechpartnerin für Veranstaltungen:

THERESA VON HASSEL
Telefon 08171.9307-10

hassel.theresa@gemeindezeitung.de

Hydraulik Hochdruckreinigung

Hydraulische Hochdruckwasserpumpen, Straßen- und Rohrreinigungs-
anlagen, Generatoren, Kompressoren, Schweißgeräte, Magnet-
anlagen, Vibrationspumpen, Staubbindungssysteme, Tauchpumpen, 
Bohrflüssigkeitspumpen

 PT-Hydraulik Vertrieb OHG
Untereggstr. 15 · 86971 Peiting · Tel. +49 88 61/24 69-100

info@pt-dynaset.de · www.pt-dynaset.de

Bay. Gemeindezeitung
Eintrag Lieferanten-Nachweis 2020

Rubrik: Multifunktionale Wärmerückgewinnung
1 sp. x 115 mm

•  Ersatzleistung für Heizkessel, Kältemaschine und
 Rückkühlwerk
•  Kurze Amortisation, sicherer Betrieb
•  Keimfreie Rückgewinnung - hygienisch einwandfrei
• Neubau oder Sanierung im Bestand
• Wegfall von Rückkühlwerken möglich
 (siehe 42. BImSchV)

SEW® GmbH  |  47906 Kempen  |  Tel. 02152 91560
www.sew-kempen.de

Vorbildprojekte in Bayern (Auswahl):
Augsburg: Klinikum • Aschaffenburg: Fachhochschule • Bamberg:
Klinikum • Bayreuth: Klinikum • Ingolstadt: Saturn Arena • München:
Baureferat, Dt. Flugsicherung, Klinikum Großhadern, Muffathalle,
O2-Tower, The Charles Hotel, TUM, Villa Stuck • Murnau: BG 
Unfallklinik • Regensburg: Universität • Schweinfurt: Leopoldina-
Krankenhaus • Würzburg: Universität • div. Polizeistationen etc.

Kosteneinsparung 
und Energiewende 
unter einem Dach

GSWT®

mit der Wärme- /
Kälterückge-
winnung von 
SEW® für Ihre 
Lüftungs- und 
Klimaanlagen
(ab 3.000 m3/h Luftleistung)

 Multi funkti onale
Wärmerückgewinnung

Recyclingbaustoff e
Etschel Brunnenservice GmbH  - Rudolfstr. 112  -  82152 Planegg

Tel.: +49 (0) 89 420 496-51  -  Fax: +49 (0) 89 420 496-55  -  info@etbs.de

Brunnensanierung /
Brunnenregenerierung 

LASSEN SIE UNS DER FORSTWIRTSCHAFT 
EINE ZUKUNFT GEBEN
Windenergieprojekte generieren verlässliche  
Einnahmen für den anstehenden Waldumbau.  
Sie möchten uns Ihre Forstfläche für Windenergie- 
projekte verpachten? Melden Sie sich. 
juwi AG · Simone Brunswig · 06732/9657-2328 ·  
energieprojekte@juwi.de · www.juwi.de 

Erneuerbare Energien

Kommunale Fachmedien

Wegweisend bei Wissen.
Öffentliche Verwaltungen erhalten komplette 
Lösungen zum Beschaffen, Verwalten und 
Nutzen von digitalen und gedruckten Medien.

www.schweitzer-online.de

Kommunale 
Immobilienentwicklung

Sitzmöbelhersteller

 Noti fy-Newslett er
Aktuelle Infos über kommunale 
Neuigkeiten mit unserem Noti fy-
Newslett er – direkt auf Ihr Handy. 

www.baustoffrecycling-bayern.de

Am Gewerbering 23 • D-84069 Schierling
Tel: 09451 9313-0 • www.fahnen-koessinger.de

Fahnen
Maste
Roll-Ups
Bekleidung 
uvm.

 Gewerbebau

Maschinenhallen . Technikräume . Wertstoffhöfe . 
Mehrzweckhallen . Sporthallen . Kindergärten 
Herstellung im eigenen  
Werk in Massing

Fertigteilbau in Holz und Beton 

Laumer Bautechnik . 84323 Massing . Tel.: 087 24 / 88-0 . www.laumer.de

GZ auf folgenden 
Social Media Kanälen:

Weihnachtsbeleuchtung

bahnhofstraße 8
91233 neunkirchen a. sand
telefon: 09123/99 812 99
telefax: 09123/99 812 98
deko-jochum@t-online.de

www.deko-jochum.de

L I E F E R A N T E N N A C H W E I S GZGZ

Informati onssicherheit / 
Datenschutz

Abonnieren Sie unseren 
KOSTENFREIEN NEWSLETTER: 

www.gemeindezeitung.de/newslett er

„Digitale“ Heimkehr nach 80 Jahren
Das „Gedächtnis“ der Jüdischen Gemeinde Regensburgs kehrt an die Donau zurück

Regensburg (obx) - Es ist eine Rückkehr mit hoher symbolischer Be-
deutung: Nach mehr als acht Jahrzehnten kehrt das Archiv der Jüdi-
schen Gemeinde Regensburg in seine Heimat an die Donau zurück. 
Im nächsten Jahr, wenn die Bundesrepublik 1.700 Jahre Jüdisches 
Leben in Deutschland begeht, soll es dann für die Gemeindemitglie-
der und auch öffentlich wieder zugänglich sein. Die Heimkehr der 
historischen Dokumente in digitalisierter Form ist nach der Eröff-
nung der neuen Synagoge im vergangenen Jahr ein weiterer Bau-
stein, mit dem Geschichte und Zukunft der drittältesten Jüdischen 
Gemeinde in Regensburg sichtbar und erlebbar wird.

Der Verwaltungsausschuss des 
Regensburger Stadtrats fasste im 
Juni einen entsprechenden Be-
schluss: Das Archiv der Jüdischen 
Gemeinde Regensburg, das der-
zeit an der Hebrew University of 
Jerusalem verwahrt wird, wird in 
Israel digitalisiert. Die digitale Ko-
pie wird im Stadtarchiv dauerhaft 
für eine öffentliche Nutzung zur 
Verfügung zu stehen.

Das umfangreiche und sowohl 
für die Jüdische Gemeinde und die 
Stadt Regensburg als auch für die 

historische Forschung als außer-
ordentlich bedeutsam zu bewer-
tende Archiv umfasst 560 Num-
mern und gliedert sich in folgen-
de Bereiche: Öffentlich-rechtliche 
Stellung, Organisation und all-
gemeine Verwaltung, Personen-
stand, Kultus, Unterrichtswesen 
und Kultur, Wohlfahrtspflege, Fi-
nanzwesen, Rechtsangelegenhei-
ten, Grundstücks- und Bauwe-
sen, Stiftungswesen, Vereine so-
wie private Akten von Regensbur-
ger Gemeindemitgliedern.

„Nach mehr als 80 Jahren 
wird dadurch der Jüdischen Ge-
meinde mit der Rückkehr des 
Archivs, ihres Gedächtnisses, 
ein hochbedeutender Teil ihrer 
Geschichte wieder direkt ver-
fügbar und erfahrbar gemacht“, 
heißt es in einer Mitteilung der 
Regensburger Stadtverwaltung. 
Auch für die Regensburger 
Stadtgeschichte vom späten 18. 
Jahrhundert bis zum Jahr 1938 
bedeutet das Archiv demnach 
einen signifikanten und kaum 
überzubewertenden Zuwachs 
an Primärquellen.

Bereits im Vorfeld hatten sich 
laut städtischer Regensburger 
Pressestelle die Stabsstelle Erin-
nerungskultur und das Stadtar-
chiv in enger Abstimmung mit der 
Hebrew University in Jerusalem 
in Verbindung gesetzt und eine 
mögliche Umsetzung des Vorha-
bens besprochen. „Der einstim-

mige Beschluss des Ausschus-
ses ermöglicht es der Verwal-
tung nun, direkt in die Vertrags-
verhandlungen einzusteigen, um 
das Projekt schnellstmöglich ab-
zuschließen und das digitalisier-
te Archiv nach Regensburg zu ho-
len“, heißt es in der Mitteilung 
weiter. r

Große Anerkennung:

CSU Lauf dankt Reservisten für ihren Einsatz 
Soldatinnen und Soldaten leisten zusammen mit dem zivilen Perso-
nal und Reservisten einen unverzichtbaren Beitrag für unser Land,  
sei es im Normalbetrieb, in den Auslandseinsätzen auf drei Kontinen-
ten oder auch in der Corona-Krise. Für ihren Einsatz während des Ka-
tastrophenfalls durch Covid-19 bedankte sich der Ortsverband der 
CSU Lauf bei den Reserveoffizieren aus dem KVK Nürnberger Land. 

„Corona hat uns gezeigt, wie wich-
tig der gesellschaftliche Zusam-
menhalt und wie unverzichtbar das 
ehrenamtliche Engagement sind. 
Der Einsatz unserer Reservisten, 
als auch der zahlreichen anderen 
Ehrenamtlichen während der Zeit 
des Corona-Lockdowns, kann da-
her nicht hoch genug gelobt und 

gewürdigt werden“, betonte Laufs 
Zweite Bürgermeisterin Nina Be-
zold. Gemeinsam mit dem kom-
missarischen CSU-Ortsvorsitzen-
den Thomas Pöferlein informierte 
sie sich über den Einsatz der Re-
servisten im Katastrophenfall. 

Dieser ist durch die Amtshilfe 
der Bundeswehr im Fall kommu-

naler Krisenvorsorge und Katas-
trophenbewältigung möglich. So 
kann der Landkreis um Amtshilfe 
u.a. dann ersuchen, wenn ihm die 
erforderlichen Dienstkräfte oder 
Einrichtungen zur Erfüllung seiner 
Aufgaben fehlen. Amtshilfe be-
schränkt sich auf ergänzende Hil-
fe in Einzelfällen und ist nicht auf 
Dauer angelegt. 

Organisiert wird die Amtshilfe 
im Katastrophenfall durch Kreis-
verbindungskommandos (KVK), 
die in jedem Landkreis angesiedelt 
sind und ausschließlich durch Re-
servisten besetzt sind. r
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